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I.  Teil, 


Aus  den  Problemen,  welche  die  Bankenquetekommission  von 
1908/09  beschäftigten,  hebt  sich  als  eins  der  bedeutungsvollsten  die 
Frage  der  dauernden  Vermehrung  des  Goldschatzes  der  Eeichsbank 
heraus.  Die  zu  diesem  Thema  gemachten  Ausführungen  der  Kom- 
missionsmitglieder weisen  zwar  keine  absolute  Einheitlichkeit  der 
Auffassung  über  diesen  Punkt  auf  —  so  verhiehen  sich  z.  B.  ab- 
lehnend: Freiherr  von  Gamp-Massauen,  Adolf  Wagner,  Fischel, 
Schinckel  (1)  —  aber  ein  großer  Teil  der  diesbezüglichen  Aeuße- 
rungen  klang  aus  in  den  Ruf:  „Mehr  Gold  in  die  Reichsbank!  Das 
ist  das  ceterum  censeo,  und  alle  Bemühungen  müssen  darauf  gerich- 
tet sein,  den  Goldbestand  der  Reichsbank  zu  stärken."  (la) 

Von  neueren  Maßnahmen,  die  darauf  gerichtet  sind,  den  Gold- 
vorrat der  Reichsbank  aus  dem  Inlandsverkehre  zu  vermehren, 
möchte  ich  anführen  die  Ausgabe  von  50  und  20  Mark-Noten*),  die 
Ausstattung  der  Reichbanknoten  mit  der  Eigenschaft  des  gesetz- 
lichen Zahlungsmittels,  Auszahlung  der  Beamtengehälter  in  Papier, 
Lombardzinspolitik  und  die  Förderung  und  Ausbreitung  des  Scheck- 
Clearing-  und  Giroverkehrs. 

Die  Entwicklung  dieser  bargeldersparenden  Zahlungs- 
methoden ist  jedoch  keineswegs  abgeschlossen.  Die  nachfol- 
gende Studie  beschäftigt  sich  nun  mit  dem  speziellen  Gebiet 
des  Reichsbankgiroverkehrs  und  mit  .  der  Möglichkeit  seiner 
Erweiterung  und  Popularisierung.  Der  erste  Teil  der  nach- 
stehenden Ausführungen  enthält  eine  historische  Skizze  der  Ent- 
wicklung des  Girogedankens  im  allgemeinen  und  seiner  Verkörpe- 
rung in  dem  Giroverkehr  der  Königlichen  Bank  in  Berlin  und  ihrer 
Nachfolgerinnen  im  besonderen,  der  zweite  Teil  behandelt  die  Be- 
deutung des  Giroverkehrs  für  die  Bankpolitik,  während  im  dritten 
und  vierten  Teil  Wege  zur  Ausgestaltung  des  Reichsbankgirover- 
kehrs ins  Auge  gefaßt  werden  sollen. 
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Man  versteht  unter  Giroverkehr  eine  Organisation  des  Zah- 
lungsverkehrs zwischen  den  Kunden  derselben  Bank,  welche  es 
ermöglicht,  auf  Grund  von  deponierten  Summen  Zahlungen  zu 
leisten  nicht  durch  Uebergabe  von  Hartgeld,  sondern  durch  bloße 
Umbuchungen  auf  den  Konten  der  Girointeressenten.  Während  in 
naturwirt'schaftlichen  Verhältnissen  Gut  gegen  Gut,  in  der  Geld- 
wirtschaft Gut  gegen  Metallgeld,  in  der  Kreditwirtschaft  Gut  gegen 
Geldsurrogate  (Banknoten,  Schecks,  Papiergeld)  gegeben,  der 
Gütertausch  also  durch  wirkliche  Uebergabe  materieller  Werte  voll- 
zogen wird,  macht  die  Girozahlung  jede  körperliche  Wertübertra- 
gung überflüssig.  Das  einzige  Beweismittel  der  erfolgten  Zahlung 
bildet  eine  Buchungsnotiz  der  Bank  in  einem  Kontogegenbuch  oder 
auf  einem  Zettel,  und  das  ganze  System  ruht  auf  dem  Vertrauen  der 
Girogläubiger,  daß  die  Girobank  die  deponierten  Gelder  nach 
richtigen  Grundsätzen  verwalten  und  eventuellen  Rückforderungen 
jederzeit  entsprechen  wird. 

Man  kann  drei  Formen  von  Girobanken  unterscheiden,  die  sich 
historisch  nacheinander  entwickelt  haben.  (Ib)  Zuerst  tritt  der  lokale 
Giroverkehr  auf.  Gemäß  dem  stadtstaatlichen  Charakter  der 
frühesten  politischen  Gebilde  ist  es  eine  in  der  Hauptstadt  domizi- 
lierende, meist  vom  Staate  privilegierte  und  mit  seinem  Finanz- 
wesen eng  verknüpfte  Bank,  die  den  Ausgleich  von  Zahlungen  der 
am  Orte  wohnenden  Kaufleute  übernimmt.  Erst  eine  für  jene  Zeiten 
beträchtliche  Anzahl  von  Handeltreibenden  an  einem  Orte  und  ein 
reger  geschäftlicher  Verkehr  unter  ihnen  konnten  das  Bedürfnis 
nach  einer  Ausgleichsstelle  für  Zahlungsforderungen  entstehen 
lassen.  Der  zweite,  einer  späteren  Entwicklung  angehörige  Typ, 
der  interlokale  Giroverkehr,  wird  dadurch  charakterisiert, 
daß  er  ein  ganzes  Wirtschaftsgebiet,  im  einfachsten  Falle 
einen  ganzen  Staat,  umfaßt  und  den  nationalen  Zahlungsprozeß 
durch  Konzentrierung  bei  einer  Zentralstelle,  sei  es  nun  an  einem 
einzigen  Sammelpunkte  wie  bei  der  Oesterreichischen  Postspar- 
kasse, oder  mit  Hilfe  eines  Filialnetzes  wie  bei  der  Deutschen 
Reichsbank,  ohne  Bargeldgebrauch  durchführt.  Der  zweite  Typ 
setzt  natürlich  ein  geordnetes  Münzwesen  und  allgemeine  Sicher- 
heit des  Verkehrs  voraus  und  konnte  deshalb  auch  erst  mit  der  Er- 
richtung großer  Nationalstaaten  ausgebildet  werden.  Die  neueste 
Entwicklung  hat  diesen  beiden  Formen  noch  eine  dritte,  nämlich 
den  internationalen  Giroverkehr,  hinzugefügt. 

Die  letzte  Konsequenz  des  Girozahlungsprinzips  wäre  die  Er- 
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riclitung  einer  Girobank,  die  auch  die  internationalen  Geldströmuri- 
gen  unnötig  machte.  Einer  solchen  Einrichtung  könnten  sich  aller- 
dings zunächst  nur  die  Goldwährungsländer  anschließen.  Man 
könnte  hier  nach  dem  Muster  der  alten  Girobanken  eine  bestimmte 
Gewichtsmenge  feinen  Goldes  zur  Rechnungseinheit  erheben  und 
Einzahlungen  in  Goldmünzen  nach  Maßgabe  ihres  Feingehaltes  um- 
rechnen und  gutschreiben.  Derartige  Projekte  sind  schon  ver- 
schiedentlich aufgetaucht,  haben  bis  jetzt  aber  wenig  Aussicht  auf 
Realisierung.  Bei  einer  Verwirklichung  wäre  man  vor  die  Lösung 
schwerwiegender  Fragen  gestellt.  Sollte  der  angesammelte  Gold- 
vorrat unproduktiv  liegen  bleiben?  Nach  welchen  Grundsätzen 
sollte  eine  eventuelle  Fruktifizierung  geregelt  werden?  Wie  bleibt 
die  Neutralität  des  Goldschatzes  in  Kriegszeiten  gewahrt?  Die 
Eifersucht  der  führenden  Weltmächte  dürfte  wohl  noch  auf  lange 
Zeit  hinaus  einen  solchen  Plan  vereiteln. 

Es  ist  festgestellt  worden,  daß  die  Erkenntnis  der  großen  Vor- 
teile der  Giro  Zahlung  nicht  erst  in  den  europäischen  Wirtschafts- 
systemen erwachseh  ist,  sondern  daß  die  wirtschaftliche  Logik 
schon  in  den  ältesten  Kulturen  auf  ein  derartiges  Institut  hinge- 
wiesen hat.  Die  .älteste  Notiz  über  eine  giromäßige  Umschreibung 
stammt  aus  Thespiae  in  Böotien  aus  den  Jahren  223  bis  192  v. 
Christi.  (2)  Bei  den  Römern  erfolgte  eine  derartige  Umschreibung 
bereits  in  den  Büchern  der  argentarii.  (3)  Lünsmann  (4)  nimmt 
sogar  an,  daß  das  alte  Aegypten  giroähnliche  Einrichtungen  be- 
sessen habe,  er  weist  auf  die  Schwierigkeiten  hin,  die  der  Gebrauch 
von  Getreide  als  allgemeinem  Zahlungsmittel  mit  sich  gebracht 
haben  muß  und  zieht  aus  der  Tatsache,  daß  in  jedem  Dorf  des  alten 
Aegypten  staatliche  Geld-  und  Getreidebanken  bestanden,  die 
neben  der  Wahrnehmung  der  Regierungskassengeschäfte  auch 
Zahlungen  für  Private  vermittelten,  den  Schluß,  daß  diese  Banken 
bereits  den  Giroverkehr  gekannt  hätten.  Die  neuesten  Ergebnisse 
der  Papyrusforschung  sollen  die  Richtigkeit  dieser  Annahme  be- 
weisen. Diese  frühesten  Ansätze  der  Girozahlung  sind  jedoch 
mit  ihren  Kulturen  untergegangen  und  haben  die  moderne  Aus- 
gestaltung nicht  beeinflußt.  Die  eigentlichen  Vorbilder  und  Muster 
der  europäischen  Girobanken  sind  in  oberitalienischen  Städten, 
Venedig,  Genua  und  anderen  zu  suchen.  (5)  Von  hier  aus  ver- 
breitete sich  der  Gedanke  nach  den  nördlichen  Ländern  und  vor- 
an laßte  die  Gründungen  von  Girobanken  in  Amsterdam  1609, 
Hamburg  1619,    Rotterdam  1612,    Nürnberg  1621,  München  1667, 


Leipzig  1698,  Wien  1683,  Middelburg  1616,  London  1694,  Edinburgh 
1695  und  Stockholm  (5a).  Alle  diese  Banken,  die  dem  Handel  Schutz 
gegen  die  Unsicherheit  im  Münzwesen  gewähren  sollten,  gehören 
zu  dem  Typus  des  lokalen  Giroverkehrs.  Manche  von  ihnen  be- 
trieben neben  dem  reinen  Girogeschäft  auch  noch  andere  Bank- 
geschäfte und  gingen  meistens  eine  zu  enge  Verbindung  mit  dem 
Finanzwesen  ihrer  Staaten  ein.  Dadurch  allen  Wechselfällen  des 
politischen  Lebens  preisgegeben,  haben  sie  früher  oder  später 
ihre  Tätigkeit  einstellen  müssen.  Eine  Ausnahme  macht  die  Ham- 
burger Girobank,  die  in  ihrem  Bereiche  eine  lange  erfolgreiche 
Wirksamkeit  entfaltete  und  bei  der  Einführung  des  Reichsbank- 
giroverkehrs im  Jahre  1876  noch  eine  Rolle  gespielt  hat.  Sie  hat 
im  wesentlichen  die  Formen  des  Verkehrs  herausgebildet,  in  denen 
sich  der  von  der  Reichsbank  organisierte  Giroverkehr  bewegt. 

Nach  diesem  allgemeinen  Ueberblick  über  die  Verbreitung  des 
Giroverkehrs  wenden  wir  uns  nun  den  ersten  Anfängen  dieser  Ein- 
richtung bei  der  deutschen  Reichsbank  zu.  Sie  führen  zurück  auf 
die  Gründung  der  Königlichen  Giro-  und  Lehn-Banco  zu  Berlin  im 
Jahre  1765.  Das  hier  einsetzende  Streben  dieser  Bank,  einen  wirk- 
samen Giroverkehr  auszubilden,  hat  sie  immer  au:&  dem  Gang  ihrer 
Entwicklung  begleitet,  bis  es  endlich  der  Reichsbank  gelungen  ist, 
diesen  Geschäftszweig  zur  vollen  Blüte  zu  bringen. 

Wir  wollen  die  Geschichte  und  Struktur  des  Giroverkehrs  der 
Königlichen  Bank  hier  kurz  skizzieren  und  folgen  dabei  der  Dar- 
stellung des  von  der  Preußischen  Bank  im  Jahre  1848  herausge- 
gebenen Werkes:  Geschichte  der  Königlichen  Bank  in  Berlin.  In 
ganz  Deutschland  blickte  man  im  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  mit 
Neid  auf  die  erfolgreiche  Tätigkeit  der  Girobanken  in  Amsterdam 
und  Hamburg  und  führte  die  Blüte  des  Handels  dieser  Städte  und 
den  wachsenden  Reichtum  ihrer  Bürger  vornehmlich  auf  die  Wirk- 
samkeit dieser  Banken  und  besonders  auf  die  Einführung  des 
Bancogeldes  zurück. 

Friedrich  der  Große,  der  diese  Anschauungen  seinerzeit  teilte, 
war  deshalb  entschlossen,  in  seinem  Lande  ebenfalls  eine  Bank  zu 
errichten,  die  durch  Schaffung  eines  festen  Bancogeldes  den  Kurs 
der  Preußischen  Münzen  hauptsächlich  gegen  Hamburger  Banco- 
taler  stabilisieren,  den  Wechselkurs  für  Preußen  günstig  stellen 
und  dadurch  zur  Belebung  und  Förderung  des  Preußischen  Handels 
überhaupt  beitragen  sollte. 
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Nachdem  der  König  die  abenteuerlichen  Pläne  Calzabigi's,  in 
dessen  Bankprojekt  unter  anderem  auch  der  Sklavenhandel  in  der 
Eeihe  der  geschäftlichen  Transaktionen  figurierte,  aufgegeben 
hatte,  kam  die  Gründung  der  Bank  am  17.  Juni  1765  zustande.  Für 
den  Entwurf  des  Reglements  und  die  erste  technische  Einrichtung 
der  Girobank  zahlte  der  König  78  750  Reichstaler  an  zwei  Ham- 
burger Kaufleute. 

Die  Bank,  für  die  zunächst  keine  Notenemission  vorgesehen 
war,  bestand  au.s  zwei  Abteilungen,  aus  der  eigentlichen  Girobank, 
deren  spezielle  Aufgabe  die  Regelung  des  Geldkurses  und  d'B 
Durchführung  eines  bargeldlosen  Zahlungsausgleichs  war,  und  aus 
der  Lehn-Banco.  Das  letztere  Institut  gliederte  sich  in  die  Dis- 
konto-Kassa und  den  großen  Lombard  (großen  Lombard  zum  Unter- 
schied von  den  kleinen  Leihhäusern,  die  durch  königliche  Initiative 
in  allen  Städten  des  Landes  errichtet  werden  sollten). 

Während  sich  in  der  Giro-Banco  die  aus  dem  kaufmännischen 
Zahlungsverkehr  stammenden  Girodepositen  ansammeln  sollten, 
stellt  sich  die  Lehn-Banco  als  ein  mit  staatlichen  Mitteln  betriebenes 
Kreditinstitut  dar,  dem  hauptsächlich  die  Pflege  des  Diskont-  und 
Lombardgeschäftes  anvertraut  war.  Ursprünglich  hatte  der  König 
dafür  einen  Staatsfonds  von  8  Millionen  Reichstaler  ausgeworfen. 
Aus  Mangel  an  flüssigen  Mitteln  wurden  der  Abteilung  aber  in 
Wirklichkeit  nur  400  000  Reichstaler  überwiesen,  wovon  gleich  die 
Geschenke  an  die  Hamburger  Kaufleute  gekürzt  wurden,  sodaß  als 
anfängliches  Betriebskapital  nur  321 250  Reichstaler  verblieben. 

Von  den  43  Artikeln  des  Reglements  beschäftigen  sich  die  ersten 
20  mit  der  Giro-Banco,  und  dort  finden  sich  folgende  den  Verkehr 
charakterisierende  Bestimmungen.  Vom  1.  Januar  1766  sind  in 
Banco-Pfunden  zu  führen  die  Bücher  und  Rechnungen  aller  öffent- 
lichen Kassen  und  aller  Kaufleute,  alle  Wechsel  über  100  Reichs- 
taler sind  in  Banco-Pfunden  auszustellen,  ferner  ist  der  gesamte 
kaufmännische  Zahlungsverkehr  durch  die  Banco  zu  leiten.  Bar- 
zahlung ist  zugelassen  im  Immobilienverkehr,  im  privaten  Zah- 
lungsverkehr des  Adels  und  der  Militärpersonen  und  bei  Zahlungen 
an  den  Staat.  Bare  Einzahlungen  können,  nachdem  sie  mindestens 
eine  Nacht  auf  dem  Konto  gestanden  haben,  gegen  X  Prozent  Pro- 
vision ganz  wieder  abgehoben  werden.  Ueber  gutgeschriebene 
Summen  Bancogeldes  kann  ebenfalls  erst  am  folgenden  Tage  dis- 
poniert werden.   Der  sonstige  'geschäftliche  Verkehr  zwischen  Giro- 


interessenten  und  Bank  war  dem  bei  der  Hamburger  Girobank  üb- 
lichen ganz  analog  eingerichtet. 

Gutschriften  in  Bancotalern  wurden  durch  Einzahlung  von 
Gold-  und  Silbermünzen  erworben.  Das  Silber geld  wurde  umge- 
rechnet  (1  Blanco-Pfund  =  1,25  Rth.),  und  ein  Friedrichd'or  dem 
Werte  von  4  Bancotalern  gleichgesetzt.  Das  Banco-Pfund  war  in 
30  Banco-Groschen  eingeteilt.  Schon  vor  Errichtung  der  Bank 
wurden  silberne  Bancotaler  geprägt,  die  Prägung  wurde  jedoch 
infolge  des  baldigen  Verfalls  der  Bancogeldrechnung  wieder  ein- 
gestellt. 

Obwohl  die  Gründer  der  Bank  bei  der  Einrichtung  des  Giro- 
instituts dem  Hamburger  Vorbilde  getreulich  gefolgt  waren,  hatten 
sie  jedoch  das  Wesentlichste,  nämlich  die  Natur  des  Hamburger 
Blancogeldes,  nicht  erkannt.*)  Der  geheimnisvolle  Hamburger 
Blancotaler  war  nichts  anderes  als  eine  bestimmte  Gewichtsmenge 
(8V3  g)  reinen  Silbers,  er  war  mithin  ein  vollkommenes,  der  Ver- 
schlechterung unzugängliches  Rechengeld.  Seine  Existenz  war 
eine  durchaus  fiktive,  er  war  lediglich  eine  in  den  Büchern  der 
Banco  festgelegte  Rechnungseinheit,  er  ist  von  den  Ham- 
burgern nie  geprägt  worden.  Es  sei  jedoch  erwähnt,  daß  in 
den  Herzogtümern  Schleswig  und  Holstein  bis  1788  sogenannte 
Speciestaler  kursierten,  die  denselben  Feingehalt  wie  die 
Hamburger  Bancotaler  besaßen  und  demnach  diese  Münzeinheit 
in  natura  darstellten.  (6)  Die  Gründer  der  Königlichen  Bank  waren 
in  dem  Irrtum  befangen,  als  komme  es  nur  darauf  an,  den  preußi- 
schen Bancotaler  durch  ausgedehnten  Zwang  zur  allgemeinen 
Rechnungsmünze  zu  erheben**),  dann  würde  er  seine  Reichtum 
schaffende  Kraft  ohne  Aveiteres  zeigen.  Obgleich  der  preußische 
Bancotaler  zum  Silbergeld  kein  festes  Verhältnis  besaß,  so  war  er 
doch  durch  seine  Beziehungen  zum  Friedrichsd'or,  einer  vollwichti- 
gen Goldmünze,  auf  eine  an  sich  gesunde  Basis  gestellt.  Die  An- 
wendung von  Zwangsmaßregeln  mußte  aber  notwendigerweise  die 
ganze  Einrichtung  zerstören.  Der  Zwang  zum  Gebrauch  des  Banco- 
geldes  erstreckte  sich  nicht  nur  auf  den  gesamten  Zahlungsverkehr, 
sondern  auf  den  Geschäftsbetrieb  der  Lehn-Banco.  Die  Vorschüsse 
auf  Lombardpfänder  und  die  Valuten  eingereichter  Diskonten 
sollten  nur  in  Form  von  Bancogeld  zur  Verfügung  gestellt  werden. 
Für  die  Kunden  in  der  Proyinz,  die  an  dem  Giroverkehr  in  Berlin 

*)  vergl.  Geschichte  der  Kgl.  Bank,  S.  18,  30—31. 
Geschichte  der  Kgl.  Bank,  S.  17,  18  und  31. 


und  Breslau  nicht  teilnehmen  konnten,  war  die  Bestimmung  ge- 
troffen, daß  ihnen  Kredite  in  Form  von  auf  Bancotaler  lautenden 
Wechseln  auf  die  Hofbankiers  Spittgerber  u.  Daum  und  Friedr. 
Wilh.  Schütze  in  Berlin  erteilt  wurden. 

Am  1.  Oktober  1765  wurde  der  Giroverkehr  in  Breslau  eröffnet 
und  die  dortige  Lehn-Banco  zunächst  mit  50  000  Reichstalern  aus 
Staatsmitteln  dotiert.  Auch  für  Königsberg  ist  ein  Reglement  er- 
lassen worden,  eine  Bankanstalt  scheint  indessen  nicht  zustande 
gekommen  zu  sein. 

Der  Giroverkehr  der  Königlichen  Bank  war  in  diesem  Zu- 
stande ein  ausgesprochener  Lokalverkehr,  der  nur  in  Berlin  und 
Breslau  getätigt  wurde.  Dieser  denkwürdige  Versuch  mit  einem 
preußischen  Bancogelde  hat  nur  ein  kurzes  Leben  gehabt 
und  schon  im  Jahre  1771  ein  Ende  genommen.  Vielleicht  sind 
die  Gründe  für  das  gänzliche  Fiasko,  das  der  König  mit  dieser 
seiner  Lieblingsidee  machte,  nicht  so  sehr  in  der  Sache  selbst, 
sondern  in  den  Personen  zu  suchen,  denen  die  Verwaltung  der  Bank 
anvertraut  war.  Es  waren  darunter  Männer,  die  man  direkt  als 
unehrlich  und  als  Betrüger  bezeichnen  kann,  die  in  der  Bank  nicht 
ein  Institut  zur  Förderung  allgemeiner  wirtschaftlicher  Zwecke 
sahen,  sondern  eine  Einrichtung,  mit  deren  Hilfe  sie  in  ihre  eigenen 
Taschen  und  die  ihrer  Freunde  wirtschaften  konnten.*)  Jedenfalls 
waren  im  Verlauf  weniger  Monate  sowohl  die  Staatsgelder  der  Lehn- 
Banco  als  auch  die  Privatdepositen  der  Girobanco  in  unverantwort- 
licher Weise  verschleudert  und  fast  der  gesamte  Barschatz  als  Vor- 
schüsse an  die  Direktoren  und  Darlehen  auf  Grundstücke  vorneh- 
men Personen  verausgabt.  Den  Freunden  der  Direktion  und  anderen 
vornehmen  Personen  wurden  aufgenommene  Kredite  ohne  weiteres 
in  bar  bewilligt,  während  man  gegen  den  Handelsstand  mit  unnach- 
sichtlicher  Strenge  vorging  und  nur  durch  Gutschrift  in  Bancogeld 
zahlte. 

Die  Folgen  einer  solchen  Handlungsweise  konnten  nicht  lange 
verborgen  bleiben.  Die  Summe  des  Girogeldes  schwoll  infolge  des 
Zwanges  und  sonstiger  betrügerischer  Gutschriften  über  die  legi- 
time Nachfrage  hinaus  an,  es  fiel  infolgedessen  im  Kurse,  das  Ver- 
trauen zu  der  Giroeinrichtung  wich,  und  man  war  allgemein  be- 
strebt, die  Guthaben  zurückzuziehen.  Wäre  die  Bankleitung  jetzt 
zur  Einsicht  gekommen,  hätte  sie  nach  Möglichkeit  allen  Rückfor- 
derungen entsprochen,  eine  milde  Handhabung  des  Zwanges  einge- 

*)  Geschichte  der  Kgl.  Bank,  S.  33. 


führt  und  auf  Einschränkung    der  Gutschriften    von  Bancogehl 
Bedacht  genommen,  so  wäre  der  Giroverkehr  vielleicht  zu  retten 
gewesen.   Die  Verwaltung  entschloß  sich  indessen  zu  einem  gerade 
entgegengesetzten  Vorgehen.    Sie  sistierte  die  Auszahlung  von 
Giroguthaben,  wandte  den  Zwang  mit  äußerster  Strenge  an,  zahlte 
bare  Einlagen,  wenn  sie  einmal  weitergiriert  waren,  nicht  mehr  bar 
aus  und  realisierte  das  Girogeld  in  Contanten  nur  zu  99V2  Prozent 
Damit  war  das  Vertrauen  in  den  Giroverkehr  vernichtet.    Da  der 
Kurs  für  Bancogeld  unaufhaltsam  sank  und  Zahlungen  durch  die 
Bank  nur  Verluste  mit  sich  brachten,  strebte  man  danach,  den  Giro- 
verkehr   möglichst  zu  umgehen.    Schon  im  November  1765  hatte 
Berlin  nicht  einen  Groschen  Einnahme  mehr.    Den  König  suchte 
man  über  die  wahren  Gründe  des  Verfalls  hinwegzutäuschen,  in- 
dem man  alles  auf  die  Renitenz  des  Handelsstandes    schob.  Man 
versuchte  den  Giroverkehr  durch  allerlei  künstliche  Manipulationen 
aufrecht  zu  erhalten;    so  wurden  u.  a.  einigen  größeren  Handels- 
häusern die  Gebühren  im  Giroverkehr  erlassen  und  sie  dazu  ver- 
pflichtet, Bancogeld  aufzukaufen,  um  dadurch  den  Kurs  zu  heben. 
Diese  Operationen  waren  aber  nur  Theaterspiel  und  darauf  ange- 
legt, das  Publikum  zu  täuschen,  denn  hinter  den  Kulissen  spielte 
sich  die  Intervention  der  Großkaufleute  so  ab,  daß  der  König  ihnen 
aus  Staatsfonds  Mittel  zum  Ankauf   des  Girogeldes  vorstreckte.*) 
Dieser  Versuch  sowie  die  Erlaubnis,  wieder  Silbergeld  einzulegen 
(was  als  reglementswidrig  verboten  worden  war),  Ermäßigung  der 
Gebühren  und  andere  Mittel  mehr  konnten  aber  den  Verfall  nicht 
mehr  aufhalten.    Im  September  1766  mußten  beide  Banken  die  Zah- 
lungen einstellen. 

E^s  betrugen  die  Giroguthaben 

am  1.  1.  1767    90  000  Reichstaler 
„   1.  6.    „      30  000 
im  September    „      10  000 
am  1.  6.  1768     3  600 

J'jide  1771  war  das  Girogeschäft  ganz  erloschen.  Der  geheimnis- 
volle Bancotaler  führte  nur  noch  in  den  Büchern  der  ötf entlichen 
Kassen,  in  einer  Nebenkolonne,  eine  bescheidene  Existenz,  um  dam 
allmählich  ganz  in  Vergessenheit  zu  versinken. 

Inzwischen  waren  in  den  Verhältnissen  der  Bank  so  wesentliche 
Veränderungen  eingetreten,  daß  ein  Zwang  zum  Gebrauch  von 
Bancogeld  nicht  mehr  ausgeübt  wurde,  und  auch  niemand  mehr  an 

*)   Geschichte  der  Kgl.  Bank,  S.  35. 
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der  Bancoreclmung  überhaupt  Interesse  hatte.  Das  Zusammen- 
strömen der  gerichtlichen  Depositen  bei  der  Bank  brachte  ihr  Be- 
triebsmittel in  Fülle  und  entkleidete  sie  im  Laufe  der  Entwicklung 
völlig  ihres  Charakters  einer  Giro-  und  Kreditbank.  Sie  über- 
nahm mehr  und  mehr  die  Funktion  einer  Sparkasse  und  Ver- 
mögensverwalterin, sie  bildete  sich  zu  einem  staatlichen  Erwerbs- 
institut um  und  wurde  dementsprechend  auch  bezüglich  ihrer  Lei 
tung  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  eingegliedert. 

Als  Ersatz  für  den  eingegangenen  Giroverkehr  und  zum 
Zwecke  der  Einschränkung  des  Bargeldumlaufs  wurde  im  Jahre 
1798  hauptsächlich  für  Berlin  die  Einrichtung  der  Kassenscheine 
oder  Giroanweisungen  getroffen.  Die  Kassenscheine  waren  Quit- 
tungen über  bei  der  Bank  eingezahlte  Summen,  die  an  Geldesstatt 
in  Umlauf  gesetzt  wurden.  Als  höchste  Summe  waren  am  14.  Juni 
1804  1  593  750  Reichstaler  im  Verkehr.*)  Das  Kriegsjahr  1806  machte 
auch  dieser  Einrichtung  ein  Ende.  Der  Anweisungsverkehr  lebte 
jedoch  im  Jahre  1820  wieder  auf.  Die  Kassenscheine  wurden  in 
runden  Summen  zu  100  und  1000  Reichstaler  ausgegeben  und  zirku- 
lierten wie  Banknoten.  Sie  wurden  ohne  Prüfung  der  Legitimation 
an  den  Ueberbringer  gezahlt  und  dann  sofort  kassiert.  In  den 
Jahren  1820  bis  1836  AV^aren  jährlich  ca.  2X  Millionen  Kassenscheine 
im  Umlauf.  Um  Einheit  in  die  Papiergeldzirkulation  zu  bringen, 
—  es  zirkulierten  neben  den  Kassenscheinen  der  Königlichen  Bank 
noch  solche  der  Seehandlung  und  Noten  der  Ritterschaftlichen  Pri- 
vatbank in  Pommern  —  wurden  am  5.  Dezember  1836  auch  die 
Kassenscheine  sistiert  und  der  Bank  als  Entschädigung  3  Millionen 
Kassenanweisungen  des  preußischen  Staates  überwiesen.  Im  Jahre 
1838  waren  alle  Kassenscheine  aus  dem  Verkehr  gezogen. 

Der  wachsende  wirtschaftliche  Verkehr  machte  indessen  das  Be- 
dürfnis nach  einer  Giroeinrichtung  besonders  in  den  größeren 
Handelszentren  immer  dringlicher.  In  Berlin  hatte  man  schon  in 
den  20er  Jahren  durch  Gründung  des  Berliner  Kassenvereins  Ab- 
hilfe geschaffen.  Als  sich  seine  Tätigkeit  gegenüber  dem  mächtig 
aufstrebenden  Geschäftsverkehr  Berlins  als  unzureichend  erwies, 
wurden  die  Interessenten  behufs  Gründung  einer  Giroeinrichtung 
bei  der  Königlichen  Bank  vorstellig  und  erreichten,  daß  am  1,  April 
1834  wieder  ein  eigentlicher  Giroverkehr  bei  der  Königlichen  Bank 
eröffnet    wurde.    Auf    die  Schaffung    eines  besonderen  Banco- 


*)   Geschichte  der  Kgl.  Bank,  S.  69. 
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geldes  kam  man  nicht  mehr  zurück,  sondern  zur  Errichtung  eines 
Kontos  genügte  die  Einzahlung  von  1000  Reichstalern. 

Die  Bank  übernahm  den  Platzinkasso  verkehr  und  stellte  am 
Tage  der  Ausstellung  zahlbare  Anweisungen  über  das  Girogut- 
haben aus.  Lombard-  und  Diskontkredite  konnten  auch  durch 
Gutschrift  auf  Girokonto  erfolgen.  Für  ihre  Dienste  berechnete 
sich  die  Bank  eine  jährliche  Provision,  alle  sonst  auf  dem  Giro- 
verkehr lastenden  Gebühren  wurden  am  1.  Juli  1837  aufgehoben. 
Die  Giroanweisung  erfuhr  noch  mehrfache  Umgestaltungen.  Sie 
besaß  schließlich  eine  Laufzeit  von  6  Monaten,  war  au  porteur  ge- 
stellt und  mit  einem  Zahlbarkeitsvermerk  der  Bank  versehen.  Ein 
lokaler  Giroverkehr  auf  dieser  Basis  wurde  seit  1837  auch  in 
Dan  zig,  Königsberg,  Stettin  und  Magdeburg  mit  gutem  Erfolge  ein- 
geführt. 

In  diesen  Formen  wurde  der  Giroverkehr  auch  von  der  Preu- 
ßischen Bank  fortgeführt.  Ihre  beiden  ersten  Geschäftsjahre 
brachten  für  den  Giroverkehr  einen  erfreulichen.  Aufschwung.  Die 
Königliche  Bank  schloß  Ende  1845  mit  einem  Giroumsatz  von  99 
Millionen  Reichstalern  ab,  der  sich  bis  Ende  1847  auf  106  Millionen 
hob.  Dann  kam  das  Revolutionsjahr  und  mit  ihm  ein  allgemeiner 
Rückgang  des  wirtschaftlichen  Lebens.  Die  Gesamtlage  spiegelt 
sich  auch  in  den  Zahlen  des  Giroverkehrs  wider.  Der  Umsatz 
schrumpfte  plötzlich  auf  49  Millionen  zusammen,  um  erst  im  Jahre 
1853  diesen  Rückschlag  mit  110  Millionen  einzuholen,  Dasselbe 
Bild  zeigt  der  Giroanweisungsverkehr.  Der  Gesamtbetrag  der  An- 
weisungen stieg  von  286  100  im  Jahre  1838  auf  6  711  900  im  Jahre 
1845.  Von  da  ab  ist  ein  Sinken  zu  verzeichnen,  das  1848  mit 
1140  600  seinen  tiefsten  Stand  erreicht.  In  den  nächsten  Jahren 
zeigt  sich  eine  allmähliche  Besserung,  doch  erreicht  der  Umlauf 
erst  im  Jahre  1853  wieder  die  Höhe  von  5  386  600.  Eine  ganz  ent- 
gegengesetzte Bewegung  weisen  die  Guthabenbestände  in  den  Re- 
volutionsjahren auf.  Sie  stiegen  im  Jahre  1848  ausschließlich  der 
zirkulierenden  Giroanweisungen  auf  959  900,  d.  h.  auf  einen  Be- 
trag, der  seit  Gründung  der  Königlichen  Bank  weder  vorher  noch 
bis  1869  später  er  eicht  wurde.  Dieselbe  Erscheinung  wieder- 
holt sich  im  Kriegs  jähr  1870.  Dort  schnellt  der  Guthabenbestand 
von  258100  im  Jahre  1869  auf  1545  900  empor.*) 


*)  von  Poschinger,  Bankwesen  und  Bankpolitik  in  Preußen,  II.  Band 
Seite  356. 
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Bemerkenswert  ist,  daß  auch  die  Bank  von  Frankreich  hei 
Aiishrnch  des  Krieges  eine  Vermehrung  der  Depositen  zu  verzeich- 
nen hatte.  (6a)  Diese  Tatsachen  berechtigen  zu  der  Annahme,  daß 
bei  der  Zentralbank  eines  Landes  in  Kriegs-  und  kritischen  Zeiten 
vielleicht  nicht  Rückforderungen,  sondern  eher  Erhöhung  ihrer 
Depositenbestände  erfolgen  werden. 

In  diesem  Zusammenhange  interessiert  nun  die  Frage,  wie 
sich  die  Girogelder  der  Reichsbank  im  Kriegsfalle  mutmaßlich  ver- 
halten werden.  Die  Antworten  auf  diese  Frage  lauten  sehr  ver- 
schieden. Ströll  (6c)  kommt  im  Laufe  seiner  Untersuchungen  zu 
dem  Ergebnis:  „Es  erscheint  demnach  wahrscheinlich,  daß  auf  dem 
Konto  der  Giroguthaben  im  Kriegsfall  zwar  großartige  Bewegun- 
gen sowohl  hinsichtlich  der  Rückzahlungen  als  auch  der  neuer- 
lichen Einlagen  stattfinden  werden,  die  sich  indessen  per  Saldo 
ausgleichen  und  eine  wesentliche  Schwächung  der  Reichsbank  kaum 
^verursachen  dürften." 

Helfferich  (6b)  meint,  eine  plötzliche  und  völlige  Zurückzie- 
hung der  Reichsbankgirogelder  sei  in  Zeiten  politischer  Krise  nicht 
zu  gewärtigen;  die  Erfahrung  lehre  im  Gegenteil,  daß  in  kritischen 
Zeiten  neben  der  Ausdehnung  des  Notenumlaufs  auch  eine  Ver- 
stärkung der  Giroguthaben  bei  den  großen  Zentralbanken  beob- 
achtet werde. 

Diese  Auffassung  scheint  durch  folgende  Feststellung  eine  ge- 
wisse Bestätigung  zu  erfahren.  Das  Haus  Rothschild  hat  einmal 
in  einer  Periode  allgemeinen  Mißtrauens  gegenüber  den  wirtschaft- 
lichen Verhältnissen  90  Millionen  unverzinst  auf  Girokonto  stehen 
lassen,  offenbar  weil  es  das  Geld  bei  der  Reichsbank  am  besten 
geborgen  glaubte.  (21) 

Aber  es  wird  in  der  Frage  der  Girogelder  bei  der  Reichsbank 
auch  die  gegenteilige  Ansicht  vertreten.  Beispielsweise  äußert 
der  „Deutsche  Oekonomist"  f6d)  seine  Meinung  gelegentl.  dahin,  daß 
der  Reichsbank  ihr  ganzes  Giroguthaben,  und  zwar  in  Gold,  werde 
entzogen  werden,  und  knüpft  an  diese  Vermutung  Lingünstige  Folge- 
rungen über  die  Metalldeckung  der  Zentralbank  in  kritischer  Zeit. 

Die  jährlichen  Durchschnittsguthaben  bei  der  Preußischen 
Bank  schwanken  in  den  Jahren  1847  bis  1869  zwischen  dem  Maxi- 
mum von  959  900  im  Jahre  1848  und  dem  Minimum  von  209  200  im 
Jahre  1864,  der  ganze  Geschäftszweig  steht  im  Zeichen  der  Stag- 
nation.   Erst  die  Jahre  1870  bis  1875  bringen  höhere  Ziffern,  und 
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zwar  steigen  die  Beträge  bis  auf  86  600  900  im  Jahre  1863,  um  wie- 
der bis  auf  12  754  200  im  Jahre  1875  herabzugehen. 

Um  das  vorstehende  Zahlenbild  zu  ergänzen  und  mit  dem  später 
darzustellenden  Reichsbankgiroverkehr  Vergleiche  anstellen  zu 
können,  wird  es  nötig  sein,  etwas  näher  auf  die  Eigenart,  Struktur, 
Technik  und  volkswirtschaftliche  Funktion  des  Giroverkehrs  der 
Preußischen  Bank  einzugehen.  Ein  so  exakt  funktionierender 
Giroverkehr  wie  ihn  die  Reichsbank  entwickeln  konnte,  war  bei  der 
Preußischen  Bank  schon  aus  dem  Grunde  nicht  möglich,  weil  eine 
der  notwendigen  Voraussetzungen  dazu,  hochentwickeltes  Post-  und 
Eisenbahnwesen,  noch  fehlten.  Was  zunächst  den  lokalen  Zahlungs- 
ausgleich oder  nach  der  modernen  Terminologie  den  Platzübertra- 
gungsverkehr anbelangt,  so  kam  hier  das  Prinzip  der  buchmäßi- 
gen Zahlung  noch  sehr  unvollkommen  zum  Ausdruck.  Die  Gut- 
haben auf  Girokonto  entstanden  im  wesentlichen  durch  Diskontie- 
rungen, sie  verblieben  nicht  auf  dem  Konto,  sondern  wurden 
meistens  unmittelbar  darauf  wieder  abgehoben,  um  in  bar  zu 
Lohnzahlungen  Verwendung  zu  finden  oder  zur  Wie  de  raus  Zahlung 
an  anderen  Bankplätzen  angewiesen  zu  werden.  Eine  unse- 
rem Scheckverkehr  vergleichbare  Organisation  bestand  nicht, 
und  es  war  deshalb  keine  Veranlassung  vorhanden,  Gelder  unver- 
zinslich bei  der  Bank  stehen  zu  lassen.  Abhebungen  erfolgten 
in  der  Form  von  Quittungen.  Der  Gebrauch  der  Giroeinrichtung 
war  im  allgemeinen  ein  sporadischer  und  von  dem  momentanen  Be- 
darf an  Zahlungsmitteln  abhängig.  Es  war  nicht  üblich,  große 
Kassenbestände  zu  halten.  Eine  dauernde  tägliche  Benutzung  des 
Girokontos,  lebhafte  Umsätze  darauf  waren  nicht  allgemein;  die 
Bank  hatte  eben  noch  nicht  die  Funktion  der  Kassenführerin  ihrer 
Girokunden  übernommen.  Im  übrigen  lagen  die  bezüglichen  Ver- 
hältnisse bei  den  einzelnen  Bankanstalten  sehr  verschieden. 

Dieselbe  Unvollkommenheit  und  Unentwickeltheit,  die  dem  lo- 
kalen Verkehr  eigen  war,  zeichnete  auch  den  interlokalen  aus. 
(Anzahl  der  Bankanstalten  im  Jahre  1845:  31,  im  Jahre  1875:  184) 
Einen  eigentlichen  interlokalen  Giroverkehr  oder  nach  heutiger 
Bezeichnung  Fernübertragungen  gab  es  noch  nicht.  Die 
ersten  Ansätze  zu  einer  solchen  Organisation  sind  in  dem  Giro- 
anweisungsverkehr zu  suchen.  Seine  Technik  war  etwa  folgende: 
Hatte  ein  Kunde  an  einem  anderen  Bankplatze  eine  Zahlung  zu 
leiten,  so  übergab  er  der  Bankanstalt  seines  Wohnsitzes  in  der  Re- 
gel Diskonten  und  erhielt  dagegen  eine  von  der  Bank  akzeptierte 
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Quittung  über  den  gutgeschriebenen  Betrag.  Bei  Kunden,  die  nur 
unregelmäßig  oder  selten  bei  der  Bank  diskontierten,  fiel  die  Gut- 
schrift auf  Girokonto  überhaupt  fort.  Diese  Quittung  (Giroanwei- 
sung) wurde  per  Post  versandt  und  konnte  bei  jeder  beliebigen 
Bankanstalt  zur  Zahlung  präsentiert  werden.  Die  Giroanweisungen 
kursierten  als  Zahlungsmittel  und  wurden  bei  Wechseleinlösungen, 
bei  Zahlungen  an  öffentlichen  Kassen  usw.  verwendet.  Obwohl  die 
bare  Auszahlung  in  den  meisten  Fällen  schließlich  erfolgen  mußte, 
hat  doch  der  Anweisungsverkehr  nicht  unerheblich  zur  Vermin-  * 
derung  des  Notenumlaufs  beigetragen.  Die  Einzahlungsbeschei- 
nigungen wurden  franco  ausgestellt,  wenn  der  Kontoinhaber  da- 
gegen 30tägige  Diskonten  übergab  oder  ein  SOtägiges  Lombard- 
darlehen aufnahm.  Handelte  es  sich  um  eine  Giroanweisung,  die 
innerhalb  derselben  Provinz  zahlbar  war,  so  geschah  die  Ausferti- 
gung auch  gegen  kürzere  Kreditgeschäfte  provisionsfrei.  Die  ge- 
samte Handhabung  war  im  Vergleich  mit  unserer  modernen  Ein- 
richtung schwerfällig.  Will  heute  ein  Kontoinhaber  eine  Zahlung 
nach  auswärts  leisten,  so  genügt  ein  Blick  in  das  Verzeichnis  der 
Girokontoinhaber,  die  Ausstellung  eines  roten  Schecks  und  die 
Zahlung  ist  erledigt.  Anders  bei  der  Preußischen  Bank.  Ein  Konto- 
inhaberverzeichnis existierte  nicht,  und  deshalb  mußte  die  Giro- 
anweisung immer  erst  über  den  Zahlungsempfänger  an  die  Bank 
gelangen.  Um  Geldsendungen  und  Porto  zu  ersparen,  wurde  auch 
der  Giroverkehr  für  sogenannte  Einzahlungen  zur  Wiederauszah- 
lung benutzt,  die  dann  provisionspflichtig  waren.  Ebenso  hatte 
sich  ein  nicht  unbeträchtlicher  Inkassoverkehr  angegliedert,  indem 
die  Bank  statt  der  Einzahlung  auch  kurzsichtige  Wechsel  und  ver- 
fallende Kechnungen  zur  Einziehung  annahm. 

Im  übrigen  hat  die  Preußische  Bank  den  Giroverkehr  nach 
Kräften  gefördert;  und  wenn  sie  nicht  einen  so  vollkommenen 
Apparat  geschaffen  hat,  wie  ihn  die  Reichsbank  jetzt  besitzt,  so 
liegt  die  Erklärung  in  den  allgemeinen  Verhältnissen. 

Die  Berechtigung  der  Preußischen  Bank  zur  unbeschränkten 
Notenausgabe  ließ  den  Wunsch,  etwa  auf  dem  W^ege  der  Ausdeh- 
nung des  Giroverkehrs  neue  Betriebsmittel  zu  gewinnen,  nicht 
w^ach  werden.  Ferner  standen  der  Entwicklung  des  Giroverkehrs 
als  erschwerende  Momente  entgegen  die  schwierigen  Münz-  und 
Währungsverhältnisse  sowie  die  territoriale  Zerrissenheit  des 
preußischen  Staates.  Auch  trug  Preußen  zur  Zeit  der  Tätigkeit  der 
Preußischen  Bank  noch  vorwiegend  den  Charakter  eines  Agrar- 
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Staates,  wesbalb  die  Giroanweisungen  zur  Bewältigung  des  inter- 
lokalen Zahlungsverkehrs  hinreichen  konnten. 

Wie  also  das  Girozahlungsprinzip  als  Erleichterung  des  natio- 
nalen Zahlungsverkehrs  sich  noch  nicht  bis  in  seine  letzten  Konse- 
quenzen ausgewirkt  hatte,  so  hatte  auch  die  Bank  selbst  die  Be- 
deutung der  Giroguthaben  für  ihre  eigene  Geschäftsführung  noch 
nicht  erkannt.  Sie  folgte  darin  noch  den  geschäftlichen  Normen, 
welche  die  älteren  Girobanken,  namentlich  die  Hamburger,  aufge- 
stellt hatten.  Letztere  diente  der  Kaufmannschaft  lediglich  als  ge- 
meinschaftlicher Geldtresor,  (7)  der  sie  der  Mühe  überhob,  ihr 
bares  Geld  selbst  zu  verwahren  und  es  gegen  Diebstahl  und  Feuers- 
gefalir  sicherte.  Außerdem  bildeten  die  deponierten  Gelder  die  Ba- 
sis des  Umschreibesystems.  Jedem  „Bankherrn"  wurde  ein  Konto 
eröffnet,  und  Zahlungen  untereinander  wurden  durch  Ab-  und  Zu- 
schreiben geleistet. 

Das  Wesentlichste  ist  nun  aber,  daß  die  deponierten  Gelder 
stets  bar  vorhanden  sein  mußten  und  mit  einer  gleich  zu  erwähnen- 
den Ausnahme  zu  keinen  geschäftichen  Transaktionen  verwendet 
werden  durften.  Die  Hamburger  Girobank  war  keine  Bank  im 
heutigen  Sinne,  die  im  Passivgeschäft  Gelder  entgegennimmt,  um 
sie  im  Aktivgeschäft  mit  Nutzen  weiterzugeben.  Sie  hat  niemals 
eigene  Geschäfte  abgeschlossen  noch  abschließen  dürfen.  (8)  Bis 
zur  Aufhebung  der  Bancovaluta  haben  die  Fonds  der  Bank  unbe- 
nutzt in  Form  von  Gold-  und  Siberbarren,  Silberkontanten  und  Gold- 
münzen in  ihren  Kellern  gelagert.  Als  einzige  Ausnahme  war  die 
Beleihung  von  Edelmetall  zugelassen,  doch  war  als  Maximalgrenze 
20  Prozent  des  Gesamtfonds  statuiert.  (9) 

Diesen  Grundsätzen  war  auch  die  Preußische  Bank  hinsicht- 
lich ihrer  Giroguthaben  treu  geblieben.  Sie  hatte  aus  den  ihr  an- 
vertrauten Girogeldern  keinerlei  Nutzen  gezogen,  obwohl  der  Ver- 
kehr nicht  geringe  Verwaltungsunkosten  verursachte.  Erst  in  den 
50er  Jahren  trat  auf  Hansemann's  Betreiben  hierin  eine  Aenderung 
ein.  Er  wies  darauf  hin,  daß  bei  anderen  Zettelbanken  eine  andere 
Praxis  bestände,  daß  es  z.  B.  auch  dem  Berliner  Kassenverein  sta- 
tutenmäßig gestattet  sei,  die  ihm  im  Giroverkehr  zufließenden  Mittel 
in  soliden,  leicht  realisierbaren  Anlagen  zinstragend  zu  verwerten, 
und  daß  es  lediglich  Sache  der  Verwaltung  sei,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  daß  jederzeit  für  erforderliche  Rückzahlungen  ein  aus- 
reichender Kassenbestand  vorhanden  sei.  Hansemann  vertrat  die 
Ansicht,  daß  der  Preußischen  Bank  durch  die  Bankordnung  vom 
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5.  Oktober  1846  eine  älmlidie  Politik  nicht  untersagt  worden  sei, 
und  erklärte,  dahin  wirken  zu  wollen,  daß  diese  Frage  zur  Ent- 
scheidung gebracht  würde,  da  das  Interesse  der  Bank,  einen  Teil 
der  sich  bei  ihr  ansammelnden  Girogelder  im  Diskontgeschäft 
rentabel  zu  machen,  augenfällig  sei.  (10)  Hansemann  setzte  seine 
Absicht  durch,  und  von  da  ab  beginnen  die  Giro  guthaben  in  der 
Politik  der  Zentralbank  eine  Rolle  zu  spielen. 

Der  sich  in  den  gekennzeichneten  Formen  abspielende  Giro- 
verkehr der  Preußischen  Bank  konnte  jedoch  dem  schnell  vorwärts- 
schreitenden nationalen  Wirtschaftsverkehr  auf  die  Dauer  nicht  ge- 
nügen. Im  übrigen  standen  auch  das  unbeschränkte  Notenrecht 
und  der  dadurch  gegebene  geringe  Anlaß,  die  Ausbildung  geld- 
ersparender Zahlungsmethoden  nachdrücklich  zu  fördern,  einer 
kraftvollen  Entwicklung  des  Giroverkehrs  hindernd  im  Wege. 

Deshalb  machte  sich  in  den  letzten  Jahren  der  Tätigkeit  der  Preu- 
ßischen Bank  an  allen  größeren  Plätzen  Deutschlands  ein  reges  Be- 
dürfnis auf  dem  Gebiete  des  lokalen  Zahlungsausgleichs  geltend.  Zu 
Ansätzen  eines  lokalen  Giroverkehrs  und  Gründungen  von  Giro- 
banken kam  es  in  Cöln,  Oldenburg,  Bremen,  Braunschweig,  Mün- 
chen, Lübeck,  Frankfurt  a.  M.,  Leipzig,  Görlitz,  Dresden,  Danzig 
und  Stettin.  Alle  diese  Institute  zeichneten  sich  gegenüber  dem  Ge- 
schäftsbetrieb der  Preußischen  Bank  durch  größere  Kulanz  und 
Leichtigkeit  des  Verkehrs  aus.  Ein  wesentliches  Moment  bildete  die 
Verzinsung  der  Giroguthaben,  was  bei  der  Preußischen  Bank  nicht 
der  Fall  war.  Viele  von  diesen  Girobanken  wurden  später  infolge 
der  Errichtung  von  Reichsbankfilialen  überflüssig  und  gingen 
ein.  Einige  haben  sich  gehalten  und  das  Girogeschäft  bis  jetzt 
weitergeführt.  Alle  diese  Versuche  waren  bei  der  Enge  ihres 
Tätigkeitsfeldes  ohne  wieitreichende  Erfolge. 

Die  Erfüllung  aller  Wünsche,  die  Befriedigung  aller  sich 
geltend  machenden  Bedürfnisse  brachte  erst  die  neue  Aera,  die  mit 
der  Einführung  des  Reichsbankgiroverkehrs  begann.  In  der  allge- 
meinen Lage  des  wirtschaftlichen  Lebens  waren  einschneidende 
Veränderungen  vor  sich  gegangen.  Die  politische  Einigung 
Deutschlands  hatte  ein  großes  einheitliches  Wirtschaftsgebiet  ge- 
schaffen, eine  einheitliche  Währung  gebracht  und  damit  eine  über- 
aus günstige  Grundlage  für  einen  Giroverkehr  gegeben. 

.  Der  Anstoß  für  die  Neuordnung  des  Giroverkehrs  ist  in  den  Be- 
stimmungen des  Bankgesetzes  vom  14.  März  1875  selbst  zu  suchen. 
Der  bisher  unbeschränkte  Notenumlauf  der  Preußischen  Bank  wurde 
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dadurch  auf  250  Mill.  Mark  kontingentiert  und  der  überschießende 
Betrag  mit  einer  5  prozentigen  Steuer  belegt.  Diese  Einengung  der 
Betriebsmittel  der  Reichsbank  wurde  noch  fühlbarer  durch  die  Ent- 
ziehung der  gerichtlichen  Depositen,  welche  die  Preußische  Bank 
bisher  verwaltet  hatte.  Es  ist  daher  begreiflich,  daß  die  Reichsbank 
angesichts  der  neuen  größeren  Aufgaben,  die  ihrer  warteten,  auf 
Mittel  sann,  neue  Betriebsfonds  heranzuziehen,  und  dazu  erschien 
ein  auf  neuen,  günstigeren  Voraussetzungen  aufgebauter  Giro- 
verkehr in  der  Tat  geeignet. 

Ehe  wir  nun  auf  weitere  Einzelheiten  der  neuen  Einrichtung 
eingehen,  sei  die  Rolle,  welche  die  alte  Hamburger  Girobank  bei 
der  Einführung  des  Reichsbankgiroverkehrs  gespielt  hat,  kurz  er- 
wähnt (11). 

Schon  einmal,  im  Jahre  1766,  hatte  man  bei  Begründung  des 
Giroverkehrs  der  Königlichen  Bank  auf  die  Geschäftspraxis  der 
Hamburger  Girobank  zurückgegriffen.  Seit  jener  Zeit  hatte  dieser 
Geschäftszweig  bei  den  beiden  Instituten  sehr  verschiedene  Schick- 
sale gehabt  und  war  auch  bezüglich  der  Technik  eigene  Wege  ge- 
gangen. Die  Hamburger  waren  auf  dem  Wege  des  geldlosen  Zah- 
lungsausgleichs bedeutend  weiter  gekommen,  hatten  technisch  be- 
währte Methoden  ausgebildet  und  verfügten  überhaupt  über  eine 
durch  Jahrhunderte  hindurch  gesammelte  Erfahrung  auf  diesem 
Gebiete.  Nun  war  der  Moment  gekommen,  wo  neue  Generationen 
das  von  den  Vätern  aufgespeicherte  ideelle  Erbe  antreten  sollten. 

Als  der  Plan  soweit  gereift  war,  daß  man  an  die  Festlegung 
der  technischen  Einzelheiten  gehen  konnte,  ließ  der  Reichsbank- 
präsident durch  Vermittelung  des  Direktors  der  Altonaer  Filiale 
der  Preußischen  Bank  den  Hamburger  Senat  um  Auskunft  bezüg- 
lich der  Giropraxis  bitten,  die  auch  bereitwilligst  erteilt  wurde. 
Gleichzeitig  richtete  der  Senat  an  die  Reichsbank  die  Anfrage,  ob 
sie  geneigt  sei,  die  Stelle  der  Hamburger  Girobank  einzunehmen. 
Dieser  Entschluß  war  das  Resultat  langer,  hartnäckiger  Verhand- 
lungen innerhalb  der  Bankverwaltung  und  wurde  durch  den  harten 
Zwang  der  tatsächlichen  Entwicklung  diktiert.  Die  Zeiten  reiner 
Girobanken  waren  längst  vorüber,  das  zähe  Festhalten  an  alten, 
überkommenen  Verkehrsformen  machte  die  Bank  Neuerungen  und 
Erleicliterungen  unzugänglich  und  damit  den  Geschäftsverkehr 
schwerfällig.  Neben  ihr  erhoben  sich  neue,  den  modernen  An- 
forderungen entsprechende  Bankinstitute,  und  außerdem  stand, 
die  gefährdete  Position  noch  mehr  erschütternd,  die  Eröffnung 
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einer  Reichsbankfiliale  in  Hamburg  vor  der  Tür.  Alle  diese 
Umstände  ließen  es  als  den  ehrenvollsten  Abschluß  erscheinen, 
das  Feld  auf  eigenen  Entschluß  hin  zu  räumen  und  der 
Reichsbank  die  Nachfolgerschaft  anzubieten.  Die  Reichsbank 
nahm  das  Anerbieten  an,  und  am  21.  November  1875  erschien  im 
„Hamburger  Korrespondenten"  jene  denkwürdige  Bekanntmachung 
der  Bankdeputation,  die  die  Aufhebung  des  alten  Instituts  ankün- 
digte. Unmittelbar  darunter  stand  die  Anzeige  der  Königlich  Preu- 
ßischen Bankkommandite  in  Altnona,  die  auf  die  Fortführung  der 
Geschäfte  durch  die  Reichsbank  hinwies. 

Unter  den  Forderungen,  welche  die  Deputation  als  Bedingung 
für  die  Aufhebung  der  alten  Bank  stellte,  interessiert  hier  nur  die- 
jenige, welche  die  Beibehaltung  des  Giroverkehrs  in  der  bisher  in 
Hamburg  üblichen  Art  und  Form  zum  Inhalt  hatte. 

Der  Reichsbankpräsident  von  Dechend  verhielt  sich  zunächst 
ablehnend.  Er  ließ  sich  Bücher  und  Beispiele  der  Abschreibe- 
methode vorführen  und  entsandte  einen  seiner  Beamten  nach  Ham- 
burg, der  längere  Zeit  in  der  Hamburger  Bank  arbeiten  und  sich 
mit  der  Technik  des  gesamten  Betriebes  vertraut  machen  sollte. 
Erst  als  dieser,  mit  dem  nötigen  Material  versehen,  nach  Berlin  zu- 
rückgekehrt war  und  die  Durchführbarkeit  des  Ab  schreibe  Systems 
dargetan  hatte,  wurde  dasselbe  akzeptiert.  Damit  hielt  die  alte  Ham- 
burger Giropraxis  ihren  Einzug  in  den  Zahlungsprozeß  der  deut- 
schen Volkswirtschaft.  (12)  Wenn  auch  nicht  jede  Einl^elheit  über- 
nommen wurde,  so  sind  doch  die  wesentlichsten  Formen  entlehnt. 
Einige  Besonderheiten  des  Hamburger  Verkehrs  haben  sich  bis  zum 
heutigen  Tage  erhalten.  So  werden  z.  B,  die  Tageseingänge  auf 
Zetteln  notiert,  die  den  betreffenden  Firmen  am  Nachmittage  durch 
Laufburschen  ins  Kontor  getragen  werden.  Ferner  werden  jeden 
Tag  die  Salden  sämtlicher  Konten  abgestimmt  und  auf  ihre  Richtig- 
keit hin  geprüft.  Bei  allen  übrigen  Reichsbankanstalten  ist  eine 
andere  Handhabung  angeordnet.  Mitteilungen  über  Giroeingänge 
gehen  den  Kunden  nur  durch  Eintragung  in  das  Kontogegenbuch 
zu,  und  die  Salden  werden  nur  viermal  im  Monat  für  die  Zwecke 
des  Bankausweises  abgestimmt. 

Bei  der  Eröffnung  von  Girokonten  verhielt  sich  die  Reichsbank 
anfangs  sehr  reserviert.  Sie  ging  von  dem  Grundsatz  aus,  daß  sich 
nur  die  bestakkreditierten  Personen  rühmen  dürften,  ein  Konto  bei 
der  Reichsbank  zu  besitzen.  Es  kamen  daher  als  Girokunden  zunächst 
nur  erste  Häuser, in  Betracht.  Später  wurde  der  Kreis  weitergezogen 
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und  alle  soliden  Leute  zugelassen.  Ueber  die  Höhe  des  Minimal- 
saldos wurde  zunächst  keine  Abmachung  getroffen,  sie  blieb  dem 
pflichtmäßigen  Ermessen  der  Kunden  überlassen.  Hielt  sich  der 
Guthabenbestand  nicht  in  einem  angemessenen  Verhältnis  zu  den 
damit  gemachten  Umsätzen,  so  wurde  dem  Kontoinhaber  schriftlich 
oder  mündlich  bedeutet,  sein  Guthaben  zu  erhöhen,  ohne  jedoch  eine 
bestimmte  Summe  anzugeben.  Reagierte  der  Gemahnte  gar  nicht 
oder  genügte  die  Erhöhung  nicht  den  Anforderungen,  dann  wurde 
von  der  Reichsbank  ein  Minimalsaldo  fixiert  und  der  Interessent 
aufgefordert,  sein  Guthaben  dauernd  auf  dieser  Höhe  zu  halten. 
Der  Schlüssel,  nach  dem  die  Berechnung  des  Mindestguthabens 
geschieht,  wird  geheim  gehalten.  Der  kleinste  Minimalsaldo  bezif- 
ferte sich  in  der  ersten  Zeit  auf  100  bis  300  Mark. 

Die  neue  Einrichtung  fand  bei  dem  Handelsstand  eine  geteilte 
Aufnahme.  Auf  der  einen  Seite  standen  .die  fortschrittlichen 
Elemente,  die  mit  schnellem  Blick  die  ungeheuren  Vorteile  der 
neuen  Einrichtung  überschauten  und  ihre  Einführung  mit  großer 
Freude  begrüßten.  Auf  der  anderen  Seite  scharten  sich  die  konser- 
vativ gesonnenen  Elemente,  die  dem  Neuen  skeptisch  gegenüber- 
standen, sei  es  nun  aus  Unkenntnis  über  Zweck  und  Wesen  der 
Sache,  sei  es  aus  bloßem  Oppositionsgeist.  Die  Reichsbank  stand 
nun  vor  der  Frage,  ob  sie,  dem  Vorbilde  der  Banque  de  France 
folgend,  das  Girokonto  für  alle  Diskontkunden  obligatorisch 
machen  oder  ob  sie  die  Errichtung  eines  Kontos  dem  Einzeln^ 
überlassen  solle.  Als  werbendes  Moment  wurde  die  Parole  aus- 
gegeben, daß  Fernübertragungen  nur  für  Kontoinhaber  spesenfrei 
ausgeführt  werden  sollten.  Das  war  für  viele  nur  gelegentlich  bei 
der  Bank  Diskontierende  eine  einschneidende  Neuerung.  Der  Vorr 
teil  der  provisionsfreien  Ueberweisung  nach  auswärts  wurde  allge- 
mein sehr  geschätzt  und  gern  benutzt,  und  so  mußte  man  sich  wohl 
oder  übel  der  neuen  Bestimmung  fügen.  Diese  Maßnahme  bildete 
den  ersten  Schritt  auf  dem  Wege  zu  einer  dauernden  und  innigen 
Verbindung  zwischen  dem  Klienten  und  der  Bank  und  damit  zu 
einer  allmählichen  Aufsaugung  der  privaten  Kassenbestände. 

Auch  die  nicht  am  Orte  einer  Bankanstalt  Wohnenden  sahen 
sich  veranlaßt,  die  Technik  ihres  Zahlungsverkehrs  moderner  zu 
gestalten.  Sie  hatten  bisher  ihre  Diskonten  per  Post  an  die  Bank- 
anstalt gesandt  und  dagegen  auf  demselben  Wege  das  bare  Geld 
erhalten.  Hier  fehlte  also  noch  jede  organische  Verbindung,  jeder 
Zusammenhang  zwischen  der  Bank  und  dem  Zahlungsverkehr  des 
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Klienten.  Deshalb  war  die  Forderung  eines  Kontos  für  diese 
„Outsiders"  das  erste  Bindemittel,  der  erste  Versuch,  ihren  Geld- 
und  Kredit  verkehr  dem  Bankorganismus  anzugliedern,  und  eine 
deutliche  Mahnung,  die  veraltete  Bargeldzahlung  durch  die  Giro- 
zahlung ablösen  zu  lassen. 

Die  Frage  ob  obligatorisch,  ob  fakultativ  ist  bis  heute  noch  nicht 
einheitlich  entschieden,  offenbar  aus  Zweckmäßgkeitsgründen. 
In  Berlin  besitzen  alle  Diskontanten  ein  Girokonto,  in  der  Provinz 
finden  Ausnahmen  statt.  Man  kommt  der  Geschäftswelt  in  der  Pro- 
vinz mehr  entgegen  und  entbindet  einen  Diskontkunden,  der  nur 
gelegentliche  Geschäfte  mit  der  Reichsbank  macht,  und  der  von  der 
Errichtung  eines  Girokontos  keinen  weiteren  Nutzen  hätte,  von  der 
Verpflichtung  sich  ein  solches  zu  halten.  Immerhin  hat  die  Be- 
stimmung, daß  der  Ertrag  diskontierter  Wechsel  nicht  bar  gezahlt 
werden  dürfe,  sondern  erst  über  Girokonto  laufen  müsse,  einen  er- 
freulichen Erfolg  gezeitigt.  In  den  Jahren  1886  bis  1892  ist  der 
Anteil  des  Gesamtwechselankaufs,  der  über  Girokonto  gegangen 
ist,  von  76,4  Prozent  auf  85,1  Prozent  gestiegen. 

Galt  es  also  bei  der  Einführung  des  Giroverkehrs  den  Kampf 
gegen  das  Ueberkommene  und  das  Beharrungsvermögen  aufzuneh- 
men, so  erhoben  sich  namentlich  in  Süddeuschland  noch  Schwierig- 
keiten politischer  Art.  Die  Konsolidierung  der  politischen  Ver- 
hältnisse brachten  dann  auch  im  Laufe  der  Zeit  Beruhigung  und 
Ausgleichung  auf  diesem  Gebiete. 

Aus  allem  erhellt,  daß  die  Einführung  des  Giroverkehrs  in  den 
Organismus  der  deutschen  Volkswirtschaft  nicht  ohne  jede  Reibung 
vor  sich  gegangen  ist,  und  vielleicht  hätte  diese  Einrichtung  nicht 
eine  so  schnelle  und  ungeahnt  glänzende  Entwicklung  genommen, 
hätte  nicht  der  damalige  Reichsbankpräsident  von  Dechend  ein  so 
hohes  persönliches  Interesse  an  der  Durchführung  seines  Ge- 
dankens betätigt.  Er  ließ  keinerlei  Bedenken  aufkommen  und  ver- 
folgte seinen  Plan  mit  Kraft  und  Energie.  Deutschland  verdankt 
nicht  zum  geringsten  seinem  tatkräftigem  Eintreten  eine  Einrich- 
tung, die  mit  Recht  die  Nachahmung  des  Auslandes  gefunden  hat. 

Rauchberg  hat  der  Errichtung  des  Giroverkehrs  der  deutschen 
Reichsbank  folgende  Worte  gewidmet: 

„Die  großartige  Entfaltung,  wozu  die  Reichsbank  ihren 
Giroverkehr  zu  bringen  verstanden  hat,  ist  ein  in  der  Bank- 
geschichte einzig  dastehendes  Beispiel  von  einer  planmäßig 
und  konsequent  durchgeführten,  einheitlichen  Organisation  des 

2* 
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Zahlungsprozesses  eines  gewaltigen  Wirtschaftsgebietes.  Wo 
immer  sonst  eine  derartige  Organisation  besteht,  hat  sie  sich 
allmählich  aus  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  heraus,  gleich- 
sam von  selbst  unter  mancherlei  Hemmungen  und  Störungen 
entwickelt.  Hier  aber  sind  die  technischen  Elemente  des  Zah- 
lungsverkehrs, wie  sie  das  Ausland  geschaffen  hat,  in  plan- 
voller Weise  den  Bedürfnissen  der  deutschen  Volkswirtschaft 
angepaßt  worden.  Ihr  Giroverkehr  ist  nicht  von  selbst  ent- 
standen, sondern  künstlich  ins  Leben  gerufen,  dabei  aber  so 
glücklich  eingerichtet  worden,  daß  er  sofort  mit  voller  Sicher- 
heit die  ihm  zugedachte  organische  Stellung  im  Wirtschafts- 
organismus auszufüllen  vermöchte"  (13). 

Die  Einführung  des  Giroverkehrs  ist  ein  lehrreiches  Beispiel 
dafür,  wie  auf  dem  Gebiete  des  Wirtschaftslebens  nicht  immer  das 
Prinzip  des  laisser  faire  das  richtige  ist,  sondern  das  ein.  künst- 
licher Eingriff,  eine  gewisse  zwangsweise  Beeinflussung  der  Ent- 
wicklung am  richtigen  Orte  im  gegebenen  Moment  ein  Segen  für 
das  Ganze  sein  kann.  Aehnliches  gilt  von  der  weiteren  planmäßi- 
gen Ausgestaltung  des  Reichsbankgiroverkehrs,  die  im  Verfolg  die- 
ser Ausführungen  näher  ins  Auge  gefaßt  werden  soll. 

Nach  einigen  statistischen  Angaben  sei  hier  versucht,  die  quali- 
tativen Zusammenhänge  zwischen  Giroverkehr  und  dem  gesamten 
Geschäftsbetrieb  der  Bank,  besonders  seinen  Einfluß  auf  den  Bar- 
vorrat darzustellen. 

Zunächst  einige  Worte  über  die  allgemeine  Struktur  des  Giro- 
verkehrs. Nach  dem  englischen  Prinzip  der  „good  balance"  ein- 
gerichtet, vollzieht  sich  der  gewaltige  Giroumsatz  der  Reichsbank 
auf  der  Basis  von  unverzinslichen  Mindestguthaben.  Ihre  Höhe 
schwankt,  was  die  privaten  Konten  betrifft,  zwischen  500  Mark  bei 
sehr  kleinen  Firmen  und  vielen  Millionen  bei  den  großen  Aktien- 
banken. Den  Reichs-  und  Staatskonten  sind  keine  Maximalsalden 
vorgeschrieben,  sie  sind  nur  gehalten,  irgend  einen  kleinen  Betrag 
stets  darauf  zu  belassen,  weil  ein  Abheben  des  gesamten  Gut- 
habens nach  den  bei  der  Reichsbank  herrschenden  Gepflogenheiten 
mit  der  Aufhebung  des  Kontos  gleichbedeutend  ist.  Eine  Ausnahme 
bildet  das  Girokonto  der  Reichshauptkasse,  das  immer  einen  Mini- 
malbestand von  10  Millionen  aufweisen  muß.  Warum  hat  nun  die 
Reichsbank  überhaupt  die  Einrichtung  der  Minimalguthaben  als 
Entgelt  für  ihre  Mühe  getroffen?  Warum  läßt  sie  sich  nicht  Ge- 
biihron  oder  Provision  zahlen?    Auf  diese  Frage  ist  folgendes  zu 
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erwidern.  Bei  eiTiem  bloßen  Verl^elirsinstitut  wie  z.  B.  bei  der  Post 
kann  und  wird  zweckmäßig  die  Entscliädigung  für  die  Kassen- 
führung in  Form  von  Gebühren  eingezogen.  Denn  die  Post  dient 
dem  reinen  Zahlungsverkehr,  schafft  hier  Erleichterung  und  Ver- 
einfachung und  hat  im  übrigen  das  Streben,  ihre  Tätigkeit  mög- 
lichst gewinnbringend  zu  gestalten.  Mit  der  Organisation  eines 
Giroverkehrs  hat  die  Post  eine  hervorragende  volkswirtschaftliche 
Funktion  übernommen  und  dem  gesamten  Wirtschaftsleben  einen 
Avesentlichen  Dienst  geleistet.  Es  sind  jedoch  nicht  nur  volkswirt- 
schaftliche Gesichtspunkte,  die  für  die  Maßnahmen  der  Post  aus- 
schlaggebend sind,  sondern  es  spielen  fiskalische  Rücksichten 
stark  mit. 

Die  Reichsbank  dagegen  ist  nicht  in  erster  Linie  Erwerbs- 
institut, für  sie  stehen  geldpolitische  Gesichtspunkte  im  Vorder- 
grund. Die  Zentralbank  trägt  die  Verantwortung  für  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Währung  und  den  Schutz  der  nationalen  Barreserve 
und  hat  den  Auftrag,  die  Nutzbarmachang  verfügbarer  Kapitalien 
zu  fördern. 

Diesen  Aufgaben  könnte  das  Gebührenprinzip  in  keiner  Weise 
förderlich  sein.  Hier  führt  allein  der  Zwang  der  Mindestsalden 
zum  Ziel.  Dadurch  wird  der  Metallvorrat  der  Bank  gespeist  und 
Kapital  für  das  Kreditbedürfnis  angesammelt. 

Die  aufsteigende  Entwicklung  der  Miriimalguthaben  und  ihr 
Verhältnis  zu  den  tatsächlich  vorhandenen  Girobeständen  wird 
durch  die  folgende  Tabelle  veranschaulicht: 

Tag  der  Aufnahme 
31.  12.  1898 

7.   5.  1900 

7.  6.  1902 
15,  11.  1904 
15.  9.  1906 
31.  3.  1908 
15.   6.  1910 

Die  trotz  der  deutlich  erkennbaren  Aufwärtsbewegung  auf- 
fallenden Schwankungen  der  Minimalguthaben  sind  auf  die  Bewe- 
gungen der  in  obigen  Ziffern  enthaltenen  öffentlichen  Guthaben 
zurückzuführen.  An  kein  bestimmtes  Mindestmaß  gebunden, 
schwanken  die  Gelder  auf  den  öffentlichen  Konten  zwischen  vielen 
Millionen  und  wenigen  Pfennigen  hin  und  her  und  bringen  dadurch 


m  Millionen  Mark 

Minimalguthaben  ^'TbÄ'" 

92,9  430,4 

121,8  475,— 

107,3  617,4 

97,6  533,— 

III,-  652,9 

149,7  620,1 

147,6  690,8  (20) 
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in  die  Entwicklung  des  gesamten  Zwangsgnthabenbestandes  jenes 
oben  veranschaulichte  unruhige  Schwanken. 

So  berechtigt  vom  Standpunkt  der  Reichsbank  die  Forderung  des 
Minimal guthabens  ist,  so  gibt  es  unter  den  Geschäftsleuten  sehr 
viele,  die  dieser  Einrichtung  sehr  mißgünstig  gegenüber  stehen 
und  darin  nur  eine  unliebsame  Erhöhung  der  Handlungsunkosten 
sehen.  Deshalb  ist  ihr  Streben  darauf  gerichtet,  den  eisernen  Be- 
stand so  gering  wie  nur  möglich  zu  bemessen  und  möglichst  keinen 
Pfennig  darüber  hinaus  stehen  zu  lassen.  Diese  Tatsache  findet 
darin  ihren  Ausdruck,  daß  die  freien  Guthaben  seit  Gründung  der 
Bank  eine  immer  kürzere  Zeit  auf  dem  Konto  verbleiben.  1876 
betrug  die  Zeit  3,03  Tage,  im  Jahre  1910  nur  noch  0,9  Tage. 
Für  die  Banque  de  France  stellte  sich  dieser  Zeitraum  im  Jahre 
1910  auf  2  Tage,  für  die  Oesterreich-Ungarische  Bank  auf  1,7 
Tage  und  für  die  Belgische  Nationalbank  auf  1,5  Tage.  (14) 

Da  der  Minimalsaldo  anderen  Verwendungsmöglichkeiten 
dauernd  entzogen  ist,  hat  man  auf  Mittel  gesonnen,  ihn  trotzdem  auf 
irgend  eine  Weise  produktiv  zu  verwerten,  und  hat  die  Forderung 
aufgestellt,  ihn  verpfänden  zu  dürfen.  Die  Reichsbank  konnte 
natürlich  darauf  nicht  eingehen,  weil  diese  Maßnahme  geradeza 
an  dem  Fundament  des  Giroverkehrs  rütteln  würde.  Gerade  die 
Stabilisierung  und  die  dauernde  Verfügungsmöglichkeit  über  die 
Girogelder  ist  das  Ziel  der  Entwicklung,  und  dies  würde  durch 
eine  Verpfändung,  durch  die  Möglichkeit  für  dritte  Personen,  den 
Guthabenbestand  anzutasten,  vereiteln. 

Die  Mindestsaldo  dürfen  bestimmungsgemäß  nicht  angegriffen 
werden.  Es  gibt  jedoch  einen  Modus,  nach  welchem  solchen  Fir- 
men, welche  lombardfähige  Wertpapiere  bei  der  Reichsbank  hinter- 
legt haben  und  einer  Abrechnungsstelle  als,  Mitglied  ange- 
hören, eine  Ueberziehung,  d.  h.  eine  zeitweilige  Verminderung 
des  Mindestsaldos  gestattet  ist.  Stellt  sich  abends  beim  Abstimmen 
des  Girokontos  ein  solcher  Fehlbetrag  heraus,  dann  wird  von  dem 
Kontoführer  ohne  weiteres  der  fehlende  Betrag  als  eintägiges  Lom- 
barddarlehen beantragt  und  dem  Konto  gutgeschrieben,  so  daß  am 
Schlüsse  jeden  Tages  das  Minimalguthaben  in  voller  Höhe  vor- 
handen ist.  Wenn  andere,  nicht  in  dieser  Weise  durch  Lombard- 
pfand gedeckte  Firmen  sich  ein  häufigeres  Ueberziehen  zu  Schulden 
kommen  lassen,  so  wird  das  zunächst  gerügt  und  im  Wiederholungs- 
falle eventuell  mit  Entziehung  des  Kontos  geahndet. 

Die  die  Zwangsguthaben  übersteigenden  freien  Guthaben  sind 
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infolge  des  Zu-  und  Abschreibend  dauernd  auf  der  Wanderung 
begriffen.  Sie  stellen  in  der  Hauptsache  Kassenbestände  des 
Großhandels,  der  Industrie  und  der  Banken  dar.  Es  leuchtet 
ohne  weiteres  ein,  daß  die  absolute  Höhe  dieser  den  Zah- 
lungsverdienst versehenen  Gelder  in  dem  Maße  wächst,  in 
dem  die  Intensität  des  Zahlungsverkehrs  zunimmt  und  der 
Kreis  der  Teilnehmer  sich  erweitert.  Die  Kompensationswirkung 
ist  natürlich  umso  größer,  je  größer  die  Beteiligung  aller  Bevölke- 
rungsgeschichten am  Giroverkehr  ist,  je  leichter  sich  der  Ausgleich 
zwischen  den  beiden  entgegengesetzten  Polen  der  Produktion  und 
und  Konsumtion  vollziehen  kann.  In  gewissem  Grade  wird  dieser 
Ausgleich  schon  durch  die  Vermittlerrolle  der  Privatbanken  er- 
reicht. Während  die  Interessenten  des  Keichsbankgiroverkehrs 
vorwiegend  den  Produzentenkreisen  angehören,  umschließt  die 
Klientele  der  Privatbanken  auch  in  großem  Umfange  Vertreter  der 
Konsumentenkreise.  Diese  sind  nun  durch  die  Privatbank  mittel- 
bar dem  Reichsbankgiroverkehr  angeschlossen,  wodurch  die  Kom- 
pensationsmöglichkeit gegeben  ist.  Offenbar  ist  aber  der  Reichs- 
bank eine  Entwicklung  viel  erwünschter,  die  eine  numittelbare 
Teilnahme  der  Konsumenten  an  ihrem  Giroverkehr  mit  sich  brächte. 
Die  Klientele  der  Privatbanken  erhöht  vorzugsweise  die  „schweben- 
den" Uebertragungen,  sie  unterhält  aber  keine  dauernden  Guthaben 
bei  der  Reichsbank,  was  ihrem  Interesse  nicht  entspricht.  Ueber 
dieses  Problem  wird  im  dritten  und  im  vierten  Teil  dieser  Arbeit 
noch  ausführlicher  zu  reden  sein. 

Unter  den  eben  erwähnten  „schwebenden"  Uebertragungen 
ist  folgendes  zu  verstehen.  Im  lokalen  Giroverkehr,  wo  die  Konten 
des  Zahlungspflichtigen  und  des  Empfängers  örtlich  unmittelbar 
nebeneinander  liegen,  erfolgen  Last-  und  Gutschrift  sozusagen  in 
demselben  Moment,  fallen  zeitlich  zusammen.  Ganz  anders  im 
interlokalen  Verkehr.  Hier  besteht  zwischen  der  Lastschrift  auf 
dem  Konto  des  Zahlers  und  der  Gutschrift  auf  dem  des  Empfängers 
eine  durch  den  Postlauf  der  Advise  notwendig  bedingte  zeitliche 
Differenz  von  einem  beziehungsweise  2  Tagen.  Jene  vom  Gut- 
haben des  Zahlers  bereits  abgeschriebenen,  dem  Konto  des  Empfän- 
gers aber  noch  nicht  gut  gebrachten  Ueberweisungen  nach  aus- 
wärts nennt  man  schwebende  Uebertragungen.  Bei  Angaben  über 
die  Höhe  der  Giro  guthaben  an  einem  bestimmten  Tage  müssen  die 
schwebenden  Uebertragungen  noch  als  Guthaben  betrachtet  werden, 
da  ja  sonst  die  Gesamtsumme   um  ihren  Betrag  zu  klein  erschiene. 
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Am  31.  Dezember  1905  waren  an  schwebenden  Uebertragnngen  152 
Millionen  vorhanden,  die  in  dem  Gesamtguthabenbestande  desselben 
Tages  von  634  Millionen  enthalten  waren.  (15) 

Das  zuerstrebende  Ziel  der  Giroorganisation  ist  ein  Zustand, 
bei  dem  die  einmal  auf  Girokonto  gutgeschriebenen  Beträge  nicht 
mehr  in  Bargeld  zurückverwandelt  werden,  sondern  fortan  als 
Girogeld  fungieren,  ein  Zustand,  in  dem  das  einmal  eingezahlte  Bar  - 
geld dauernd  im  Besitz  der  Bank  verbleibt.  Verlassen  wir  einmal 
für  einen  Augenblick  den  Boden  der  Wirklichkeit,  um  eine  abstrakte 
Konstruktion  auszuführen,  so  könnte  man  sich  das  Ideal  des  Giro- 
verkehrs folgendermaßen  denken.  Es  wird  alles  im  Lande  kursie- 
rende, für  Zahlungszwecke  bestimmte  Bargeld  bei  der  Reichsbank 
eingezahlt.  Sie  errichtet  viele  Millionen  von  Konten,  auf  ihnen 
spielt  sich  der  gesamte  Zahlungsverkehr  des  Landes  ab.  Die 
Reichsbank  wird  damit  zur  reinen  Depositenbank,  zur  Hüterin  des 
Barvorrats  der  Nation.  Sie  hört  auf  eine  Notenbank  zu  sein,  denn 
es  ist  kein  Bedürfnis  mehr  nach  Noten  vorhanden,  weder  für  die 
Zwecke  des  Zahlungsverkehrs  noch  für  die  Bedürfnisse  des 
Wechsel-  und  Lombardkredits.  Somit  hätte  man  im  Inlande  einen 
nahezu  geldlosen  Zahlungsverkehr,  und  nur  im  Falle  einer 
baren  Zahlung  an  das  Ausland  wäre  eine  Verwandlung  der  Giro- 
guthaben in  Bargeld  erforderlich.  Die  gänzliche  Aufhebung  eines 
Bargeldumlaufs  ist  natürlich  in  Wirklichkeit  nicht  durchführbar 
und  wäre  nur  durch  staatliche  Zwangsmaßregeln  zu  erreichen. 
Immerhin  hat  die  Stabilität  der  bis  jetzt  bei  der  Reichsbank  vor- 
handenen privaten  Girogelder  schon  einen  bemerkenswerten  Grad 
erreicht. 

Berechnet  man  die  Abweichungen  der  Girobestände  in  Pro- 
zenten der  iährlichen  Durchschnitte,  so  ergibt  sich  folgendes  Bild: 

der  höchste  Giro-  der  niedrigste  Giro- 

bestand überstieg  den      bestand  blieb  unter  dem 
in  den  Jahren  durchschnittlichen  in  Prozenten  des 

Durchschnittsstandes 

1876-1880  26,21  21,54 

1881—1885  27,13  18,39 

1886-1890  19,54  19,24 

1891-1896  21,66  16,68  (17) 

Fiir  den  Zeitabschnitt  1906  bis  1910  ergeben  sich  noch  günstigere 
Zahlen.  Die  Girogelder  erhoben  sich  35,4  Prozent  über  den  Durch- 
sclinittsstand,  sanken  jedoch  nur  15,4  Prozent  darunter.  Daraus 
erhellt,  daß  die  Stabilität  der  privaten  Girogelder  im  allgemeinen 
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zunimmt,  und  daß  ca.  85  Prozent  des  jährlichen  Durchschnittes 
dauernd  im  Besitze  der  Keichshank  verbleiben.  Um  diesen  Betrag 
hat  sie  ihr  Betriebskapital  dauernd  vermehrt. 

Wie  schon  oben  erwähnt,  stellen  die  Guthaben  auf  den  ein- 
zelnen Konten  eine  Skala  dar,  die  mit  Beträgen  unter  500  Mark  be- 
ginnend bis  zu  vielen  Millionen  aufsteigt.  Es  ist  nun  interessant 
zu  wissen,  welche  Rolle  die  einzelnen  Größenkategorien  der  Giro- 
guthaben in  dem  Gesamtbestande  spielen.  Eine  dahin  zielende 
Untersuchung  ist  von  Rauchberg  (18)  ausgeführt  worden,  und  zwar 
an  zwei  markanten  Zeitpunkten  im  Jahre.  Die  eine  Tabelle  zeigt 
den  Stand  der  Guthaben  am  7.  August  1896,  d.  h.  an  einem  relativ 
stillen  Geschäftstage,  während  die  andere  Tabelle  die  Situation  am 
31.  Dezember  1896,  d.  h.  am  Tage  der  stärksten  Anspannung 
dieses  Jahres,  veranschaulicht. 


Größenkategorien  der  am  7.  August  1896 

Giroguthaben  von  Privaten  Prozente 


der  Girokonten 

des  Gesamtguthabens 

bis 

zu   500  M 

2,04 

0,01 

von       500  „ 

1  000  „ 

10,75 

0,27 

1  000  „ 

5  000  „ 

45,04 

3,39 

5  000  „ 

10  000  „ 

16,13 

2,73 

10  000  „ 

50  000  „ 

19,38 

10,56 

„     50  000  „ 

100  000  „ 

3,03 

5,28 

„    100  000  „ 

1  000  000  „ 

2,87 

19,52 

über  eine  Million 

0,76 

58,24 

zusammen  100,00 

100,00 

Größenkategorien  der  am  31.  Dezember  1896 

Giroguthaben  von  Privaten  Prozente 


der  Girokonten 

des  Gesamtguthabens 

bis 

zu   500  M 

2,18 

0,13 

von       500  „ 

1  000  „ 

10,96 

1,19 

1000  „ 

5  000  „ 

44,60 

2,32 

5  000  „ 

10  000  „ 

16,14 

2,05 

„     10  000  „ 

50  000  „ 

19,75 

7,57 

„     50  000  „ 

100  000  „ 

2,55 

3,24 

„    100  000  „ 

1  000  000  „ 

2,77 

14,33 

über  eine  Milh'on 

1,05 

70,20 

zusammen  100,00 

100,00 

Bei  Betrachtung  dieser  Zahlen  springt  sofort  ins  Auge,  daß 
die  beiden  letzten  Kategorien,  die  an  Zahl  zusammen  nur  4  Prozent 
aller  Kontoinhaber  ausmachen,  mit  78  Prozent  beziehungsweise  85 
Prozent  an  dem  Gesamtguthabenbestande  teilnehmen.  Sie  spielen 
also  weitaus  die  führende  Rolle  im  Giroverkehr.    Dieses  Resultat 
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kann  nicht  überraschen,  rühren  doch  jene  große  Guthaben  zum 
großen  Teile  von  den  Banken  her,  die  ihrerseits  eine  Zentral-  und 
Sammelstelle  hunderttausender  kleiner  Girokunden  bilden  und 
deren  Zahlungsverkehr  in  großen  summarischen  Beträgen  über  das 
Eeichsbankgirokonto  leiten.  Das  ist  auch  die  Erklärung  für  das 
regelmäßig  zu  beobachtende  Anschwellen  der  Bankgiro  guthaben  an 
den  großen  Zahlungsterminen,  es  kommen  darin  die  erhöhten  Zah- 
lungsverpflichtungen der  Privatbankenklientele  zum  Ausdruck. 
Der  Reichsbank  ist  diese  Erscheinung  sehr  erwünscht,  sie  trägt  zur 
Kräftigung  ihrer  Position  bei,  da  der  Notenumlauf  an  den  Zah- 
lungsterminen erfahrungsgemäß  seine  größte  Ausdehnung  erfährt. 

Eine  Klassifikation  der  Giroguthaben  nach  der  wirtschaftlichen 
Zugehörigkeit  ihrer  Inhaber  ergibt  folgendes  Bild.  Bei  einem  Ge- 
samtbestande am  15.  Juni  1910  von  563  Millionen  rührten  her  303 
Millionen  von  Behörden,  259  Millionen  von  Privaten.  Letztere 
259  Millionen  gliederten  sich  so,  daß 

70  Prozent  auf  Handel,  Transport,  Versicherungen  und  Banken, 

28  Prozent  auf  die  Industrie, 
der  Rest    auf  Landwirtschaft,    Stiftungen,    Asservate    etc.  ent- 
fielen. (19) 

Um  die  Entwicklung  des  Reichsbankgiroverkehrs  mit  einigen 
Gesamtzahlen  zu  belegen,  setze  ich  noch  folgende  Angaben 
zur  Orientierung  hierher: 

AnzahlderKontoinhaber 
Ende  1876:     3  245 
„     1911:   24  974 

Giroumsatz 

1876:    19  Milliarden 
1911:338 

Giroguthaben 

Ende  1876:   92  Millionen 
„     1911:536  „ 
Giro  Umsatz  in  Prozenten  des  Gesamtumsatzes 

1876:  50  Prozent 

1911 :  90  Prozent. 

Wie  mannigfaltigen  Aufgaben  der  Giroverkehr  dient,  soll 
durch  eine  Aufzählung  der  hauptsächlichsten  über  Girokonto 
laufenden  Posten  illustriert  werden.  Auf  der  Kreditseite  er- 
scheinen : 
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1.  bare  Einzahlungen, 

2.  Platz  und  Ferntiberweisungen, 

3.  Guthaben  aus  anderen  Geschäftszweigen  der  Bank, 

a)  Beträge  diskontierter  Wechsel, 

b)  Lombarddarlehen, 

c)  Zinsen  von  bei  der  Reichsbank  lagernden  Wert- 
papieren, 

d)  Beträge  aus  dem  Inkassoverkehr,  Domizile  im  Besitz 
von  Kontoinhabern,  Einzugswechsel,  Schecks,  Anwei- 
sungen, 

4.  Salden  aus  dem  Clearingverkehr, 

5.  Seit  1884  Zinsen  des  Staats-  und  Reichsschuldbuches, 

6.  Gehälter  der  Beamten,  die  ein  Bankkonto  besitzen. 
Auf  der  Debetseite  erscheinen: 

1.  Bare  Auslagen, 

2.  Platz-  und  Fernüberweisungen, 

3.  fällige  Domizile  und  Lombarddarlehen, 

4.  Salden  aus  dem  Clearingverkehr. 


II.  Teil. 

Die  nun  folgenden  Betrachtungen  haben  es  mit  den  eigenartigen 
Verhältnissen  zu  tun,  die  aus  der  Verbindung  des  Notenemissions- 
mit  dem  Girogeschäft  bei  der  Reichsbank  entspringen.  Ftir  diese 
Fragen  tritt  die  technische  Leistung  des  Giroverkehrs  für  den 
Zahlungsausgleich  mehr  zurück,  während  seine  Bedeutung  als  De- 
positenverkehr, sein  Einfluß  auf  den  Metallstock  und  damit  auf  die 
gesamte  Geschäftsführung  der  Bank  in  den  Vordergrund  des  In- 
teresses rücken. 

Es  ist  natürlich,  daß  das  Bankgesetz  den  unten  zu  besprechen- 
den Tatsachen  nicht  Rechnung  getragen  hat  und  nicht  tragen  konnte, 
da  der  Giroverkehr  erst  infolge  der  im  Gesetz  enthaltenen,  die 
Betriebsmittel  der  Reichsbank  einschränkenden  Vorschriften  ins 
Leben  gerufen  wurde.  Das  Gesetz  bestimmt,  daß  der  gesamte  in 
den  Händen  der  Bank  befindliche  Metallvorrat  als  Deckung  für  den 
Notenumlauf  dienen  solle.  Diese  Bestimmung  war  durchaus  den 
damals  gegebenen  Verhältnissen  angepaßt,  denn  die  Reichsbank 
hatte  bei  ihrer  Gründung    neben  den  aus  dem  Notenumlauf  ent- 


—  28  — 


stehenden  tä,2jlich  fälligen  Verbind lichkeiten  andere  nur  in  so 
geringem  Umfange  aufzuweisen,  daß  der  Gesetzgeber  nicht  auf  den 
Gedanken  komme*h  konnte,  einen  Teil  des  Metallvorrats  abzu- 
zweigen und  ihn  etwa  für  die  Depositendeckung  zu  reservieren.  Wie 
hätte  er  auch  die  glänzende  Entwicklung  des  Giroverkehrs  vor- 
aussehen können!  Die  gesetzgebenden  Faktoren  haben  es  offenbar 
für  unmöglich  gehalten,  daß  das  unverzinsliche  Depositengeschäft 
je  irgendwie  bedeutende  Dimensionen  annehmen  könnte  (1).  Nach 
der  Auffassung  des  Gesetzgebers  war  die  Bank  im  wesentlichen 
darauf  angewiesen,  ihren  Metallvorrat  durch  das  ihr  im  Noten- 
geschäft zufließende  oder  im  Wege  des  Ankaufs  erworbene  Hart- 
geld zu  ergänzen. 

Man  könnte  einwerfen,  daß  hier  das  Depositenportefeuille 
nicht  zu  vergessen  sei.  Es  ist  indessen  nicht  die  Eegel,  daß  sich  die 
Reichsbank  die  Valuta  ihrer  Auslandswechsel  in  Gold  schicken  läßt. 
Gewöhnlich  wird  der  Gegenwert  bei  ihren  Korrespondenten  gut- 
geschrieben und  zu  Zinszahlungen  des  Reiches,  zu  Trassierungen 
und  zu  anderen  Zwecken  verwendet.  Man  kann  deshalb  nicht  von 
einem  unmittelbaren  und  direkten  Goldzufluß  auf  Grund  des  De- 
visenbesitzes sprechen.  Die  DeA'isenpolitik  geht  andere  Wege  zur 
Erreichung  ihres  Zieles.  Sie  sucht  durch  Beeinflussung  der  De- 
visenkurse einer  drohenden  Goldentziehung  entgegenzuarbeiten  und 
Goldiinporte  zu  begünstigen.  ~  Sehen  wir  zunächst  von  der  Mög- 
lichkeit, Gold  aus  dem  Auslande  hereinzuziehen  ab,  so  ist  man  wohl 
berechtigt  zu  sagen,  daß  sich  die  Reichsbank  duch  den  Giroverkehr 
eine  Goldquelle    von  überraschender  Ergiebigkeit    eröffnet  hat. 

Einen  immer  wachsenden  Teil  des  Goldes,  das  früher  von  Hand 
zu  Hand,  von  Kontor  zu  Kontor  lief,  das  durch  die  Post  von  Ort 
zu  Ort  transportiert  wurde,  sammelt  und  zentralisiert  der  Girover- 
kehr bei  der  Reichsbank,  erspart  der  Volkswirtschaft  den  Verlust 
durch  Abnutzung  und  kräftigt  den  Status  der  Bank.  Das  genaue 
in  Zahlen  ausgedrückte  Maß  der  goldsammelnden  Tätigkeit  des 
Giroverkehrs  anzugeben,  ist  leider  nicht  möglich,  weil  darüber 
keine  Statistik  existiert.  Eine  solche  müßte  bei  jeder  Ein-  und  Aus- 
zahlung im  Giroverkehr  das  Verhältnis  des  dabei  in  Bewegung  ge- 
setzten Metallgeldes  erfassen,  um  den  Saldo  errechnen  zu  können, 
der  als  definitive  Vermehrung  des  Metallvorrats  anzusprechen 
wäre.  Der  Barverkehr  spielt  im  Giroumsatz  die  geringere  Rolle. 
Die  Hauptmasse  der  Guthaben  entsteht  durch  Gutschrift  von  Dis- 
kont- und  Lombardkrediten.    Diese  Posten  führen  der  Bank  aller- 
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(lings  weder  Metallgeld  noch  Noten  hinzu.  Erst  beim  Einzug  von 
übernommenen  Inkassopapieren,  bei  Präsentation  der  angekauften 
Wechsel  und  bei  Rückzahlung  der  Lombarddarlehen  fließen  der 
Bank  Barmittel  zu,  sofern  nicht  die  Deckung  der  Lombardschuld 
etwa  durch  Diskonten  erfolgt  und  damit  das  Rückströmen  von 
Metall  und  Noten  abermals  um  die  Laufzeit  der  Wechsel  hinaus- 
geschoben wird.  Die  hohe  Bedeutung  der  Gutschriften  aus  dem 
Kreditverkehr  liegt  darin,  daß  sie  die  Auszahlung  der  Valuta  in 
bar  unnötig  machen,  und  das  in  der  Regel  in  einem  Augenblicke 
großer  Anspannung,  wo  es  für  die  Bank  eine  willkommene  Er- 
leichterung bildet. 

Wenn  es  also  auch  nicht  möglich  ist,  zahlenmäßig  anzugeben, 
um  welchen  Betrag  der  Metallvorrat  durch  die  Wirksamkeit  des 
Giroverkehrs  vermehrt  wird,  so  ist  die  Tatsache  jedenfalls  außer 
Zweifel  und  von  einschneidender  Bedeutung. 

Die  Sache  liegt  nun  so,  daß  die  Girodepositen  stetig  an  der 
Erhöhung  des  Metallschatzes  mitarbeiten,  ohne  für  sich  selbst  laut 
Bankgesetz  eine  Bardeckung  in  Anspruch  nehmen  zu  können. 
Wenn  schon  die  Reichsbank  natürlich  immer  eine  gewisse  Bar- 
reserve für  ihre  Depositen  bereit  halten  wird,  so  ist  doch  theo- 
retisch der  Fall  sehr  wohl  •  denkbar,  daß  im  Moment  höchster  An- 
spannung alles  verfügbare  Metall  zur  Notendeckung  herangezogen 
werden  muß,  um  die  gesetzliche  Dritteldeckung  herzustellen,  und  daß 
dann  zur  ^Deckung  der  Depositen  kein  Metall  mehr  übrig  bleibt. 
Wenn  ein  solcher  Fall  auch  das  Extrem  darstellt,  so  hat  es  doch  in 
den  letzten  Jahren  Situationen  gegeben,  die  sich  einer  solchen  Kon- 
stellation näherten. 

An  dem  letzten  Ausweistage  des  Jahres  1906  waren  sämtliche 
täglich  fällige  Verbindlichkeiten  der  Bank  zu  rund  29,5  Prozent 
bar  gedeckt.  Nimmt  man  den  gesamten  Bargeldvorrat,  wie  das 
nach  dem  Bankgesetz  gestattet  ist,  für  den  Notenumlauf  in  An- 
spruch, so  ergibt  sich  an  dem  genannten  Tage  eine  Notendeckung 
von  40,3  Prozent.  Da  dem  Bankgesetz  bereits  genügt  ist,  wenn 
die  Noten  mit  SSVa  Prozent  gedeckt  sind,  so  bleibt  also  für  die 
sonstigen  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten  der  Rest  von  7  Pro- 
zent. Das  bedeutet  für  diese  Gelder  eine  Barquote  von  zirka  19 
Prozent.  Hätte  an  diesen  Ausweistagen  eine  noch  weitere  Aus- 
dehnung des  Notenumlaufs  stattgefunden,  so  hätte  man,  um  die 
gesetzliche  Dritteldeckung  aufrecht  erhalten  zu  können,  noch 
weitere  Barmittel  von  der  Depositendeckung  abzweigen  und  der 
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Notendeckung  zuführen  müssen.  Die  absolute  Grenze  des  Noten- 
umlaufs wäre  also  erreicht  worden,  wenn  auch  die  19  Prozent  De- 
positendeckung im  Interesse  der  Notensicherung  aufgebraucht 
worden  wären.  Seit  dem  Krisenjahr  1907  hat  sich  der  Status  der 
Bank  wesentlich  gebessert,  so  daß  am  Schlüsse  des  Jahres  1910 
sämtliche  täglich  fällige  Verbindlichkeiten  mit  35,1  Prozent,  die 
Noten  ohne  Berücksichtigung  der  Depositen  mit  47,1  Prozent  und  die 
Depositen  nach  Absonderung  der  Dritteldeckung  für  die  Noten  mit 
40  Prozent  bar  gedeckt  waren. 

Dieser  Hinweis  genügt,  um  zu  zeigen,  daß  die  Eeichsbank 
ohne  die  starke  Stütze  der  Girodepositen  wahrscheinlich  schon  des 
öfteren  am  Ende  ihres  Könnens  gestanden  haben  würde.  Es  ist 
unnötig  anzudeuten,  was  eine  Einstellung  der  Kreditgewährung 
bei  der  Reichsbank  für  unsere  Volkswirtschaft  und  die  Stellung 
unserer  Währung  in  der  Welt  heißen  würde.  Umso  höher  ist  die 
Bedeutung  des  Giroverkehrs  anzuschlagen,  dem  das  Verdienst  ge- 
bührt, eine  solche  Gefahr  ferngehalten  zu  haben. 

Gerade  die  Freiheit  der  Bank,  die  Depositendeckung  nach 
eigenem  Ermessen  zu  gestalten,  hat  wesentlich  dazu  beigetragen, 
ihre  Bewegungsfreiheit  und  ihr  Anpassungsvermögen  an  den  Kre- 
ditbedarf zu  steigern.  Die  Möglichkeit,  den  gesamten  Metallvorrat 
als  Deckung  für  den  Notenumlauf  in  Anspruch  nehmen  zu  können, 
hat  die  absolute  Grenze  der  Notenausgabe  höhergerückt  und  die 
Reichsbank  in  den  Stand  gesetzt,  der  Volkswirtschaft  eine  größere 
Menge  von  Zahlungsmitteln  zur  Verfügung  zu  stellen,  als  es  ohne 
den  Besitz  der  Girodepositen  möglich  gewesen  wäre. 

Es  gibt  nun  ängstliche  Gemüter,  denen  die  Freiheit  der  Bank, 
ihre  Depositendeckung  nach  ihrem  Belieben  zu  bemessen,  besorg- 
niserregend erscheint.  Sie  haben  sich  deshalb  beeilt,  den  Grund- 
satz aufzustellen,  die  Girodepositen  müßten,  da  sie  auch  täglich 
fällige  Verbindlichkeiten  darstellten,  in  demselben  Verhältnis 
wie  die  Noten  bar  gedeckt  sein.  Diese  Forderung  ist  in  der  Tat 
in  der  niederländischen  Bankgesetzgebung  berücksichtigt  worden, 
denn  diese  bestimmt,  daß  Noten  sowohl  wie  Depositen  mindestens 
zu  40  Prozent  metallisch  zu  decken  seien.  Auch  die  Bank  von  Eng- 
and,  die  jene  innige  Verbindung  und  gegenseitige  Unterstützung 
von  Notenemission  und  Girogeschäft,  wie  sie  sich  bei  der  deutschen 
Reichsbank  herausgebildet  hat,  nicht  kennt,  hatte  ihre  Depositen 
in  den  letzten  10  Jahren  mit  rund  48  Prozent  bar  gedeckt  und  hat 
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ein  Sinken  unter  dieses  Niveau  stets  mit  energischen  Mitteln  be- 
kämpft. (2) 

In  der  Theorie  sind  allerdings  Noten  und  Girodepositen  gleich- 
zustellen. Noten  sowohl  wie  Giroguthaben  sind  in  der  Tat  täg- 
lich in  Gold  fällig.  Denn  wenn  die  Bank  die  Depositen  auch  zu- 
nächst in  Noten  zurückzahlen  würde,  so  könnte  der  Girokonto- 
inhaber die  Noten  doch  sofort  in  Geld  umwandeln.  Insofern  be- 
steht also  kein  Unterschied.  Das  tritt  auch  überall  in  den  Bilanzen 
der  Banken  in  die  Erscheinung.  Dort  figurieren  Metallgeld,  Noten 
und  Giroguthaben  als  völlig  gleichwertige  Posten  nebeneinander. 
Die  Guthaben  bei  der  Keichsbank  sind  für  die  Privatbanken  ebenso 
bare  Kasse  wie  da^  Gold  in  ihren  eigenen  Tresors,  sie  bilden  einen 
Teil  ihrer  Goldreserven.  Am  31.  Dezember  1908  bezifferten  sich 
diese  Eeserven  aller  Kreditbanken  zusammengenommen  bei  der 
Reichsbank  auf  137  Millionen  (3). 

Aber  wenn  schon  das  Notengeschäft  dadurch  ermöglicht  ist, 
daß  hier  theoretische  Möglichkeit  und  tatsächliche  Wirklichkeit 
weit  auseinander  fallen,  so  trifft  das  noch  im  höherem  Grade  auf 
das  Girogeschäft  zu. 

Wenn  Noten  und  Girodepositen  auf  den  ersten  Blick  als  völlig 
gleichwertig  erscheinen,  so  ergeben  sich  doch  bei  näherer  Betrach- 
tung wesentliche  Unterschiede.  Worin  bestehen  sie?  Sie  liegen 
zunächst  in  den  Personen  der  Noten-  und  Girogläubiger.  Noten- 
gläubiger sind  alle  Schichten  der  Bevölkerung,  die  haute  finance 
sowohl  wie  die  breiten  Niederungen  des  Kleinverkehrs  und  der 
Privaten.  Es  ist  also  auch  die  große  Masse  der  unteren  Bevölke- 
rungsschichten vertreten,  der  jeder  Ueberblick  abgeht,  deren  Ver- 
trauen zur  Bank  leicht  zu  erschüttern  ist,  die  in  kritischen  Zeiten 
schnell  beunruhigt  und  kopflos  werden  kann,  die  bald  bereit  ist, 
ihre  Noten  in  Gold  umzutauschen  und  eventuell  einen  „run"  auf  die 
Bank  in  Scene  setzen.  Wie  anders  nimmt  sich  dagegen  der  Kreis 
der  Girogläubiger  aus.  Hier  handelt  es  sich  in  erster  Linie  um  die 
Geschäftswelt.  Die  Girointeressenten  rekrutieren  sich  aus  den 
intelligenten  und  besonnenen  Elementen  der  Bevölkerung,  bei  denen 
man  eine  gewisse  wirtschaftliche  Einsicht  voraussetzen  kann,  deren 
Vertrauen  zur  Bank  gefestigt  ist,  die  einer  allgemeinen  Beunruhi- 
gung eher  Widerstand  leisten,  kurzum,  die  also  in  kritischen  Mo- 
menten nicht  so  schnell  geneigt  sind,  ihre  Depositen  zurückzuziehen. 

Ein  weiterer  Unterschied  gründet  sich  auf  den  wesentlich  ver- 
schiedenen Grad  der  Beziehung  zwischen  der  Bank  und  den  beiden 
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Arten  der  Gläubiger.  Ein  großer  Teil  der  Notenbesitzer  wird  durch 
gänzliche  Beziehungslosigkeit  zur  Bank  charakterisiert.  Wieviele 
aus  diesen  Schichten  wissen  überhaupt  genaueres  über  die  Existenz 
der  Reichsbank  und  ihrer  Organisation!  Wieviele  kennen  das 
Wesen  der  Banknote!  Hier  würde  sich  also  die  Reichsbank  im 
Falle  einer  Panik  völliger  Verständnislosigkeit  für  ihre  Situation 
gegenüber  sehen.  Da  würde  offenbar  jeder  Versuch  zur  Klar- 
stellung der  Lage,  zur  Beruhigung,  jeder  Aufforderung  zum  Ab- 
warten die  Beunruhigung  nur  steigern.  Da  gäbe  es  nur  ein  Mittel, 
nämlich  unentwägtes  Auszahlen,  wie  es  das  Beispiel  der  Dresdner 
Bank  gezeigt  hat,  die  im  Jahre  1901  in  8  Tagen  60  Millionen  Depo- 
siten auszahlen  mußte.  (4) 

Anders  liegen  die  Verhältnisse  bei  den  Girogläubigern.  Hier 
hat  es  die  Bank  mit  Kunden  zu  tun,  mit  denen  sie  durch  jahre- 
langen Geschäftsverkehr  verbunden  ist,  die  persönliche  Beziehun- 
gen mit  den  Bankbevollmächtigen  unterhalten,  die  daher  auch  im 
Notfalle  mündlichen  oder  schriftlichen  Vorstellungen  zugänglich 
sind  und  eine  Verständigung  ermöglichen;  mit  anderen  Worten, 
e.s  sind  Leute,  bei  denen  man  im  Falle  einer  Panik  Verständnis  für 
die  Situation  der  Bank  voraussetzen  kann,  und  die  nicht  ohne  wei- 
teres zur  Abhebung  der  Girogelder  schreiten  werden.  Dazu  kommt 
noch  ein  weiteres  Moment,  das  ich  die  organische  Bedingtheit  der 
Girodepositen  nennen  möchte.  Der  Giroverkehr  ist  so  tief  in  imseren 
wirtschaftlichen  Organismus  eingedrungen,  hat  seine  Kanäle  in  die 
feinsten  Verästelungen  des  gesamten  nationalen  Kassenwesens  ge- 
führt, kurz  ist  eine  so  innige  Verbindung  mit  der  wirtschaftlichen 
Tätigkeit  unseres  Volkes  eingegangen,  daß  ein  Zurückziehen  der 
Giroguthaben  in  ihrer  Gesamtheit  noch  ,  weniger  wahrscheinlich  ist 
als  die  Präsentation  aller  umlaufenden  Noten.  Eine  Abhebung 
sämtlicher  Giroguthaben  wäre  mit  der  Aufhebung  des  Girover- 
fahrens identisch.  Und  das  ist  weder  in  normalen  noch  in  kritischen 
Zeiten  denkbar.  Das  Ausschalten  dieses  Organs  würde  das  ganze 
Räderwerk  des  nationalen  Wirtschaftsbetriebes  ins  Stocken  brin- 
gen. (5) 

Wenn  ein  Girokunde  die  Reichsbank  verläßt,  um  sich  der 
Klientele  einer  Großbank  oder  Genossenschaft  anzuschließen,  ver- 
liert die  Reichsbank  allerdings  sein  Minimalguthaben.  Aber,  da 
die  Privatbank  oder  Genossenschaft  doch  wieder  zu  den  Reichs- 
bankgirointeressenten  zählt,  so  erscheint  der  Zahlungsverkehr  des 
abtrünnigen  Kunden  in  dem  Giroumsatz  seiner  Bank  wieder,  erhöht 


—  33  ^ 


diesen  und  veranlaßt  eventuell  eine  Heraufsetzung  ihres  Minimal- 
saldos, so  daß  als  Erfolg  doch  wieder  eine  Verstärkung  der  Giro- 
guthaben resultiert.  Wenn  diese  Verstärkung  auch  nur  im  An- 
schwellen der  schwebenden  üebertragungen  zum  Ausdruck  kommt, 
so  ist  dies  schon  ein  Gewinn. 

Als  Ergebnis  unserer  Untersuchung  folgt,  daß  zwischen  Noten 
und  Girodepositen  ein  namhafter  Unterschied  besteht,  daß  letztere 
eine  weit  größere  Stabilität  aufweisen  und  in  kritischen  Zeiten  ein 
Moment  der  Beruhigung  und  Stärkung  für  den  Status  der  Bank 
bilden. 

Unwillkürlich  drängt  sich  nun  folgende  Frage  auf.  Warum 
geht  die  Reichsbank,  wenn  das  Girogeschäft  gegenüber  der  Noten- 
emission mit  so  hohen  Vorzügen  ausgestattet  ist,  nicht  dazu  über, 
möglichst  viele  Notengläubiger  in  Girogläubiger  umzliwandeln  ? 
Je  inniger  und  vielseitiger  sich  das  Verhältnis  zwischen  dem  Giro- 
kunden und  der  Bank  gestaltet,  je  größer  die  Anhänglichkeit  der 
Depositen  wird,  desto  mehr  wachsen  die  Vorteile,  die  die  Bank  für 
ihren  Status  aus  dem  Giroverkehr  ziehen  kann.  Dieser  Gedanke 
bildet  die  Grundlage  der  Vorschläge,  die  in  den  beiden  letzten  Tei- 
len dieser  Arbeit  des  Näheren  ausgeführt  werden  sollen. 

Wir  kommen  nun  auf  die  oben  angeführte  Frage  zurück,  wie 
Noten  und  Girodepositen  bezüglich  ihrer  Bardeckung  zu  behandeln 
seien.  Die  vorstehenden  Betrachtungen  haben  unsere  Antwort  be- 
reits vorbereitet.  Offenbar  ist  die  Forderung  der  gleichen  Bar- 
deckung —  also  33^/3  Prozent  —  mit  Rücksicht  auf  die  wesentlichen 
Unterschiede  zwischen  diesen  beiden  Depositenkategorien  als 
unzweckmäßig  abzuweisen. 

Das  Verhältnis  von  33^/3  Prozent  ist  übrigens  durchaus  will- 
kürlich gewählt.  Man  könnte  mit  demselben  Rechte  irgendeine 
in  der  Nähe  liegede  höhere  oder  niedere  Zahl  normieren.  Es 
liegen  keinerlei  Erfahrungstatsachen  vor,  aus  denen  man  den 
Grundsatz  ableiten  könnte,  daß  Notenbanken,  um  ihrer  Einlösungs- 
pflicht stets  nachkommen  zu  können,  eine  Metallreserve  von  33Vj 
Prozent  halten  müßten.  Schanz  (Wörterbuch  der  Volkswirtschaft 
S.  301)  führt  den  Grundsatz  der  Dritteldeckung  zurück  auf  eine 
Aeußerung  der  Direktoren  der  Bank  von  England  vom  Jahre  1832, 
daß  sie  für  ihre  Noten  und  Depositen  ein  Drittel  in  bar  zu  halten 
pflegten.  Dagegen  „erklärte  der  Berichterstatter  der  Bankkom- 
mission bei  Beratung  des  deutschen  Bankgesetzes,  wahrscheinlich 
sei  die  Genesis  dieses  Bruchteils  (^/a)  daraus  zu  erklären,  daß  m-^^i 
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annahm,  die  Bank  habe  Deckung  durch  Dreimonatswechsel,  und  so 
sei  mit  ein  Drittel  Deckung  dafür  gesorgt,  daß  das  Ganze  sich  in 
derselben  Zeit  wieder  erneuere,  wie  der  Bestand,  der  den  IJmlauf 
sichern  soll."  (5a)  Das  Bardeckungsverhältnis  hängt  offenbar  von 
der  gegebenen  Struktur  der  Kreditorganisation  eines  Landes,  von 
der  Technik  seines  Zahlungsverkehrs  und  den  herrschenden  Zah- 
lungsgewohnheiten ab.  Die  Frage  der  Golddeckung  der  Girodepo- 
siten ist  auch  in  den  Verhandlungen  der  Bankenquetekommission 
angeschnitten  worden.  Fischel  (5b)  hat  sich  jedoch  dagegen  ausge- 
sprochen, die  Minimalbardeckung  durch  ein  Prozentverhältnis  fest- 
zulegen, überhaupt  von  einer  gesetzlichen  Regelung  dieser  Frage 
abgeraten  und  die  Sorge  der  Depositendeckung  einstweilen  dem 
Ermessen  der  Bankverwaltung  überlassen. 

Immerhin  macht  sich  schon  das  Verlangen  nach  gesetzlicher 
Festlegung  dieser  Materie  geltend.  (Vergl.  Resolution  der  Steuer- 
und  Wirtschaftsreformer  vom  13.  und  14.  2.  06  in  der  Zeitschrift 
Handel  und  Gewerbe,  12.  Jahrgang  Nr.  24.) 

Sollte  also  die  Deckungsfrage  zum  Gegenstand  eines  Gesetzes 
gemacht  werden,  so  sei  hier  darauf  hingewiesen,  daß  die  Bestim- 
mung der  Dritteldeckung  im  Hinblick  auf  den  Charakter  der  Giro- 
depositen als  zu  hoch  bezeichnet  werden  müßte. 

Man  geht  nicht  fehl,  wenn  man  eine  Minimal-Bardeckung  der 
Girodepositen  von  10  bis  15  Prozent  als  Norm  aufstellt.  Bei  der 
Bemessung  der  Bardeckung  der  Postgirodepositen  hat  man  sich 
scheinbar  von  derartigen  Erwägungen  leiten  lassen,  denn  die  Ver- 
fügung des  Reichskanzlers  bestimmt,  daß  von  den  sich  ansammeln- 
den Geldern  10  Prozent  in  bar  bereit  zu  halten  seien. 

Eine  allmähliche  Ueberführung  der  Reichsbank  in  eine  reine 
Girobank  würde  demgemäß  eine  weit  intensivere  Ausnutzung 
des  gegebenen  Metallvorrats  ermöglichen  und  etwa  den  zehnfachen 
Betrag  des  Barschatzes  für  den  Kredit-  und  Zahlungsverkehr  frei 
machen. 

Einen  anderen  Weg,  um  die  Stabilität  der  Girodepositen  und 
ihre  Bedeutung  für  die  Bankpolitik  nachzuweisen,  hat  Rauchberg 
eingeschlagen.  Er  hat  für  das  Jahr  1896  sowohl  die  Schwankun- 
gen der  privaten  Girogelder  als  auch  die  Abweichungen  der  steuer- 
freien Banknotenreserve  von  den  bezüglichen  Jahresdurchschnitten 
in  einer  Kurve  dargestellt  und  einen  Vergleich  zwischen  dem  Ver- 
lauf der  beiden  Kurven  vorgenommen.  Das  Diagramm  liegt  bei. 
(Anlage  1)  (9) 
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Unter  der  steuerfreien  Notenreserve  an  einem  beliebigen 
Ausweistage  ist  die  Differenz  zu  verstehen,  die  sich  ergibt  bei  der 
Gegenüberstellung  des  gesamten  Notenumlaufs  und  einer  Summe, 
die  aus  Barvorrat  und  Notenkontingent  zu  bilden  ist,  mit  anderen 
Worten,  die  steuerfreie  Notenreserve  ist  derjenige  Betrag,  um 
welchen  der  tatsächliche  Notenumlauf  unter  der  Steuergrenze  ver- 
bleibt beziehungsweise  sie  überschreitet. 

Sowohl  bei  dem  von  Rauchberg  als  auch  bei  den  von  mir  ange- 
fertigten Diagrammen  ist  den  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften 
entsprechend  für  alle  Ausweistage  ein  einheitliches  Notenkontin- 
gent in  Rechnung  gestellt  worden.  Die  Bankgesetznovelle  von 
1908  hat  hierin  eine  Aenderung  eintreten  lassen.  Da  die  letzten 
Jahre  an  den  großen  Zahlungsterminen  regelmäßig  eine  auf  legi- 
timen Zahlungsmittelbedarf  zurückzuführende,  bedeutende  Ueber- 
schreitung  der  Steuergrenze  brachten,  hat  man  es  für  zweckmäßig 
gehalten,  das  Notenkontingent  überhaupt  zu  erhöhen  und  der  Reichs- 
bank außerdem  für  die  Quartalschlüsse  eine  noch  weitergehende 
Erleichterung  einzuräumen.  Das  Notenkontingent  der  Reichsbank 
beträgt  gegenwärtig  550  Millionen  und  für  den  Quartalsschluß 
750  Millionen.  Ein  Diagramm,  das  die  neuesten  Verhältnisse  zur 
Darstellung  bringen  wollte,  müßte  also  den  veränderten  Bestim- 
mungen Rechnung  tragen.  Die  Kurve  der  steuerfreien  Noten- 
reserve würde  dann  wahrscheinlich  gegenüber  den  früheren  Jahren 
eine  erhebliche  Abweichung  aufweisen  und  die  hier  in  Frage 
stehende  Kompensationswirkung  weniger  hervortreten  lassen. 

Welche  Tatsachen  werden  nun  durch  das  Rauchberg'sche  Dia- 
gramm veranschaulicht?  Zunächst  springt  die  viel  größere  Stabi- 
lität der  Girodepositen  gegenüber  dem  Notenumlauf  in  die  Augen. 
Sodann  ist  es  besonders  eine  Erscheinung,  die  unsere  Aufmerksam- 
keit in  erhöhtem  Maße  beansprucht.  Die  Viertel] ahrstermine  bilden 
infolge  alteingewurzelter  Zahlungsgewohnheiten  die  Momente 
höchster  Anspannung  für  die  Bank,  der  Zahlungsmittelbedarf 
nimmt  dann  derartige  Dimensionen  an,  daß  der  für  normale  Ver- 
hältnisse genügende  Notenumlauf  bei  weitem  nicht  ausreicht  und 
zur  Ausgabe  von  steuerpflichtigen  Noten  geschritten  werden  muß. 
Diese  Momente,  wo  der  gesamte  bare  Zahlungsverkehr  der  Reichs- 
bank begierig  Metallgeld  und  Noten  entzieht,  werden  durch  das 
steile  Abfallen  der  Kurve  markiert.  Dagegen  zeigt  die  Kurve  der 
Girodepositen  eine  gerade  entgegengesetzte  Bewegung.  Die  Giro- 
interessenten   haben  natürlich  a!n  den  Quartalsschlüssen  auch 
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einen  großen  Zahlungsverkehr  zu  bewältigen,  benutzen  dazu  aber 
nicht  den  veralteten  Modus  der  Bargeldzahlung,  sondern  die  höher- 
wertige Girozahlung.  Sie  deponieren,  um  alle  Zahlungs Verbind- 
lichkeiten entsprechen  zu  können,  alles  verfügbare  Metall  und  Noten 
bei  der  Reichsbank,  was  in  einem  bemerkenswerten  Anschwellen 
der  Girogelder  an  den  Quartalsterminen  zum  Ausdruck  kommt.  Wäh- 
rend also  der  gesamte  übrige  Zahlungverkehr  eine  oft  bedenkliche 
Verschlechterung  des  Bankstatus  mit  sich  bringt,  sind  die  Giro- 
kontoinhaber eifrig  um  seine  Verstärkung  bemüht.  Rauchberg  hat 
für  diese  Erscheinung  folgenden  von  der  einschlägigen  Fachlitera- 
tur kolporierten  Vergleich  geprägt.  Er  sagt:  „Girobestände  und 
Notenreserve  wirken  also  zusammen  wie  ein  Kompensationspendel 
und  bilden  so  eine  Garantie  für  die  ruhige  und  ungestörte  Ab- 
wicklung des  Zahlungsverkehrs.'"  (10) 

Um  dies  Ergebnis  richtig  würdigen  zu  können,  ist  zu  bedenken, 
daß  die  Darstellungen  der  Bewegungen  der  privaten  Girogelder 
zwar  äußerst  interssant  und  lehrreich  ist,  nichtsdestoweniger  aber 
eine  künstliche  Isolierung  bleibt. 

Einen  ebenso  wichtigen  und  dem  absoluten  Betrage  nach  oft 
bedeutenderen  Teil  der  gesamten  Giroguthaben  machen  die  Staats- 
gelder aus,  und  erst  eine  Betrachtung  der  Bewegungen  dieser  Sum- 
men würde  das  Bild  des  Giroverkehrs  vervollständigen  und  ein 
Gesamturteil  ermöglichen.  Es  ist  von  hoher  Bedeutung,  daß  die 
öffentlichen  Gelder  bezüglich  ihrer  Bewegungen  ganz  anderen  Ge- 
setzen unterworfen  sind  als  die  privaten.  Jene  sammeln  sich  im 
Traufe  des  Quartals  allmählich  an,  um  am  Ende  desselben,  also 
gerade  wenn  ihr  Verbleiben  der  Bank  wertvoll  wäre  für  Zahlungs- 
zwecke aufgebraucht  zu  werden.  Wenn  die  Zahlung  der  öffent- 
lichen Kassen  sämtlich  über  Girokonto  liefen,  so  wäre  damit  für 
die  Reichsbank  keine  Bestandsverminderung  an  Depositen  ver- 
bunden, weil  die  Beträge  als  schwebende  Ueberweisungen  zunächst 
im  Besitze  der  Bank  verblieben.  Es  wird  indessen  ein  erheblicher 
Teil  der  Zahlungen  öffentlicher  Kassen  (Gehälter,  Löhne,  Zah- 
lungsmittelbedarf der  Militärverwaltungen  etc.)  in  bar  geleistet  und 
dadurch  werden  der  Reichsbank  Barmittel  definitiv  entzogen. 

Im  Hinblick  auf  diese  Verhältnisse  war  zu  erwarten,  daß  die 
für  die  Bank  so  wertvollen  Bewegungen  der  privaten  Depositen 
durch  die  entgegengesetzt  gerichteten  der  Staatsgelder  paralysiert 
werden  würden.  Ich  habe  die  Probe  aufs  Exempel  gemacht  und 
diese  Annalime    als  im  ganzen  richtig  gefunden.    Ich  habe  dem 
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Rauchberg'schen  Schema  folgend  Diagramme  für  die  Jahre  1907 
und  1909  angefertigt.  (Anlage  II  und  III)  und  zwar  sind  nach 
einem  etwas  roheren  Verfahren  die  in  den  Wochenausweisen  unter 
der  Rubrik  „Sonstige  täglich  fällige  Verbindlichkeiten"  einge- 
stellten Zahlen  als  Girodepositen  aufgefaßt  worden.  Das  trifft 
nicht  zu,  denn  in  diesen  Zahlen  sind  neben  den  eigentlichen  Giro- 
geldern auch  noch  die  aus  dem  Einzahlungs-,  Auszahlungs-  und  dem 
Inkasso  verkehr  resultierenden  Beträge  enthalten.  Letztere  Summen 
sind  indessen  innerhalb  eines  einzelnen  Jahres  einigermaßen  stabil, 
sie  unterstützen  höchstens  die  Bewegungen  der  privaten  Girogelder 
und  dürften  das  Gesamtbild  nicht  wesentlich  fälschen. 

Was  zeigen  nun  die  Diagramme?  Sie  erweisen  die  Annahme 
als  begründet,  daß  die  Bewegungen  der  privaten  Girodepositen 
nicht  nur  durch  die  Schwankungen  der  öffentlichen  Gelder  paraly- 
siert werden,  sondern  daß  im  allgemeinen  eine  Ueberkompensation 
stattfindet.  Der  Parallelismus  zwischen  Girobeständen  und  Noten- 
reserve, der  in  normalen  Zeiten  vorherrschend  ist,  erleidet  auch  an 
den  Zahlungsterminen  im  allgemeinen  keine  Unterbrechung.  Eine 
bedeutsame  Ausnahme  ist  nur  an  den  Jahresschlüssen  zu  konsta- 
tieren. Hier  setzt  sich  offenbar  die  Bewegung  der  privaten  Gelder 
mit  solcher  Kraft  durch,  daß  die  Kurve  der  Gesamtgirobestände 
in  beiden  Jahren  einen  schnellen,  steilen  Aufstieg  zeigt. 

Die  von  der  Reichsbank  veröffentlichte  graphische  Darstel- 
lung*) der  Einwirkung  der  fremden  Gelder  auf  die  Notenreserve 
um  die  Wende  der  einzelnen  Vierteljahre  1910  bestätigt  im  wesent- 
lichen die  vorstehenden  Ausführungen, 

Wir  können  daher  unsere  Beobachtung  in  folgendem  Schluß- 
ergebnis zusammenfassen.  In  den  Gesamtbeständen  der  Girodepo- 
siten sind  die  beiden  Komponenten  der  privaten  und  öffentlichen 
Gelder  enthalten,  die  abwechselnd  der  Resultante  die  Richtung  vor- 
schreiben. Der  Giroverkehr  in  seiner  Gesamtheit  unter  Berück- 
sichtigung aller  seiner  Unter-  und  Nebenfunktionen  liefert  der 
Reichsbank  erhebliche  Betriebsmittel,  die  in  ihren  Bewegungen  im 
allgemeinen,  ob  schon  in  ruhigerem,  abgemessenerem  Tempo,  den 
Schwankungen  der  Notenreserve  folgen,  und  deren  Bedeutung  für 
die  Geschäftsführung  der  Bank  an  den  Jahresschlüssen  in  voller 
Klarheit  in  die  Erscheinung  tritt.  Durch  dieses  Ergebnis  soll  der 
Wert  des  Giroverkehrs  in  keiner  Weise  herabgesetzt  werden,  son- 
dern ich  möchte  im  Gegenteil  den  Wunsch  aussprechen,  daß  die 

*)  Die  Reichsbank  1876-1910,  Berlin  1912,  S.  95. 
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Reichsbank  in  diesem  Tatsachenbestande  eine  Aufforderung  er- 
blicken möchte,  den  Giroverkehr  der  Privaten  durch  möglichste 
Popularisierung  zu  fördern. 

Bei  dem  jetzt  allgemeiner  werdenden  Streben  nach  Einführung 
bargeldersparender  Zahlungsmethoden  will  es  mir  nicht  gleich- 
gültig erscheinen,  ob  man  den  Giro-  oder  Scheckverkehr  in  gleicher 
Weise  fördert,  besonders  nicht  gleichgültig  im  Hinblick  auf  kri- 
tische Zeiten. 

Der  Giroverkehr  zeichnet  sich  zunächst  gegenüber  dem  Scheck- 
verkehr durch  größere  Einfachheit  und  Schnelligkeit  aus.  Sodann 
ist  zu  beachten,  daß  sich  der  Scheckverkehr  hauptsächlich  auf  der 
Grundlage  von  Depositen  bei  Privaten  Kreditinstituten  erhebt.  (11) 
Eine  allgemeine  Förderung  des  Scheckverkehrs  liefe  deshalb  nur 
auf  eine  Stärkung  der  Macht  der  Großbanken  hinaus  und  würde 
die  Position  der  Reichsbank  nicht  stützen.  Ein  außerhalb  der  Zen- 
tralbank sich  abspielender  Scheckverkehr  bringt  kein  Gold  in  ihre 
Kassen. 

„Der  Scheck  verlangt  von  demjenigen,  der  ihn  als  Zahlung  in 
Empfang  nehmen  will,  Kredit.  In  kritischen  Zeiten  läßt  sich  ein 
solcher  Kredit  aber  nicht  erzwingen,  namentlich  nicht,  wenn  er 
ohne  Aequivalent  also  ohne  Prämie  gewährt  werden  soll."  (12) 
Der  Scheck  würde  also  -wahrscheinlich  in  kritischen  Zeiten  in 
großem  Umfange  versagen,  und  es  müßten  Metallgeld  und  Bank- 
noten an  seine  Stelle  treten.  Da  die  Reichsbank  das  Hauptzahlungs- 
mittelreservoir des  Landes  darstellt,  so  fiele  ein  Versagen  des 
Scheckverkehrs  in  voller  Schwere  auf  sie  zurück  und  könnte  sie 
in  große  Ungelegenheiten  bringen.  Die  amerikanische  Krisis  des 
Jahres  1907  lieferte  ein  lehrreiches  Beispiel  dafür.  Als  dort  das 
Vertrauen  auf  das  Schecksystem  stark  erschüttert  war  und  große 
Goldmengen  aus  Europa  herangezogen  werden  mußten,  genossen 
die  amerikanischen  Banknoten  noch  volles  Vertrauen  und  traten 
in  großem  Umfange  als  Ersatz  für  Schecks  ein.  Als  ein  weiteres  be- 
stätigendes Moment  wird  von  Kämmerer  (13)  angeführt,  daß  für 
die  Effektenliquidation  am  Ultimo  jedes  Monats  eine  erhöhte  Noten- 
nachfrage eintrete,  weil  dabei  vielfach  Elemente  beteiligt  seien, 
deren  unbeglaubigte  Schecks  nicht  angenommen  würden. 

Anders  liegen  die  Verhältnisse  bei  der  Girozahlung  durch  die 
Rciclisbank.  Der  diesem  Zahlungsmodus  eigene  Charakter  abso- 
luler  Solidität  und  Korrektheit,  der  Umstand,  daß  die  Reichsbank 
Girozahlungen  nur  bei  ausreichender  Deckung  ausführt,  stellt  sie 
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an  Sicherheit  neben  die  Barzahlung,  die  Girozahlung  erfordert  vom 
Empfänger  keinerlei  Kredit.  Deshalb  ist  anzunehmen,  daß  das 
Girogeld  auch  in  kritischen  Zeiten  als  Zahlungsmittel  seinen 
Platz  behaupten  und  eine  gesteigerte  Nachfrage  nach  Noten  und 
Metallgeld  nicht  hervorrufen  wird.  Ein  hervorragender  Sach- 
verständiger, Max  Schinkel,  äußert  sich  zu  dieser  Frage  folgender- 
maßen: „Es  ist  ja  selbstverständlich,  daß  in  kritischen  Zeiten  sich 
die  Giroguthaben  vergrößern,  weil  jedermann  sich  eine  Reeerve 
ansammeln  wird,  und  in  viel  größerem  Maße  wird  das  in  kritischen 
Zeiten  mit  dem  Girogelde  der  Eeichsbank  der  Fall  sein;  da  wird 
Jedermann  die  Reichsbank  für  die  beste  Aufbewahrungsstelle  hal- 
ten. Ich  befürchte  nicht,  daß  die  Reichsbank  durch  die  Girogelder 
irgendwelche  Unannehmlichkeiten  haben  wird."  (13a) 

Wenn  diese  Untersuchungen  schon  geeignet  waren,  die  gegen- 
wärtige hohe,  in  Zukunft  noch  zu  steigernde  Bedeutung  der  Giro- 
depositen für  die  Geschäftsführung  der  Bank  überzeugend  darzu- 
tun, so  kommt  nun  noch  ein  Weiteres  hinzu. 

Die  Girodepositen  versehen  nicht  nur  die  Funktion  des  Bal- 
lastes der  beruhigend  auf  den  Gang  des  Reichsbankschiffes  ein- 
wirkt, sondern  sie  bilden  auch  bei  der  Rentabilität  der  Bank  einen 
nicht  zu  unterschätzenden  Faktor.  Es  wird  gezeigt  werden,  daß 
der  bei  Einführung  des  Reichsbankgiroverkehrs  verfolgte  Zweck, 
die  Betriebsmittel  der  Bank  zu  verstärken,  in  hohem  Grade  erreicht 
'.A  orden  ist.  Bei  einer  Zettelbank  bilden  die  Noten  die  hauptsäch- 
l'<hsten  Betriebsmittel.  Daß  sich  dieser  Fonds  bei  der  deutschen 
Reichsbank  recht  wenig  lukrativ  erwiesen  hat,  ist  durch  die  Ver- 
handlungen anläßlich  der  letzten  Bankgesetznovelle  ins  Licht  ge- 
rückt worden.  Als  produktiv  kommt  für  die  Rentabilitätsberech- 
nung nur  der  metallisch  nicht  gedeckte  Notenumlauf  in  Betracht. 
Zu  diesem  Zwecke  kann  man  sich  jedoch  nicht  einfach  der  in  den 
Bankausweisen  veröffentlichten  Zahlen  bedienen,  sondern  muß  zu- 
vor den  Barschatz  gleichmäßig  auf  alle  täglich  fälligen  Verbind- 
lichkeiten, also  Noten  und  Depositen,  verteilen.  Der  so  erhaltene 
jährliche  Dutchschnittsbetrag  ungedeckter  Noten  ist  zu  einem 
Satze,  der  dem  durchschnittlichen  offiziellen  Diskont  entspricht,  zu 
verzinsen,  da  laut  Gesetz  für  die  Noten  nur  Wechseldeckung  zu- 
gelassen ist.  Der  so  ermittelte  Zinsbetrag  stellt  den  aus  dem  Noten- 
privileg gezogenen  Bruttogewinn  dar.  Um  auf  den  Nettogewinn 
zu  kommen,  ist  davon  der  Preis  des  Privilegs  abzuziehen.  Die 
Kosten  setzen  sich  aus  folgenden  Posten  zusammen: 
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1.  Herstellungkosten  der  Noten, 

2.  Gewinnbeteiligung  des  Reiches, 

3.  Notensteuer, 

4.  jährliche  Rente  an  den  preußischen  Staat  von  1  865  730  M,, 

5.  einmalige  Zahlung  an  den  preußischen  Staat  von  15  Milli- 
onen Mark  im  Jahre  1876, 

6.  Dienstleistungen  für  Reich  u.nd  Bundesstaaten  (Emissionen, 
Zinszahlungen,  Kassenführung). 

Der  6.  Posten  ist  natürlich  zahlenmäßig  nicht  zu  erfassen  und  ist 
nur  der  Vollständigkeit  halber  mit  eingesetzt. 

Unter  Berücksichtigung  dieser  Sachlage  wu.rde  seitens  der 
Reichsbank  an  der  Hand  ausführlicher  Tabellen  nachgewiesen,  daß 
die  Bank,  sogar  wenn  man  den  Zeitraum  seit  ihrem  Bestehen  zu- 
sammenfasse, überhaupt  keinen  Gewinn  aus  ihrem  Notenrecht  ge- 
habt habe.  Das  Notenprivileg  habe  sie  vielmehr  noch  11  Millionen 
gekostet. 

GewinnausderNotenausgabe. 

^  Reichsbank. 
1876—1890:  +  23,125  Millionen  M. 
1891-1900:  -  12,173 
lQQl-1908:  —  22,136 
insgesamt  —  11,184       „  „ 
Privatnotenbanken. 
1876—1890:  +  23,924  Millionen  M. 
1891-1900:  +  17,635 
1901-1908:  +  17,686 
insgesamt  -f  59,245        „  „ 
In  Wahrheit    sei  aber  dieser  Verlust  noch  größer,  weil  die 
Dienste  der  Reichsbank  für  die  Kassenführung  und  Schuldenver- 
waltung   des  Reichs  der  Bank    dauernd  erhebliche  Kosten  ver- 
ursachten.   Dieses  überraschende  Resultat  sei  geignet,  den  Vor- 
wurf vollends  zu  entkräften,  daß  den  Anteilseignern  durch  die  Ver- 
leihung des  Notenrechtes  ein  Geschenk  gemacht  worden  sei,  welches 
ihnen  jährlich  viele  Millionen  abwerfe.    Im  Gegenteil  müßten  die 
Anteilseigner    das  Notenrecht  erheblich  über  seinen  Wert  bezahlen 
lind  zwar  aus  Gewinnen,    die  mit  der  Notenausgabe  nichts  zu  tun 
hätten.  (14) 

Weitere  Betriebsmittel  der  Reichsbank  bilden  das  Aktien- 
kapital von  180  Millionen  abzüglich  62  Millionen,  die  in  Immobilien 
festgelegt  sind,    ferner  der  Reservefonds  von  65  Mllionen  und 
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schließlich  die  Jährlfche  Durehschnittssumme  der  metallisch  nicht 
gedeckten  Depositen.  Diesen  letzteren  Betriebsfonds  in  seiner  Ent- 
wicklung zu  verfolgen,  soll  unsere  nächste  Aufgabe  sein. 

Der  Anteil  des  Giroumsatzes  an  dem  Gesamtkassenumsatz  be- 
trug 1876  50  Prozent  und  ist  bis  1911  auf  90  Prozent  gestiegen, 
ein  Zeichen  dafür,  daß  der  nationale  Zahlungsverkehr  sich  in  stei- 
gendem Maße  der  höherwertigen  Form  des  Girosystems  bedient. 
Aus  dem  Giroumsatz  des  Jahres  1876  resultierte  ein  Durchschnitts- 
bestand von  rund  71  Millionen  (Giroguthaben  am  1.  Januar  1876: 
16  Millionen,  am  31.  Mai  1876:  94,5  Millionen),  im  Jahre  1910  belief 
sich  der  Durchschnittsbestand  auf  rund  529  Millionen.  Der  Noten- 
umlauf hat  sich  in  derselben  Zeit  von  685  Millionen  auf  1606  Mil- 
lionen gehoben.  Drückt  man  die  Zunahme  in  beiden  Geschäfts- 
zweigen in  Prozenten  aus  —  die  Durchschnittszahlen  des  Jahres 
1876  sind  gleich  100  Prozent  gesetzt  — ,  so  ergibt  sich  folgendes 
Bild: 

Zunahme  des  Notenumlaufs  134  Prozent, 
Zunahme  der  Girodepositen  645  Prozent. 
Das  viel  stärkere  Anwachsen  der  Girodepositen  im  Vergleich  mit 
dem  Notenumlauf  tritt  noch  deutlicher  in  die  Erscheinung,  wenn  man 
die  Entwicklung  der  metallisch  ungedeckten  Beträge  ins  Auge 
faßt.  Zu  dem  Zweck  -verteilen  wir  den  Barschatz  (Metall  und 
Noten  anderer  Banken)  gleichmäßig  über  sämtliche  täglich  fälligen 
Verbindlichkeiten.  Dann  zeigt  sich  für  das  Jahr  1876  ein  Durch- 
schnittsbetrag an  ungedeckten  Noten  von  287  643  Millionen  und  an 
ungedeckten  Girodepositen  29  640  Millionen.  Diese  Zahlen  sollen 
gleich  100  Prozent  gesetzt  werden.  Unter  Anwendung  derselben 
Berechnungsweise  ergeben  sich  für  das  Jahr  1910  folgende  Zahlen: 

ungedeckte  Noten  835  058  Millionen 

ungedeckte  Girodepositen  275  291  Millionen, 
d.  h.  die  ungedeckten  Noten  weisen  eine  Zunahme  von  '190  Prozent, 
die  metallisch  nicht  gedeckten  Girogelder  dagegen  ein  Anwachsen 
um  829  Prozent  auf.  Das  bedeutet  bei  durchschnittlichen  Girogut- 
haben von  529  Millionen  im  Jahre  1910  einen  ungedeckten  Betrag 
von  262  Millionen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  ist  es  angebracht  daran  zu  erinnern, 
daß  diese  262  Millionen  für  die  Aufgaben  der  Kreditgewährung  als 
völlig  neugebildetes  Kapital  anzusprechen  sind.  Denn  diese  Gelder 
wären,  wenn  sie  in  den  Kassenbeständen  der  einzelnen  Inhaber  iso- 
liert geruht  hätten,  in  der  Hauptsache  unproduktiv  geblieben.  (15) 
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Jedenfalls  trifft  dies  für  die  Menge  der  kleineren  Girokonten 
zu,  während  beispielsweise  die  Banken  auch  allein  für  die  Frukti- 
fizierunjg  flüssiger  Mittel  Sorge  getragen  hätten. 

Es  ist  dabei  noch  folgendes  zu  beachten:  Laut  Bankgesetz 
dürfen  für  die  Lombardkreditgewährung  nicht  Noten,  sondern  nur 
das  Aktienkapital  zuzüglich  des  Reservefonds  verwendet  werden, 
d.  h.  rund  180  Millionen.  Diese  Summe  reicht  aber  an  schweren 
Terminen,  welche  Lo^nbardkredite  in  Höhe  von  400  Millionen  auf- 
weisen, bei  weitem  nicht  aus.  Hier  treten  nun  die  Depositengelder 
ein  und  erzielen,  da  der  Lombardzinsfuß  immer  1  Prozent  über  Dis- 
kontsatz steht,  einen  höheren  Gewinn  als  ein  gleicher  Betrag  unge- 
geckter  Noten. 

Nun  ist  allerdings  nicht  zu  übersehen,  daß  die  Rentabilität  so- 
\vohl  des  Noten-  wie  auch  des  Girogeschäfts  eben  in  der  sehr  glück- 
lichen Verbindung  beider  begründet  ist,  und  daß  die  die  Autorität 
des  Reiches  auch  für  die  absolute  Sicherheit  der  Depositen  bürgt 
Beide  Geschäfte  unterstützen  sich  gegenseitig.  Auf  Grund  der 
goldsammelnden  Tätigkeit  des  Giroverkehrs  ist  dem  Notenumlauf 
eine  größere  Ausdehnungsfähigkeit  gesichert,  und  auf  Grund  des 
Vertrauens,  dessen  sich  die  Noten  erfreuen,  kann  die  Reichsbank 
wiederum  die  Depositendeckung  sehr  gering  bemessen  und  damit 
die  Rentabilität  erhöhen.  Immerhin  ist  der  Hinweis  gerechtfertigt, 
daß  die  Bank  die  durch  die  Girodepositen  gegebene  Stärkung  ihrer 
Aktionsfähigkeit  nicht  ihrer  privilegierten  Stellung  verdankt, 
sondern  jenen  Geschäftszweigen,  die  sie  im  Wettkampf  mit  allen 
Mitgliedern  des  deutschen  Bankgewerbes  pflegt.  (16) 

Es  ist  vielleicht  nicht  unzweckmäßig,  diese  Konkurrenzmög- 
lichkeiten näher  ins  Auge  zu  fassen.  Die  Reichsbank  ist  gleich  von 
Anfang  an  in  einen  Konkurrenzkampf  mit  dem  bei  den  bedeutend- 
sten Noten-  und  Clearingbanken  Deutschlands  organisierten  Giro- 
verkehr getreten.  Als  im  Jahre  1876  der  Giroverkehr  bei  der  Reichs- 
bank in  Berlin  eröffnet  wurde,  ging  der  Giroumsatz  beim  Berliner 
Kassen-Verein  zurück,  um  sich  später  wieder  zu  erholen.  Die  Tätig- 
keit der  Reichsbank  hat  jedoch  eine  dauernde  Benachteiligung  für 
den  Giroverkehr  des  Berliner  Kassen-Vereins  gebracht. 

In  Dresden  nahm  der  Reichsbankgiroverkehr  bis  zur  Eröffnung 
des  Giroverkehrs  der  Sächsischen  Bank  im  Jahre  1888  zu.  Von  da 
ab  entspricht  dem  Steigen  des  Giroverkehrs  der  Sächsischen  Bank 
ein  Fallen  auf  Seiten  der  Reichsbank. 
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In  Stuttgart  zeigt  sich  bei  dem  Giroverkehr  der  Wtirttem- 
bergischen  Notenbank  seit  dem  Jahre  1876  ein  stetiges  Zurück- 
gehen.. 

In  Frankfurt  a.  M.  ist  ein  langsames,  stetiges  Wachstum  des 
Reichsbankgiroverkehrs  festzustellen,  während  der  Giroverkehr 
der  Frankfurter  Bank  einen  sich  in  unruhigen  Schwankungen  voll- 
ziehenden Rückgang  aufweist. 

Dasselbe  Bild  bietet  Danzig  dar.  Stetige  Zunahme  bei  der 
Reichsbank,  schwankendes  Fallen  bei  der  Danziger  Bank. 

In  München  hat  sich  folgender  Zustand  entwickelt.  Während 
bei  Eröffnung  des  Reichsbankgiroverkehrs  die  politisch  partikula- 
ristische  Empfindungen  die  Oberhand  behielten  und  den  Verkehr 
von  der  Reichsbank  zurückhielten,  machte  sich  1877  ein  Fallen  des 
Giroverkehrs  der  Bayerischen  Notenbank  bemerkbar.  Seit  1888  zeigt 
sich  bei  beiden  Instituten  die  Tendenz  zum  Steigen.  Einem  Nach- 
lassen bei  dem  einen  entspricht  ein  Anwachsen  bei  dem  anderen. 

In  Mannheim  macht  sich  zwischen  der  Reichbank  und  der  Ba- 
dischen Bank  keine  Konkurrenz  bemerkbar,  beide  Banken  er- 
freuen sich  einer  stetigen  Zunahme.  Nur  im  Jahre  1890  tritt 
die  gegenseitige  Beeinflussung  in  interessanter  Welse  in  die  Er- 
scheinung. In  diesem  Jahre  ergab  der  lokale  Giroverkehr  der 
Reichsbank,  der  sonst  von  aufsteigender  Tendenz  beherrscht  war, 
einen  merkwürdigen  Rückgang.  Bei  der  Badischen  Bank  zeigte 
sich  dagegen  in  demselben  Jahre  eine  auffallende  Steigerung  der 
Platzüberweisungen. 

Diese  Gegenüberstellungen  ergeben  als  Resultat,  daß  die 
Reichsbank  trotz  gegenseitiger  Einwirkung  doch  als  Siegerin  aus 
dem  Wettkampf  hervorgegangen  ist.  (17) 

Die  großen  Veränderungen,  die  sich  in  der  Struktur  unserer 
Kreditorganisation  vollzogen  haben,  haben  aber  neue  Kon- 
kurrenten auf  den  Plan  treten  lassen.  Da  sind  zuerst  die 
Großbanken  zu  nennen.  Eine  einzige  von  ihnen,  z.  B.  die  Deutsche 
Bank,  mit  ihren  220  000  Konten  bietet  in  sich  schon  in  hervorragen- 
der Weise  die  Möglichkeit  eines  Zahlungsausgleichs  durch  bloße 
Buchübertragung.  Eine  weitere  Ausdehnung  erfährt  dieser  Giro- 
verkehr durch  den  neuesten,  intensiven  Ausbau  des  Filialnetzes 
der  Großbanken  und  ihre  gegenseitigen  Vereinbarungen  zwecks 
provisionsfreien  Inkassoverkehrs.  Wenn  man  ferner  bedenkt,  daß 
bei  steigendem  Vertrauen  zu  den  Großbanken  ihr  Klientenkreis 
sich  immer  noch  erweitern  wird,    wobei  als  treibender  Motor  die 


Verzinsung  der  Depositengelder  die  Hauptrolle  spielt,  dann  liegt 
der  Gedanke  nahe,  daß  die  deutschen  Großbanken  unter  Benutzung 
ihres  ausgedehnten  Filialnetzes  und  der  ihrer  Interessengemein- 
schaft angeschlossenen  Provinzbanken  einen  interlokalen  Girover- 
kehr organisieren  könnten,  der  eine  ernsthafte  Konku.rrenz  gegen- 
über der  Reichsbank  darstellen  würde. 

Auch  die  Einführung  des  Postgiroverkehrs  hat  eine  neue  Kon- 
kurrenz gebracht.  Es  liegt  iedoch  in  der  Hand  der  Reichsbank, 
diese  Konkurrenz  durch  gemeinsames  Vorgehen  und  Zusammen- 
arbeiten mit  der  Post,  wie  weiter  unten  auszuführen  sein  wird,  zu 
beiderseitiger  Belebung  und  Förderung  nutzbar  zu  machen.  Es 
wäre  jedenfalls  sehr  bedauerlich,  wenn  die  Reichsbank  den  Vor- 
sprung  der  größten  Verzweigung  (500  Filialen),  den  sie  sowohl 
der  Post  wie  auch  den  Privatbanken  gegenüber  voraus  hat,  nicht 
noch  intensiver  nach  der  Seite  des  privaten  Giroverkehrs  aus- 
nützen würde.  Wenn  der  Reichsbank  schon  auf  dem  Gebiete  der 
Kreditvermittelung  die  beherrschende  Stellung  streitig  gemacht 
wird,  so  sollte  sie  dafür  Sorge  tragen,  daß  ihr  jedenfalls  auf  dem 
Gebiete  der  Zahlungsvermittelung  immer  die  führende  Rolle  bliebe. 

Wohl  wird  die  Reichsbank  immer  die  Verwalterin  der  öffent- 
lichen Girogelder  bleiben,  aber  gerade  die  wertvolleren  privaten 
Gelder  werden  in  Zukunft  die  Möglichkeit  haben,  sich  anderen  Giro- 
organisationen zuzuwenden. 

Fassen  wir  abschließend  das  Ergebnis  unserer  bisherigen  Aus- 
führungen zusammen,  so  ist  festzustellen,  daß  der  Giroverkehr  der 
Reichsbank  weit  über  den  Rahmen  einer  bloß  den  Zahlungsver- 
kehr erleichternden  Institution  hinausgewachsen  ist,  daß  er 
den  gesamten  Geschäftsbetrieb  der  Bank  völlig  durchdrungen 
hat,  und  daß  die  Girodepositen  ihre  Aktionsfähigkeit  bedeu- 
tend gehoben  und  ihre  Stellung  in  der  deutschen  Volkswirt- 
schaft wesentlich  gefestigt  haben.  (18)  Die  ursprünglich  an 
die  Einführung  des  Giroverkehrs  geknüpften  Erwartungen, 
nämlich  Einschränkung  des  Notenumlaufs  und  Verstärkung 
der  Betriebsmittel,  haben  sich  also  in  überraschend  hohem 
Grade  verwirklicht.  Es  erhebt  sich  nun  die  Frage,  ob  der  jetzige 
Zustand  bereits  das  Ende  der  Entwicklung  des  Girogedankens  dar- 
stellt, ob  alle  Möglichkeiten  der  Ausgestaltung  schon  erschöpft, 
ob  das  Prinzip  des  geldlosen  Zahlungsausgleichs  bis  in  seine 
letzten  Konsequenzen  hinein  bereit  durchgeführt  ist. 

Darauf  ist  unbedenklich  mit  nein  zu  antworten.    In  dem  Zah- 
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lungsverkehr  unseres  Landes  läuft  noch  ein  so  hoher  Prozent- 
satz Bargeld  um,  daß  den  geldersparenden  Zahlungsmethoden  noch 
ein  weites  Feld  der  Tätigkeit  geblieben  ist.  Dafür  sollen  fol- 
gende Beispiele  den  Beweis  erbringen. 

Nach  Lünsmann  (19)  erforderte  der  Postanweisungsverkehr  , 
und  die  Wertsendungen  im  Jahre  1905  noch  einen  täglichen  Bar- 
geldaufwand von  circa  170  Millionen.  Diese  170  Millionen  be- 
finden sich  dauernd  auf  der  Wanderung  und  sind  zur  Unproduk- 
tivität  verdammt.  Würden  sie  in  einer  Giroorganisation  gesam- 
melt, so  könnte  nach  Zurücklegung  von  etwa  10  Prozent  Bar- 
deckung der  Eest  auf  dem  Wege  des  kurzfristigen  Kredites  ren-^ 
tabel  gemacht  werden. 

Enorme  Summen  baren  Geldes  werden  ferner  durch  die  Aus- 
zahlung von  Gehältern,  Löhnen,  Honoraren  etc.  mobil  gemacht.  Man 
braucht  nur  an  die  Beträge  (300  Millionen)  zu  denken  (20),  die  allein 
der  preußische  Staat  an  den  Zahlungsterminen  bereit  halten  muß. 
Die  höheren  und  neuerdings  auch  ein  Teil  der  mittleren  Beamten 
lassen  sich  schon  ihre  Gehälter  zum  Teil  per  Giro  zahlen,  aber 
für  alle  anderen  Beamtenkategorien  ist  die  Barzahlung  noch  der 
übliche  Modus.  Daneben  sei  noch  an  die  Entlöhnung  aller  in 
den  großen  Berufsgruppen  (hauptsächlich  in  der  Industrie)  pri- 
vater Wirtschaftstätigkeit  stehenden  Personen  erinnert. 

Alle  diese  Gelder  stellen  einen  Teil  des  nationalen  Be- 
triebskapitals dar  und  werden  infolge  der  Mängel  unseres  Zah- 
lungsverkehrs zeitweilig  der  volkswirtschaftlichen  Produktion 
entzogen.  Je  mehr  diese  Beträge  der  Höhe  nach  anwachsen  (zu- 
nehmende Industriealisierung  Deutschlands!)  und  jemehr  ihre 
Bereitstellung  sich  zeitlich  auf  bestimmte  Perioden  des, Jahres  kon- 
zentriert, umso  nachteiliger  sind  die  Wirkungen  auf  die  nationale 
Produktion,  und  umso  dringender  macht  sich  das  Bedürfnis  fühl- 
bar, diese  Mittel  sobald  wie  möglich  der  Sachgüterproduktion 
wieder  zur  Verfügung  zu  stellen.  (21)  Hunderte  von  Millionen 
Goldes,  die,  wenn  sie  in  den  Tresors  der  Reichsbank  angehäuft 
V7ären,  dem  deutschen  Geldwesen  in  Zeiten  der  Anspannung  eine 
starke  Stütze  sein  könnten,  und  den  Reichsbankdiskont  wesentlich 
stabilisieren  würden,  lagern  jetzt  in  Portemonaies,  Portefeuilles, 
Schubladen,  Geldspinden  etc.  verteilt  brach  und  unproduktiv. 
Schließlich  spielen  auch  noch  jene  baren  Summen  eine  bedeutende 
Rolle,  die  für  die  Zwecke  von  Zinszahlungen  aller  Art  in  Bewe- 
gung gesetzt  werden. 
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In  der  Tat  ist  noch  reichlich  Gelegenheit  geboten,  an  der  Ein- 
schränkung des  Bargeldumlaufs  zu  arbeiten.  Die  oft  besorgnis- 
erregende Kleinheit  der  Goldbasis  unserer  Zentralbank  ist  nicht 
eine  Folge  des  geringen  Goldbestandes  überhaupt,  sondern  der 
unzweckmäßigen  Art  und  Weise,  in  der  die  deutsche  Bevölkerung 
ihn  ausnutzt. . 

Von  dem  deutschen  Metallgeldbestande  befinden  sich  nur  gegen 
20  Prozent  im  Besitze  der  Eeichsbank,  während  rund  80  Prozent 
noch  im  freien  Verkehr  zirkulieren.  (22)  In  England  stellt  sich 
das  Verhältnis  schon  günstiger,  nämlich  rund  34  Prozent  gegen 
66  Prozent.  Am  günstigsten  steht  in  dieser  Beziehung  die  Bank 
von  Frankreich  da,  die  etwa  die  Hälfte  des  gesamten  französischen 
Metallgeldes  in  ihren  Kellern  verwahrt. 

Dieses  ungünstige  Verhältnis  in  Deutschland  prägt  sich  deut- 
lich in  der  Entwicklung  der  Bardeckungsquote  bei  der  Reichsbank 
aus.  Die  Vermehrung  ihres  Metallschatzes  hat  mit  den  durch  den 
mächtigen  wirtschaftlichen  Aufschwung  gestiegenen  Ansprüchen 
nicht  gleichen  Schritt  gehalten.  Die  Metalldeckung  sämtlicher 
täglich  fälliger  Verbindlichkeiten  ist  von  dem  Maximalstand  von 
68,71  Prozent  des  Jahres  1888  bis  auf  40,98  im  Jahre  1907  zurück- 
gegangen. Erst  die  drei  letzten  Jahre  haben  eine  geringe  Besse- 
rung gebracht.  Wenn  man  nicht  die  Jahresdurchschnitte  zu  Grunde 
legt,  sondern  die  Zahlen  an  einzelnen  Ausweistagen  untersucht,  so 
kommen  noch  ungünstigere  Deckungsverhältnisse  zu  Tage. 


Das  relativ  hohe  Niveau  unserer  offiziellen  Rate,  das  aller- 
dings in  der  Hauptsache  auf  den  raschen  Pulsschlag  unseres  ge- 
samten Wirtschaftslebens  zurückzuführen  ist,  dürfte  aber  auch 
zum  Teil  in  dem  rückständigen  Mechanismus  unseres  Zahlungs- 
wesens seinen  Grund  haben.  Schon  in  Zeiten  geringeren  Geld- 
bedarfs muß  der  Diskont  aus  Vorsorge  für  den  Barmittelstock  auf 
einer  entsprechenden  Höhe  gehalten  werden.  Bei  beginnender  Ver- 
steifung des  Geldmarktes  geht  der  Satz  aus  jenem  Grunde  frühier 
herauf  und  hält  sich  länger  hoch  als  es  bei  verfeinerter  Zahlungs- 
technik nötig  wäre. 


Tag 


Metalldeckung  sämtlicher  täglich 
fälliger  Verbindlichkeiten. 


31.  Dezbr.  1907 

31.  „  1908 

31.  „  1909 

31.  „  1910 


27,91  % 
37,62  „ 
33,69  „ 
33,65  „ 
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Wie  ist  da  Abhilfe  zu  schaffen?  Wie  kommt  mehr  Gold  in 
die  Keichsbank?  Eichten  wir  unseren  Blick  zunächst  nach  dem 
Auslande.  Um  Gold  aus  anderen  Volkswirtschaften  heranzuziehen, 
gebraucht  die  Keichsbank  neben  der  allgemeinen  Diskontpolitik  im 
wesentlichen  folgende  Hilfsmittel: 

1.  Sofortige  Zahlung  an  den  Goldimporteur  (Zinsersparnis  für 
letzteren). 

2.  Eventuelle  Bewilligung  höherer  Preise  als  1392  Mk.  (228i) 

3.  Zinslose  Vorschüsse  auf  schwimmendes  Gold. 

Man  kann  sich  indessen  nicht  verhehlen,  daß  der  Einfluß  der 
Reichsbank  auf  die  internationalen  Gold  Verschiebungen  besonders 
bei  der  wachsenden  Solidarität  der  Goldmärkte  nur  ein  vorüber- 
gehender sein  kann.  Der  Reichsbank  allein  stehen  nicht  solche 
Machtmittel  zur  Verfügung,  um  die  Goldströmungen  nach  ihrem 
Willen  zu  lenken.  Um  unserem  Lande  Gold  dauernd  zu  erhalten, 
müssen  alle  Kräfte  unserer  Volkswirtschaft  vereinigt  in  intensiver 
Arbeit  Gegenwerte  zur  Bezahlung  schaffen.  Nur  eine  dauernd 
günstige  Zahlungsbilanz  könnte  uns  bedeutendere  Goldbestände 
zuführen.  (23) 

Vom  Auslande  ist  daher  fürs  erste  wenigstens  eine  namhafte 
Stärkung  der  Goldreserven  der  Reichsbank  nicht  zu  erwarten. 
Umso  wichtiger  wird  es  darum,  Maßnahmen  zu  treffen,  die  das 
Verhältnis  des  deutschen  Goldbestandes  des  im  freien  Verkehr  zu 
dem  in  der  Reichsbank  zentralisierten  zugunsten  der  letzteren  be- 
einflussen. 

Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  ist  meines  Erachtens  der  gegebene 
Weg  der,  den  die  Reichsbank  schon  einmal  mit  der  Einführung  des 
Giroverkehrs  betreten  hat.  So  großartig  in  der  Tat  seine  Entwick- 
lung gewesen  ist,  und  so  bedeutngsvoll  sich  seine  Funktion  für  die 
Aktionsfähigkeit  der  Bank  erwiesen  hat,  so  kann  man  sich  doch 
nicht  verhehlen,  daß  die  Reichsbank  zwar  die  erfolgreichste  Vor- 
kämpferin für  einen  bankmäßig  organisierten  Zahlungsverkehr 
geworden  ist,  daß  aber  ein  allumfassendes,  den  ganzen  nationalen 
Wirtschaftskörper  durchdringendes  Girosystem  noch  der  Realisie- 
rung harrt,  und  daß  bei  fortschreitender  Popularisierung  des 
Reichsbankgiroverkehrs  seine  Bedeutung  für  den  Barfonds  und 
damit  für  die  gesamte  Bodenpolitik  eine  beträchtlich  höhere  sein 
könnte.  Das  oft  zitierte  Wort  des  früheren  Reichsbankpräsidenten 
Koch:  Deutschland  sei  durch  den  Reichsbankgiroverkehr  ein  Giro- 
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platz  geworden,  dürfte  seine  volle  Berechtigung  erst  in  der  Zu- 
kunft finden.   Es  gilt  also,  den  Girogedanken  fortzuführen. 

Nun  erscheint  allerdings  eine  bedeutendere  Erweiterung  des 
Reichsbankgiroverkehrs  selbst  durch  Errichtung  zahlreicher,  neuer 
Filialen  nicht  mehr  zweckmäßig.  Die  Reichsbank  hat  da  bereits 
getan,  was  nach  Maßgabe  ihrer  Organisation  möglich  war.  Man 
kann  ihr  auch  nicht  zumuten,  unrentable  Geschäfte  zu  machen.  Jetzt 
ist  schon  die  Aufrechterhaltung  des  Betriebes  an  vielen  kleinen  Ne- 
benstellen nur  auf  Grund  kommunaler  Subventionen  (Gestellung 
von  Räu.lichkeiten,  Befreiung  von  Steuern,  Garantie  eines 
Minimalgewinnes  usw.)  möglich.  Die  Verhältnisse  an  den 
kleinen  Plätzen  liegen  oft  so,  daß  Kreditgeschäfte  nur  in  be- 
scheidenen Grenzen  entriert  werden,  well  die  Privatbanken  am 
Ort  oder  in  der  nächstgrößeren  Stadt  billiger  diskontieren,  dagegen 
wird  die  Reichsbank  als  Wechselkasse  nach  Kräften  ausgenutzt. 
Es  ist  hauptsächlich  die  Annehmlichkeit  der  Benutzung  des  Giro- 
verkehrs, die  der  Geschäftswelt  die  Anwesenheit  der  Reichsbank 
werlvoll  macht.  Unter  Berücksichtigung  dieser  Sachlage  erscheint 
also  ein  weiterer  Ausbau  des  Filialnetzes  nicht  zweckmäßig.  Und 
doch  muß  im  Interesse  der  Popularisierung  des  Giroverkehrs  noch 
eine  weitergehende  Filialisierung  gefordert  werden.  Dies  ist 
durchführbar  dadurch,  daß  da,  wo  der  Wirkungsbereich  der  Reichs- 
bank für  den  Giroverkehr  aufhört,  die  Post  eintritt  und  diese  Funk- 
tion übernimmt. 

Damit  wären  wir  auf  dem  W^ege  angelangt,  der  zu  einem  um- 
fassenderen, populäreren  Girosystem  führt,  als  es  die  Reichsbank 
allein  je  hätte  verwirklichen  können. 


III.  Teil. 

Der  Gedanke,  die  Post  in  den  Dienst  des  Giroverkehrs  zu  stel- 
len, ist  nicht  neu  und  ist  besonders  in  Oesterreich  in  klassischer 
Weise  ausgebildet  worden.  Das  österreichische  Postspar- 
kassenamt in  Wien  gliedert  sich  in  zwei  Institute.  Das 
ältere,  die  eigentliche  Sparkasse,  verwaltet  Spargelder  und 
iibernimmt  im  Interesse  der  staatlichen  Finanzen  einige  bank- 
geschäftliche Transaktionen.  Der  jüngere  aus  der  Spar- 
kasse   erwachsene    Geschäftszweig    trägt    offiziell    den  Namen 
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Clearingverkehr,  ist  aber  nach  deutscher  Terminologie  ein  Giro- 
und  Scheckverkehr.  Denis  (i)  vergleicht  den  österreichischen 
Postgiroverkehr  mit  einem  riesenhaften  Registrierapparat,  der, 
durch  unsichtbare  Fäden  mit  mehr  als  4000  Nebenorganen,  den 
rostämtern,  verbunden,  mit  außerordentlicher  Präzision  alle  Ver- 
änderungen auf  den  Konten  der  Teilhaber  verzeichnet.  Rauchberg 
(2)  entwirft  mit  folgenden  Worten  ein  anschauliches  Bild  von  der 
Täligkeits  des  Instituts :  / 

„Die  österreichische  Postsparkasse  umfaßt  die  breitesten 
Schichten  der  Volkswirtschaft  und  macht  sie  mit  bankmäßigen 
Zahlungsformen  vertraut.    Sie  hat  es  verstanden,  eine  stark 
demokratisch  angehauchte   bankmäßige  Zahlungsorganisation 
zu  schaffen,  welche  die  Umsätze  von  den  Spitzen  der  Produk- 
tion und  des  Handels  herunter  bis  zu  den  Konsumenten  und 
in  umgekehrter  Richtung  wieder  hinauf  durch  alle  Schichten 
der  Volkswirtschaft  hindurch  zu  verfolgen  vermag." 
Da  uns  hier  neben  der  technischen  Leistungsfähigkeit  beson- 
ders die  kapitalbildende  Kraft  des  Giroverkehrs  interessiert,  so 
folgen  noch  diesbezügliche  Angaben.    Mit  einem  kleinen  Zirkel 
von  167  Teilnehmern  und  einem  Jahresumsätze  von  536  000  Gulden 
im  Jahre  1883  beginnend,  zählte  der  Scheck-  und  Giroverkehr  der 
österreichischen  Postsparkasse  Ende  1909:  94  621  Konteninhaber 
und  wies  einen  Umsatz  von  35  992  Millionen  Kronen  auf.    45  Pro- 
zent aller  Ein-  und  Auszahlungen  wurden  durch  bloßes  Umschrei- 
ben ausgeführt.     Die  durchschnittliche  S'umme  der  Scheck-  und 
Giroguthaben  bezifferte  sich  für  das  Jahr  1909  auf  zirka  359  Mil- 
lionen Kronen.    Es  ist  in  der  Tat  eine  stattliche  Summe,  die  der 
Postgiroverkehr  hier  aus  tausenden  von  unproduktiven  Kapital- 
partikelchen zusammengeballt  und  dem  Kreditmarkte  zur  Verfü- 
gung gestellt  hat.  (6) 

In  dem  österreichischen  Postgiroverkehr  ist  der  Typus  der 
vollkommensten  Zentralisation  verkörpert.  Sämtliche  Konten  wer- 
den in  Wien  geführt  und  von  über  2000  Beamten  bearbeitet.  Ein 
anderer  Typus  ist  durch  den  schweizerischen  Postgiroverkehr  ver- 
treten. Hier  sind  23  der  größeren  Städte  des  Landes  zu  Knoten- 
punkten des  Girosystems  gemacht  worden. 

Nach  erfolglosen  Verhandlungen  im  Jahre  1900  ist  am  1.  Ja- 
nuar 1909  auch  im  Deutschen  Reiche  nach  den  Vorbildern  des 
österreichischen  und  schweizerischen  Postgiroverkehrs  durch  vor- 
läufige Verordnung  des  Reichskanzlers  ein  Postüberweisungs-  und 
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Postscheckverkehr  eröffnet  worden.  In  diesem  Frühjahr  hat  die 
Reichsregierung  dem  Reichstage  einen  diesbezüglichen  Gesetzent- 
wurf vorgelegt,  der  noch  zur  Beratung  bei  der  Kommission 
ruht.  Durch  Vereinbarung  zwischen  den  drei  deutschen 
Postverwaltungen  ist  erreicht  worden,  daß  sich  das  Deutsche 
Reich  als  ein  einheitliches  Giro  gebiet  darstellt.  Nach  schwei- 
zerischem Muster  sind  in  13  der  bedeutendsten  Städte,  u.nd 
zwar  in  Berlin,  Breslau,  Cöln,  Danzig,  Frankfurt  a.  M.,  Ham- 
burg, Hannover,  Karlsruhe,  I^eipzig,  Ludwigshafen,  München, 
Nürnberg  und  Stuttgart  Scheckämter  errichtet  worden.  Ferner  ist 
am  1.  Februar  1910  durch  Uebereinkommen  zwischen  Deutschland, 
Oesterreich  und  der  Schweiz  ein  internationales  Girogebiet  herge- 
ßtellt  worden,  dem  vom  1.  November  1910  ab  noch  Belgien  angeglie- 
dert wurde.  Demnach  können  also  Geschäftsfreunde,  die  in  Dal- 
matien,  in  den  Alpen,  an  der  Nordsee  und  an  der  Memel  ihen  Wohn- 
sitz haben,  gegenseitige  Zahlungsforderungen  durch  bloße  Gut- 
und  Lastschrift  erledigen.  (3) 

Daß  die  Einführung    des    Postgiroverkehrs    in  Deutschland 
einem   Bedürfnisse  der  Zeit  entsprach,  beweist  die  erfreuliche  Ent- 
wicklung   in  den  beiden  ersten  Jahren  seines  Bestehens.    49  853 
Teilnehmer  schlössen  sich  ihm  an,  und  es  wurde  im  Jahre  1910  ein 
Umsatz  von  18,451  Milliarden  Mark  erzielt.    Von  den  durchschnitt- 
lichen Guthaben  der  Kontoinhaber  im  Monat  Dezemebr  1910  in 
Höhe  von  103  Millionen  zirka  waren  angelegt: 
10  Prozent  in  bar, 
8  Prozent  in  Wechseln, 
50  Prozent  als  Darlehen  an  die  Reichshauptkasse, 
32  Prozent  in  deutschen  Staatspapieren.  (4) 
Ueber  die  Verwendung  dieser  Girodepositen  seien  hier  einige 
Bemerkungen  eingeschaltet.    Gegen  die  beiden  ersten  Positionen 
läßt  sich  nichts  einwenden.    Was  den  dritten  Posten,  die  Ver- 
stärkung der  Betriebsmittel  der  Reiclishauptkasse  betrifft,  so  ist 
es  augenscheinlich,  daß  die  Regierung  bei  Einführung  des  Post- 
giroverkehrs von  vornherein  die  Beschaffung  flüssiger  Mittel  für 
ihre  Kassenführung  im  Auge  gehabt  hat,  und  daß  diese  Absicht  nicht 
den  unbedeutendsten  Antrieb  zur  Organisierung  der  neuen  Einrich- 
tung bildete.    Wenn  man  an  dieser  Verwendung  der  Girodepositen 
auch  als  Theoretiker  Anstoß  nehmen  könnte,  so  ist  sie  vom  Stand- 
punkte der  Praxis  aus  doch  zu  rechtfertigen.  Wäre  dem  Reiche  diese 
Quelle  nicht  erschlossen  worden,  so  müßte  es  eben  bei  Geldbedarf 
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auf  die  Reichsbank  zurückgreifen.  Dadurch  wird  der  Betrag,  den 
die  Zentralbank  für  den  Kreditbedarf  der  nationalen  Produktion 
zur  Verfügung  hält,  regelmäßig  geschmälert  und  der  Kredit  dem- 
gemäß verteuert. 

Daß  die  Postverwaltung  sich  für  dieses  Darlehen  3  Prozent 
Zinsen  berechnen  soll,  ist  nur  ein  Buchungsmanöver,  denn  Reichs- 
hauptkasse und  Generalpostkasse  bilden  eine  Einheit.  In  nor- 
malen Zeiten  dürfte  dieses  Darlehen  wohl  keine  Veranlassung  zu 
Komplikationen  geben.  Sollten  jedoch  einmal  in  kritischen 
Momenten  wider  Erwarten  Rückforderungen  von  Depositen  in  gro- 
ßem Maßstabe  an  die  Post  herantreten,  dann  würde  die  Beschaf- 
fung von  Barmitteln  seitens  des  Reiches  durch  Diskontierung  von 
Reichsschatzanweisungen  in  ganzer  Schwere  auf  die  Reichsbank 
zurückfallen.  Insofern  hat  diese  Art  der  Depositenanlage  doch 
eine  bedenkliche  Seite. 

Von  den  der  Reichshauptkasse  überlassenen  51  Millionen  wer- 
den laut  Geschäftsbericht  von  1910  rund  11  Millionen  zur  Gewäh- 
rung von  Darlehen  an  Einrichtungen  zur  Förderung  von  Industrie, 
Handel  und  Landwirtschaft  bereit  gehalten.  In  welchem  Umfange 
dieser  Fonds  in  der  Tat  in  Anspruch  genommen  wird,  ist  aus  dem 
Bericht  nicht  ersichtlich.  Auf  persönliche  Anfrage  im  Reichspost- 
amt wurde  mir  mitgeteilt,  daß  Dispositionen  über  diesen  Fonds 
vertraulichen  Charakter  trügen. 

Gegen  den  vierten  Posten,  die  Anlage  in  Wertpapieren,  lassen 
sich  indessen  schwerwiegende  Bedenken  erheben.  Dies  zeigt  die 
Erfahrung  der  österreichischen  Postverwaltung;  laut  Geschäfts- 
bericht von  1908  verfügte  das  österreichische  Postsparkassenamt 
über  einen  Effektenbesitz  von  347  Millionen  Kronen  und  hatte  dar- 
auf einen  Kursverlust  von  über  13  Millionen  Kronen. 

Wenn  schon  bei  normalen  Verhältnissen  die  Realisierung  von 
Effektenbeständen  mit  Kursverlust  verbunden  sein  kann,  so  würden 
sich  die  Verluste  in  Zeiten  der  Krisis  und  des  Krieges  ganz  er- 
heblich steigern,  wenn  Rückforderungen  in  bedeutendem  Umfange 
ein  schnelles  Veräußern  des  Effektenbesitzes  notwendig  machen. 
Die  Anlage  täglich  fälliger  Depositen  in  Wertpapieren  entspricht 
nicht  dem  obersten  Grundsatze  einer  richtigen  Bankpolitik.  Eine 
Bank  —  und  das  ist  unsere  Postverwaltung  durch  die  Aufnahme 
des  Girogeschäftes  geworden  —  muß  die  Art  ihrer  Aktivgeschäfte 
der  Art  ihrer  Passivgeschäfte  anpassen,  d.  h.  sie  dürfte  ihre  Giro- 
depositen, diese  flüssigste  Kategorie  aller  Depositengelder,  nur  im 

4* 


—  52  - 


Wege  des  kurzfristigen  Kredits,  also  hauptsächlich  in  der  Form 
des  Wechselkredits,  produktiv  verwerten.  Diese  Forderung  muß 
im  Namen  der  allgemeinen  Wirtschaftspolitik  aufgestellt  werden. 

Es  ist  sehr  natürlich,  daß  die  Regierung,  von  der  von  allen 
Seiten  Maßnahmen  zur  Stabilisierung  des  Statsanleihekurses 
verlangt  werden,  jede  Gelegenheit  zur  Erreichung  dieses  Zieles 
benutzt.  Und  von  allen  Mitteln  zur  Stabilisierung  des  Eenten- 
kurses  ist  in  der  Tat  dasjenige,  die  Nachfrage  dauernd  und  stetig  zu 
erhöhen,  das  wirksamste.  Das  private  Kapitalistenpublikum  ent- 
zieht sich  der  Einwirkung  des  Staates  und  deshalb  setzen  seine 
Bestrebungen  bei  den  Kapitalsammelstellen  ein,  die  in  irgendeiner 
Beziehung  seiner  Aufsicht,  Kontrolle  oder  Verwaltung  unterstellt 
sind  und  daher  seinem  Einfluß  offenstehen.  Die  Postgirodepositen 
boten  nun  eine  willkommene  Gelegenheit,  die  Nachfrage  auf  dem 
Rentenmarkte  zu  beleben. 

Aber  so  wichtig  und  wünschenswert  die  Kursregulierung 
unserer  Rentenpapiere  sein  mag,  so  erscheint  mir  doch  der  hier 
eingeschlagene  Weg  nicht  als  der  richtige.  Eine  Nachfrage  auf 
dem  Rentenmarkte,  die  von  lediglich  aus  dem  Zahlungsverkehre 
stammenden  Geldern  ausgeht,  kann  man  volkswirtschaftlich  nicht 
als  günstig  bezeichnen.  So  verlockend  die  Verwendung  der  Post- 
depositen zu  Rentenkäufen  ist,  so  sollte  die  Regierung  doch  der 
Versuchung  widerstehen  und  diese  Gelder  der  Bestimmung  zufüh- 
ren, die  sich  aus  ihrem  Wesen  von  selbst  ergibt. 

Anerkanntermaßen  befriedigt  die  deutsche  Industrie  ihren  An- 
lagekreditbedarf zum  Teil  durch  Inanspruchnahme  von  Bank-  und 
Diskontkredit.  Diese  bedeutet  eine  schwere  Belastung  und  Ver- 
engung des  Marktes  für  kurzfristige  Kredite.  Um  dieser 
Nachfrage  entgegenzutreten,  hat  die  Reichsbank  neuerdings 
alle  die  Wechsel  zurückgewiesen,  die  nur  irgendwie  die  Ver- 
mutung als  begründet  erscheinen  lassen,  daß  sie  der  Beschaffung 
von  langfristigem  Anlagekredit  dienen.  Diese  Maßnahme  ist  durch- 
aus berechtigt  und  entspricht  der  Politik  einer  Notenbank.  Aber 
während  die  Reichsbank  auf  der  einen  Seite  den  Markt  des  kurz- 
fristigen Kredits  vor  solchen  Schädigungen  zu  schützen  sucht, 
entzieht  ihm  auf  der  anderen  Seite  die  Post  große  Beträge,  um  da- 
mit als  Käufer  auf  dem  Rentenmarkte  aufzutreten.  Hier  liegt 
offenbar  eine  bedauerliche  Inkonsequenz  vor,  die  beseitigt  werden 
sollte. 
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Wenn  man  die  Dinge  von  diesem  Standpunkte  aus  betrachtet, 
so  hat  die  Post  im  Jahre  1910  der  nationalen  Betriebsreserve  34 
Millionen,  oder,  wenn  man  das  Darlehen  an  die  Reichshauptkasse 
dazurechnet,  85  Millionen  entzogen.  Diese  Einengung  des  natio- 
nalen Betriebskapitals  erscheint  in  noch  ungünstigerem  Lichte, 
wenn  man  bedenkt,  daß  die  Reichsbank  für  das  in  den  85  Millionen 
enthaltene  Metall  eine  dreifache  Notenmenge  hätte  ausgeben  können. 
Ein  Betrag  von  85  Millionen  will  zwar  für  die  Reichsbank  gering- 
fügig erscheinen,  nichtsdestoweniger  kann  er  in  Zeiten  höchster 
Anspannung  für  sie  eine  Rolle  spielen.  Wenn  also  die  Verwendung 
der  Postdepositen  zum  Einkauf  von  Rentenpapieren  aus  allgemein 
theoretischen  Gründen  anfechtbar  erscheint,  so  dürfe  sie  unter  den 
in  Deutschland  gegebenen  Verhältnissen  doppelt  unerwünscht  sein, 
weil  dadurch  der  Reichsbank  beträchtliche  Barmittel  vorenthalten 
werden,  die  ihr  bei  Lösung  der  Aufgaben  eine  willkommene  Er- 
leichterung gewähren  würden. 

Im  übrigen  ist  überhaupt  die  verhältnismäßig  geringe  Verstär- 
kung der  Nachfrage  um  34  Millionen  kaum  imstande,  einen  nennens- 
werten Einfluß  auf  das  Kursniveau  der  Staatsanleihen  auszuüben. 
Für  die  Kursgestaltung  ist  in  letzer  Linie  doch  vermindertes  An- 
gebot auf  Seiten  des  Staates,  mit  anderen  Worten,  eine  gesunde 
Finanzgebahrung,  der  entscheidende  Faktor. 

Wir  kommen  also  zu  dem  Ergebnis,  daß  es  richtiger  wäre, 
wenn  die  Postgirodepositen,  abgesehen  von  dem  dem  Reiche  vor- 
behaltenen Betrage  und  der  kleinen  Barreserve,  durch  Vermittlung 
der  Reichsbank  im  Diskontgeschäft  angelegt  und  damit  dem  volks- 
wirtschaftlichen Zahlungsverkehr  wieder  zugeführt  würden,  dem  sie 
entstammen.  In  den  Kassen  der  Reichsbank  sind  diese  Barmittel 
wirksamer,  in  quantitativer  Hinsicht,  indem  sie  eine  dreifache 
Notenausgabe  ermöglichen,  in  qualitativer  Hinsicht,  indem  sie  die 
Barfonds  der  Bank  stärken  und  dadurch  ihre  Bankkraft  erhöhen. 

Wenn  einmal  die  Vergrößerung  des  Goldbestandes  der  Reichs- 
bank eine  nationale  Frage  ist,  dann  sollte  auch  die  Reichsregierung 
die  Gelegenheit,  den  Goldzufluß  in  die  Reichsbank  zu  fördern,  er- 
greifen, wo  immer  sie  sich  bietet. 

Nach  diesem  kritischen  Blick  über  die  Verwendung  der  bei  der 
Post  sich  ansammelnden  Gelder,  wollen  wir  prüfen,  welche  Ver- 
änderungen an  dem  Postgiroverkehr  vorzunehmen  wären,  damit 
man  ihn  als  eine  richtige  Fortführung  und  Erweiterung  des  Reichs- 
bankgiroverkehrs ansprechen  könnte,  und  damit  durch  ihn  der 
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Girogedanke  in  noch  höherem  Grade,  als  es  bis  jetzt  in  Deutsch- 
land möglich  war,  verwirklicht  würde. 

Die  Post  reguliert  die  ihr  täglich  im  Postanweisungsverkehre 
zufließenden  Gelder  so,  daß  zunächst  bei  den  Postanstalten,  die 
nicht  am  Sitze  einer  Keichsbankanstalt  domizilieren,  durch  Trans- 
port von  barem  Gelde  dafür  Sorge  getragen  werden  muß,  daß  immer 
ein  genügender  Kassenbestand  für  erforderliche  Auszahlungen  vor- 
handen ist.  Die  Postämter  an  Orten  einer  Reichsbankfiliale  sind 
alle  an  den  Reichsbankgiroverkehr  angeschlossen  und  damit  mit 
der  Generalpostkasse  in  Verbindung  gebracht,  deren  Konto  bei  der 
Reichshauptbank  in  Berlin  geführt  wird.  Haben  sich  bei  den  Post- 
anstalten TJeberschüsse  ergeben,  so  werden  sie  ohne  weiteres  per 
Giro  an  die  Generalpostkasse  überwiesen.  Zeigt  sich  dagegen  ein 
Bedarf  an  Zahlungsmitteln,  so  stellt  die  betreffende  Postanstalt 
einen  Scheck  auf  die  Generalpostkasse  aus,  präsentiert  ihn  bei  der 
Reichsbank  ihres  Ortes  und  erhält  die  nötigen  Mittel  ausgezahlt. 

In  diesem  Ausgleichsverfahren  ist  durch  die  Einführung  des 
Postscheckverkehrs  insofern  eine  Verschiebung  eingetreten,  als 
jetzt  bei  den  13  Postscheckämtern  die  Auszahlungen  in  der  Regel 
überwiegen  und  daher  eine  direkte  Geldzufuhr  an  sie  von  Stellen 
des  Geldüberschusses  nötig  wird. 

Die  Generalpostkasse  als  zentrales  Sammelbecken  der  Post- 
gelder wird  täglich  ausgeglichen,  und  zwar  werden  die  Kreditsalden 
dem  Girokonto  der  Reichshauptka^sse  gutgeschrieben,  während  die 
Debetsalden  aus  den  Mitteln  der  Reichshauptkasse  zu  decken  sind. 
Verfügt  die  Reichshauptkasse  augenblicklich  nicht  über  einen  ge- 
nügenden Fonds,  so  muß  zur  Diskontierung  von  Schatzanweisun- 
gen geschritten  werden.  Durch  dieses  Ausgleichs-  und  Sammel- 
verfahren  ist  erreicht,  daß  alle  augenblicklich  verfügbaren  Gelder 
aus  dem  Postverkehr  der  Reichshauptkasse  zur  Disposition  bereit 
stehen.  Da  nun  die  Relchshauptkasse  nur  eine  Abzweigung 
der  Reichsbankhauptkasse  bildet,  so  ist  doch  schließlich  die  Reichs- 
bank das  zentrale  Reservoir,  in  das  die  Post  ihre  Gelder  einfließen 
läßt  und  der  Barschatz  der  Reichsbank  letzten  Endes  die  metallene 
Basis,  auf  der  sich  sowohl  ihr  eigener  Giroverkehr  als  auch  der- 
jenige der  Post  erhebt.  Wenn  also  Reichsbank-  und  Postgiro- 
verkehr bezüglich  ihres  Barvorrats  sozusagen  eine  Einheit  bilden, 
so  könnten  wohl  auch  die  Giroeinrichtungen  beider  Institute  dem 
Publikum  gegenüber  zu  einem  einheitlichen  Organismus  verschmol- 
zen werden.    Bei  einer  derartigen  Verschmelzung  beider  Giro- 
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Institute  handelt  es  sich  nur  darum,  der  Reichsbank  die  zentrale 
Position  einzuräumen,  während  sich  alle  deutschen  Postanstalten 
quasi  als  Unter organe  der  Reichsbankfilialen  in  den  Giroorganis- 
mus einzugliedern  hätten.  Die  500  Reichsbankfilialen  müßten  in  dem 
Körper  der  Volkswirtschaft  die  Hauptadern  darstellen,  die  aus  tau- 
senden  von  kleinen  Nebenadern,  den  Postanstalten,  gespeist  werden. 
Die  jetzige  Form  des  Postgiroverkehrs  ist  darum  gewählt  worden, 
weil  man  den  Zahlungsverkehr  eines  abgerundeten  Wirtschaftsge- 
bietes in  seinem  Mittelpunkte  zentralisieren  und  die  einlaufenden 
Zahlungsaufträge  an  demselben  Tage  und  ohne  Zinsverlust  zum 
Ausgleich  bringen  wollte.  (7) 

Das  ist  offenbar  ein  Vorteil,  der  für  die  jetzige  Organisation 
spricht.  Als  nachteilige  Wirkung  machen  sich  dagegen  die  lästige 
Korrespondenz  und  die  örtliche  Entfernung  des  Girokontos  vom  In- 
haber geltend.  Die  Lostrennung  des  Girokontos  vom  Wohnsitz  des 
Inhabers  läßt  das  nicht  zur  Verwirklichung  kommen,  was  dem  Giro- 
verkehr immer  als  Ideal  vorschweben  muß,  nämlich  die  Auf- 
saugung aller  privaten  Kassenbestände.  Auf  dieses  Ziel  sollte  man 
energisch  lossteuern,  jeder  Ort,  ja  möglichst  jedes  Dorf  in  Deutsch- 
land müßte  ein  Giroplatz  werden. 

„Was  der  Giroverkehr  der  Reichsbank  für  die  große  Ge- 
schäftswelt ist,  das  kann  und  muß  der  PostgiroA^erkehr  für  die 
Masse  der  Geschäftsleute  imd  Privatpersonen  werden."  (8)  Diese 
Kreise  rechnen  nur  mit  kleineren  Geldsummen,  so  daß  Zinsverluste 
keine  Rolle  spielen.  Diejenigen  Firmen,  die  häufiger  größere  Giro- 
zahlungen auszugleichen  haben,  könnten  sich  zwei  Konten  ein- 
richten lassen.  Eins  bei  der  Postanstalt,  durch  deren  Vermittelung 
die  schnellste  Kompensation  erfolgen  kann  und  ein  zweites  am 
eigenen  Wohnsitz.  Die  Hauptsache  bleibt,  daß  eine  innige  Verbin- 
dung zwischen  dem  gesamten  Kassenwesen  des  Inhabers  und 
seinem  Girokonto  geschaffen  wird.  Es  läßt  sich  sehr  wohl  ein  Gi- 
roverkehr denken,  der  alle  Orte  Deutschlands  in  sich  schließt. 
Jedermann  müßte  nach  Einzahlung  von  100  Mark  ein  Konto  er- 
richtet werden,  und  Girozahlungen  müßten  sowohl  nach  jeder  be- 
liebigen Postanstalt  als  auch  an  jeden  beliebigen  Girokontoinhaber 
der  Reichsbank  in  Auftrag  gegeben  werden  können.  Reichsbank- 
und  Postgiroverkehr  müßten  sich  dem  Publikum  gegenüber  als  eine 
einheitliche  Organisation  darstellen.  Wir  wollen  dieses  projek- 
tierte Institut  der  Kürze  halber  „Reichsgiroverkehr"  nennen.  Der 
Uebergang  von  Post-  zum  Reichsbankgiroverkehr  und  umgekehrt 
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ist schon  durch  die  hestehende  Einrichtung,  daß  jede  Postanstalt 
am  Platze  einer  Reichsbankfiliale  ein  Girokonto  unterhält,  vor- 
bereitet. 

Die  Techik'  des  Reichsgiroverkehrs  könnte  etwa  folgende  sein. 
Fernübertragungen  zwischen  Postgirokontoinhabern  würden  wie 
bei  der  Reichsbank  durch  Advise  ausgeführt  werden  können.  Giro- 
zahlung eines  Kontoinhabers  bei  der  Post  an  einen  Reichsbank- 
girointeressenten  würde  zunächst  auf  das  Reichsbankgirokonto 
der  Postanstalt  des  Bestiramungsortes  und  von  dort  durch  Platz- 
übertragung auf  das  betreffende  Reichsbankgirokonto  geleitet 
werden  können.  Umgekehrt  ginge  die  Giro  Zahlung  eines  Reichs- 
bankgirointeressenten  an  ein  Postgirokonto  zuerst  durch  Platz- 
übertragung an  das  Girokonto  der  Postanstalt  des  Ortes  und  von 
dort  durch  Fernübertragung  an  das  Postamt  des  Bestimmungs- 
ortes. Im  Reichsgiroverkehr  würde  demgemäß  außer  den  zur 
Ausgleichung  der  Kassenbestände  notwendigen  Bargeldverschie- 
bungen keinerlei  Bargeldverkehr  zwischen  Reichsbank  und  Post 
notwendig  sein.  Auch  in  dem  gegenwärtigen  Zustande  wird  be- 
reits durch  zweckentsprechende  Einrichtungen  ein  möglichst  geld- 
loser Zahlungsverkehr  zwischen  beiden  Instituten  angestrebt. 
Postanweisungsbeiträge  können  durch  roten  Giroscheck  (nach 
neuesten  Bstimmungen  sogar  durch  Schecks  auf  eine  Bank,  deren 
Reichsbankgirokonto  am  Platze  oder  bei  einer  Reichsbank- 
filiale in  nächster  Nachbarschaft  geführt  wird)  eingezahlt  werden. 
Umgekehrt  werden  auszLizahlende  Postanweisungen  auf  Ersuchen 
gleich  dem  Girokonto  des  Empfängers  gutgeschrieben.  Nichts- 
destoweniger macht  die  bestehende  Trennung  der  beiden  Größ- 
institute noch  umfangreiche  gegenseitige  Barzahlungen  notwendig. 
So  berichtet  die  Denkschrift  über  die  Umsätze  auf  dem  Postscheck- 
konto der  Reichsbank  während  des  Jahres  1909,  daß  die  Reichsbank 
287  Millionen  bar  gegen  Gebührenzahlung  von  ihrem  Konto  erhoben 
habe.  Dieser  Zustand  muß  überwunden  werden.  Es  soll  und  muß 
die  Reichsbank  das  zentrale  Reservoir  für  den  Geldumlauf  bleiben, 
imd  die  Post  mit  ihrem  feinverzweigten  Filialsystem  muß  sozu- 
sagen das  Saugwerk  sein,  das  mit  Millionen  von  Zuleitungsröhren 
die  den  Zahlungsdienst  versehenen  Gelder  in  die  Reichsbank  hin- 
einzieht. 

Bei  der  Durchführung  eines  Reichsgiroverkehrs  in  der  oben 
angedeuteten  Weise,  wobei  jedes  Institut  in  seinem  Rahmen  selb- 
ständig und  unabhängig  von  dem  anderen  wirkt,  ist  trotz  der  Ein- 
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heitlichkeit  nach  außen  eine  genaue  Trennung  der  Guthaben  bei 
Post  und  Reichsbank  sehr  wohl  durchführbar.  Es  ist  klar,  daß  bei 
allgemeiner  Steigerung  des  Verkehrs  sich  die  Guthaben  bei  beiden 
Instituten  gleichmäßig  mehren  würden.  Wenn  sich  auch  der  Lo- 
kalverkehr an  kleinen  Plätzen  nur  in  bescheidenen  Grenzen  halten 
wird,  so  sind  doch  für  den  interlokalen  Verkehr  auf  so  breiter 
Basis  die  günstigsten  Aussichten  vorhanden.  Was  der  Reichs- 
giroverkehr bei  genügender  Popularisierung  und  Demokratisierung 
noch  leisten  könnte,  lä,ßt  sich  an  dem  Beispiele  der  Oldenburger 
Spar-  und  Leihbank  und  der  Mecklenburger  Hypotheken-  und 
Wechselbank  erkennen.  Während  die  erstere  an  ihrem  Sitze  einen 
geradezu  klassischen,  alle  Bevölkerungsschichten  umspannenden 
Scheckverkehr  ins  Leben  gerufen  hat,  (9)  hat  das  zweite  Institut 
ganz  Mecklenburg  mit  einem  dichten  Filialnetz  überzogen,  sie  hat 
in  jeder  Stadt,  jedem  Flecken,  selbst  in  großen  Bauerndörfern 
Scheckbüros  eröffnet.  (10)  Eine  Einbeziehung  aller  Postanstalten 
in  den  Giroverkehr  würde  übrigens  die  Zahl  der  Pariplätze  außer- 
ordentlich vermehren,  denn  die  Reichsbank  könnte  auch  diesbezüg- 
lichen Vereinbarungen  mit  der  Postverwaltung  und  den  nötigen 
A^orsichtsmaßregeln  Wechsel  ankaufen,  die  bei  den  Postgirokonten 
zahlbar  gestellt  sind. 

Aber  damit  wäre  erst  halbe  Arbeit  getan.  Das  Dezentrali- 
sationsprinzip, dessen  Anwendung  für  die  Provinz  gefordert  wurde, 
m.uß  auch  auf  die  Großstädte  ausgedehnt  werden.  Bei  folgenden 
Bemerkungen  habe  ich  besonders  die  Berliner  Verhältnisse  im 
Auge.  Sowohl  das  Girokontor  der  Reichsbank  als  auch  das  Berliner 
Postscheckamt  liegen  im  Zentrum  der  Stadt,  und  der  Verkehr  ist 
für  die  an  der  Peripherie  wohnenden  Kontoinhaber  ^  äußerst  zeit- 
raubend. Hier  könnte  Wandel  geschaffen  werden,  indem  die  Post 
nach  dem  Muster  des  Depositenkassensystems  der  Großbanken  in 
allen  Stadtteilen  Postgirobüros  einrichtet.  Nach  Schluß  des  Tages- 
verkehrs, der  früher  als  bei  den  ZentralanstaUen  (Girokontor  der 
Reichsbank  und  Postscheckamt)  anzusetzen  wäre,  könnten  die  bei 
den  Girofilialen  eingelaufenen  Platz-  und  Fernüberweisungen 
durch  Boten  an  die  beiden  Hauptkontore  übermittelt  und  noch  am 
selben  Tage  weitergegeben  werden. 

Bei  dem  Umfange  des  Berliner  Geschäftsverkehrs  hat  das 
Girokontor  der  Reichsbank  räumlich  sowohl  als  auch  an  Zahl  der 
Beamten  schon  beträchtliche  Dimensionen  angenommen,  und  die 
allabendliche  Abstimmung  der  Flut  von  Ueberweisungen,  die  tags- 
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über  die  Bücher  passieren,  ist  natürlich  immer  komplizierter  und 
schwieriger  geworden.  Auch  dieser  Umstand  mahnt  zur  Entla- 
stung der  Zentrale  und  zur  Bildung  zahlreicher  Giropunkte  im 
Rahmen  der  Großstadt.  Gleichzeitig  mit  der  Einrichtung  eines 
solchen  Giromechanismus  müßte  dann  von  Seiten  der  Regierung 
eine  eifrige  Propaganda  ins  Werk  gesetzt  werden.  Reichsbank 
und  Post  sind  schon  vorangegangen  mit  der  Ueberweisung  von 
Beamtengehältern  auf  Postgirokonto.  Diesem  Beispiele  müßten 
alle  große  Firmen  folgen.  Wenn  in  Amerika  der  Scheck  bis  in  die 
untersten  Konsumentenkreise  gedrungen  ist  und  selbst  zur  Lohn- 
zahlung benutzt  wird,  dann  sollte  es  doch  auch  bei  uns  möglich  sein, 
die  Auszahlung  von  Gehältern  und  Löhnen  auf  dem  Girowege  zum 
allgemeinen  Modus  zu  erheben.  Für  manchen  Arbeiter  oder  seine 
Familie  wäre  es  besser,  wenn  ihm  des  Sonnabends  nicht  der  ganze 
Wochenlohn  in  bar  sondern  zum  Teil  per  Giro  auf  Postkonto  ge- 
zahlt würde!  Dieser  Teil  seines  Lohnes  wäre  dann  jedenfalls  vor 
der  Gefahr,  in  Alkohol  angelegt  zu  werden,  bewahrt.  Dadurch 
würde  der  Sparsinn  geweckt,  und  die  Heranziehung  der  untersten 
Bevölkerungsschichten  an  eine  bankmäßige  Zahlungsorganisation 
würde  ganz  allgemein  eine  erzieherische  Wirkung  ausüben  und 
Solidität  und  Korrektheit  in  die  Geschäftsgebahrung  dieser  Kreise 
tragen.  Wo,  wie  in  den  Krupp'schen  Werken,  eine  Sparkasse  für 
die  Angestellten  der  Firma  existiert  und  Teile  des  Lohnes  gleich 
bei  der  Auszahlung  in  Anlagekapital  übergeführt  werden,  ist  dadurch 
schon  eine  erhebliche  Einschränkung  des  Barverkehrs  erreicht. 
Dadurch,  daß  sich  in  Deutschla,nd  alle  bedeutenden  Zahlungen  an 
den  Viertel] ahrsterminen  zusammendrängen,  wird  der  Barfonds  der 
Reicbsbank  an  diesen  Terminen  erheblich  geschwächt,  so  daß  öfter 
Diskonterhöhungen  stattfinden  müssen.  Wenn  dagegen  die  Durch- 
führung des  Reichsgiroverkehrs  in  der  angedeuteten  Weise  ge- 
länge, so  würde  der  freie  Verkehr  nur  geringe  Barmittel  benötigen, 
die  Anspannung  des  Reichsbankstatus  fiele  fort  und  dies  würde 
zur  Stabilisierung  der  offiziellen  Rate  beitragen. 

In  den  Verhandlungen  der  Bank enquete  des  Jahres  1909  ist  der 
Vorschlag  gemacht  worden,  die  großen  Privatbanken  sollten  eine 
von  der  Reichsbank  zu  verwahrende  Goldreserve  von  200  Milli- 
onen anlegen.  Dieser  „Jnliusturm  No.  2"  sollte  zu  Zeiten  großer 
Anspannung  geöffnet  werden  und  durch  sein  Gold  den  Status  der 
Reichsbank  stärken.  (11)  Statt  dessen  sollte  die  Regierung  mit 
aller  Energie  die  Durchführung  des  Reichsgiroverkehrs  betreiben 
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und  die  Zahl  der  Teilnehmer  auf  etwa  2  Millionen  zu  bringen 
suchen.  Dies  erscheint  auf  Grund  der  vollendeten  technischen 
Leistungen  einer  solchen  Zahlungsorganisation  und  einer  ge- 
ringen Verzinsung  als  möglich.  Wenn  man  annimmt,  daß 
außer  dem  Minimalguthaben  von  100  Mark  nur  noch  etwa 
100  Mark  an  freiem  Guthaben  pro  Konto  durchschnittlich 
stehen  blieben,  und  wenn  man  dem  Reich  selbst  die  Hälfte  der  Gel- 
der überließe,  so  blieben  der  Reichsbank  aus  dem  Reichsgirover- 
kehr immer  noch  200  Millionen  an  Barmitteln.  Dadurch  hätte  die 
Bank  nicht  nur  wie  bei  dem  ersten  Vorschlag  eine  momentane, 
sondern  eine  dauernde  Stärkung  ihrer  Fonds  gew^onnen. 

Als  Ideal  wäre  ein  Zustand  denkbar, '  in  dem  alle  Zahlungs- 
forderungen zwischen  den  selbständigen  Erwerbstätigen  und  den 
öffentlichen  Gemeinwirtschaften  (Staat,  Kommune,  Kirche  und 
allen  Zweigen  ihrer  Tätigkeit),  zwischen  den  Privatunterneh- 
mern und  ihren  Angestellten,  Lieferanten  und  Produzenten,  De- 
taillisten und  Kunden,  Vereinskassen  und  Mitgliedern  durch  Ab- 
und  Zuschreiben  erledigt  werden.  Die  Barzahlung  sollte  nur  zur 
Anwendung  kommen,  wenn  es  sich  nicht  um  dauernde  Beziehungen 
zwischen  den  Kontrahenten,  sondern  nur  um  gelegentlichen  Güter- 
austausch zwischen  Fremden  handelt.  Im  letzteren  Falle  ist  die 
Barzahlung  immer  noch  der  einfachste  und  schnellste  Modus.  Es 
sollen  zwar  nicht  die  Portemonnaies  verschwinden,  aber  Geld- 
schränke und  Tresors  sollten  außerhalb  der  Banken  nicht  mehr 
existieren. 

Wenn  man  die  deutsche  Postverwaltung  in  ihrem  Geschäfts- 
bericht klagen  hört,  daß  der  Postscheckverkehr  die  Postanweisun- 
gen verdränge  und  damit  den  Verdienst  ohne  ausreichende  Kom- 
pensation schmälere,  so  ist  zu  antworten,  daß  wir  doch  nicht  bei 
rückständigen  Zahlungsmethoden  verharren  können,  weil  sie  momen- 
tan mehr  Gewinn  abwerfen.  Um  jeden  Preis  muß  die  höherwertige 
Methode  gefördert  und  augenblickliche  Gewinnausfälle  durch  weit- 
gehendste Popularisierung  des  Giroverkehrs  eingeholt  werden. 
Als  man  in  der  Schweiz  an  die  Einführung  des  Postgiroverkehrs 
ging,  erhob  sich  auf  seilen  der  Postverwaltung  dieselbe 
Klage.  Sie  wurde  damals  von  einem  Mitgliede  der  Bundesversamm- 
lung mit  dem  Hinweis  darauf  zurückgewiesen,  daß  doch  nicht  eine 
Neuerung  im  Verkehr  durch  Vergütung  an  eine  durch  den  tech- 
nischen Fortschritt  überholte  Einrichtung  erkauft  zu  werden 
brauche.    Man  könne  der  neuen  Einrichtung  nicht  zumuten,  daß 
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sie  gewissermaßen  die  Pensionierung  der  überlebten  ubernehmen 
solle.  Derartige  Forderungen  seien  ja  auch  nicht  erhoben  worden, 
als  die  Eisenbahn  die  Postkutsche  ablöste.  Ein  solches  Abrech- 
nungsverfahren hätte  auch  nicht  stattgefunden  zwischen  den  An- 
lagekosten der  Brieffächer  und  den  dadurch  erreichten  Erspar- 
nissen an  Gehältern  für  Briefträger.  (12) 

Der  österreichische  Staat  hat  dem  Postsparkassenamte  mit  Rück- 
sicht auf  den  hohen  volkswirtschaftlichen  Wert  seiner  Wirksamkeit 
in  den  ersten  2  Jahren  seiner  Tätigkeit  Zuschüsse  in  Höhe  von  2 
Millionen  Kronen  gewährt.  Diese  Beihilfe  ist  längst  zurückgezahlt. 
Im  Jahre  1905  war  sogar  schon  ein  ReserA^efonds  von  15  Millionen 
Kronen  angesammelt,  und  der  in  24  Jahren  erzielte  Gesamtgewinn 
beziffert  sich  auf  circa  41  Millionen  Kronen.  (13)  Das  Kapital, 
das  das  Reich  zur  Errichtung  eines  Reichsgiroverkehrs  anlegen 
würde,  würde  gute  Zinsen  tragen.  Es  ist  zu  beachten,  daß  der 
Postgiroverkehr  dem  Reiche  im  Jahre  1910  circa  51  Millionen 
kostenlos  zur  Verfügung  gestellt  hat.  Das  ist  eine  wesentliche  Er- 
sparnis, denn  wenn  das  Reich  sich  diese  Mittel  auf  dem  Wege 
der  Diskontierung  bei  der  Reichsbank  hätte  beschaffen  müssen,  so 
wäre  ihm  der  offizielle  Diskontsatz  berechnet  worden. 

Das  Streben  nach  Popularisierung  des  Giroverkehrs  müßte 
schließlich  auch  in  der  Gebührenpolitik  zum  Ausdruck  kommen. 
Grundsätzlich  sollten  alle  Buchübertragungen  gebührenfrei  aus- 
geführt und  die  Möglichkeit,  einen  so  einfachen  und  billigen  Weg 
zur  Zahlung  zu  wählen,  allgemein  nachdrücklich  empohlen  werden, 
die  große  Anzahl  der  Postanstalten  bildet  ein  weites  Feld  für 
zweckentsprechende  Belehrung.  Wiederholte  Hinweise  und  ein- 
gehende Besprechung  in  den  Schulen  wären  ebenfalls  geeignete 
Mittel.  Die  Einzahlungsgebühr  müßte  auch  fortfallen.  Bleibt  sie 
bestehen,  so  müßte  hier  der  geringste  Satz  in  Anwendung  kommen, 
während  für  die  Auszahlung  die  höchste  Gebühr  zu  berechnen  wäre. 
Diese  Auflage  sollte  dem  Empfänger  gemacht  werden  und  ihn 
auf  diese  Weise  jedesmal  an  die  Rückständigkeit  seines 
Zahlungswesens  erinnern.  (14)  Unzweckmäßig  erscheint  dagegen 
die  jetzt  geltende  Gebühr  von  7  Pfennigen  für  alle  Buchungen  über 
die  Stückzahl  von  600  hinaus.  Während  in  allen  kaufmännischen 
Kreisen  lebhaft  für  intensive  Benutzung  des  Girosystems  agitiert 
wird,  bestraft  die  Post  diejenigen  Kontoinhaber,  die  recht  hohe  Um- 
sätze erzielen  durch  eine  besonders  hohe  Gebühr.  Bei  der  großen 
Verschiedenartigkeit  der  Kontoinhaber  nach  Beruf  und  dem  Grade 
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der  Benutzung  des  Giroverkehrs  ist  eine  gerechte  Behandlung 
durch  bloße  Gebührenberechnung  überhaupt  nicht  möglich,  eine 
Verzinsung  der  freien  Guthaben  muß  ergänzend  hinzutreten.  Diese 
Frage  wird  gleich  im  Anschluß  behandelt  werden. 

Um  kurz  zusammenfassend  das  Ziel  der  anzustrebenden  Ent- 
wicklung zu  bezeichnen,  möchte  ich  sagen:  Es  gilt  durch  Vereini- 
gung der  500  Keichsbankfilialen  und  der  40  000  Postanstalten  im 
Deutschen  Reich  einen  auf  breitester  Basis  ruhenden  Reichsgirover- 
kehr anzubahnen  und  diesen  gewaltigen  Saugapparat  in  den  Dienst 
der  Währungs-  und  Diskontpolitik  der  Reichsbank  zu  stellen.  Die 
Möglichkeit,  auf  diesem  Wege  den  Metallschatz  der  Reichsbank 
dauernd  zu  erhöhen,  sollte  bei  der  gesetzlichen  Regelung  des  Post- 
scheckverkehrs ein  leitender  Gesichtspunkt  sein.  Der  hier  projek- 
tierte Reichsgiroverkehr  würde  in  der  Tat  den  Schlußstein  in  der 
Entwicklung  des  Giroverkehrs  in  Deutschland  bilden  und  alle  aus- 
ländischen Vorbilder  weit  hinter  sich  zurücklassen.  Das  Ideal,  das 
dem  großen  Preußenkönig  bei  Errichtung  der  Königlichen  Giro- 
bank vorschwebte  und  das,  durch  die  Mißgunst  der  Verhältnisse 
verhindert,  nicht  Form  und  Wesen  annehmen  konnte,  nämlich  die 
Zentralisierung  des  gesamten  nationalen  Zahlungsprozesses  in 
einer  Bank,  könnte  so  in  die  W^irklichkeit  treten. 

Ehe  ich  nun  in  die  Erörterung  über  die  Mittel  zur  Ausgestal- 
tung und  Vertiefung  des  Reichsbankgiroverkehrs  eintrete,  will  ich 
nicht  verfehlen,  auf  die  Bedenken  einzugehen,  die  man  gegen  eine 
allgem.eine  Einschränkung  des  Bargeldumlaufs  und  Ersetzung  durch 
Noten  und  Buchübertragung,  wie  sie  als  Ziel  des  oben  besprochenen 
Reichsgiroverkehrs"  anzustreben  wäre,  erheben  kann. 

Der  Einwurf,  daß  die  Giroguthaben  in  Krisen  zurückgezogen 
würden,  daß  deshalb  eine  bedeutende  Vermehrung  derselben  bei 
der  Reichsbank  unerwünscht  sei,  ja,  ihr  Schwierigkeiten  bereiten 
dürfte,  ist  bis  jetzt  unbewiesen.  Die  Entwicklung  des  Reichsbank- 
giroverkehrs ist  noch  durch  keine  Krise  gegangen,  um  hier  Erfah- 
rungstatsachen sprechen  lassen  zu  können,  und  die  Erfahrungen, 
welche  die  Preußische  Uank  mit  den  Girodepositen  gemacht  hat, 
lassen  obigen  Einwurf  als  nicht  zutreffend  erscheinen.  Alle  Sach- 
kenner haben  sich  in  den  Verhandlungen  der  Bankenquete  dahin 
ausgesprochen,  daß  eine  Rückforderung  von  Girogeldern  in  kriti- 
schen Momenten  höchst  unwahrscheinlich,  daß  im  Gegenteil  zu  die- 
sen Zeitpunkten  eine  Vermehrung  zu  erwarten  sei. 
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Es  wird  weiter  der  Einwand  gemaclit,  es  sei  wünschenswert, 
daß  der  freie  Verkehr  nicht  zu  sehr  von  Hartgeld  entblößt  werde, 
weil  ein  gewisser  Metallbestand  im  Falle  einer  Krisis  eine  Be- 
ruhigung für  die  Bevölkerung  bilde  und  den  Ansturm  auf  die 
Banken  mildere. 

Die  Frage  der  Herausziehung  des  Goldgeldes  aus  dem  freien 
Verkehr  erhält  ihre  eigentliche  Bedeutung  erst  bei  Berücksichti- 
gung des  Ejriegsfalles.  Diesem  Falle  hat  Ströll  (17a)  im  Verlaufe 
seiner  Abhandlung  „lieber  das  deutsche  Geldwesen  im  Kriegsfall" 
eine  eingehende  Betrachtung  gewidmet.  Er  unterscheidet  bei  dem 
mit  der  Mobilmachung  plötzlich  einsetzenden  Bedarfe  an  Zahlungs- 
mitteln zwischen  dem  Realbedarf,  sowohl  dem  staatlichen  als  auch 
dem  industriellen  und  kaufmännischen,  und  dem  „Panikbedarf" 
(Ströll  S.  176). 

Für  unsere  Betrachtung  ist  der  letztere  von  besonderer  Wich- 
tigkeit, weil  er  wahrscheinlich  besonders  nach  Hartgeld  gehen  wird. 
Je  ärmer  nun  der  freie  Verkehr  an  Hartgeld  ist,  desto  dringlicher 
dürfte  sich  das  Verlangen  darnach  geltend  machen.  Diese  Ueber- 
legung  schließt  die  Mahnung  in  sich,  in  der  Einschränkung  des 
Metallgeldumlaufs  nicht  bis  zur  völligen  Verdrängung  zu  gehen. 

Andererseits  führt  Ströll  aber  auch  einige  Momente  an,  die  das 
eben  geäußerte  Bedenken  abschwächen.  Als  Tatsachen,  die  auf 
einen  im  deutschen  Wirtschaftsgebiete  auftretenden  „Panikbedarf" 
mutmaßlich  mäßigend  einwirken  werden,  nennt  er: 

1.  die  jedem  Deutschen  bekannte  militärische  Machtstellung  des 
Reiches. 

2.  Den  unser  öffentliches  Leben  beherrschenden  Glauben  an  die 
Hilfeleistung  der  Staatsgewalt. 

3.  Das  Vertrauen  auf  die  rettend  eingreifende  Tätigkeit  der 
Reichsbank  (Ströll  S.  180—182). 

4.  Den  Umstand,  daß  der  „Panikbedarf"  nicht  ausschließlich  nach 
Goldgeld  geht.    (S.  189.) 

5.  Die  Tatsache,  daß  das  Bewußtsein  von  der  Silberentwertung  in 
weitere  Volkskreise  noch  nicht  gedrungen  sei,  und  daß  des- 
halb das  Silbergeld  im  Kriegsfalle  auf  dem  einheimischen 
Markte  dieselbe  Kaufkraft  wie  das  Gold  besitzen  und  in  grö- 
ßeren Beträgen  an  Stelle  des  Goldes  umlaufen  würde.  (S.  202.) 

Im  Zusammenhang  mit  dem  letztbesprochenen  Einwand  wird 
die  Befürchtung  geäußert,  daß  wir  durch  einen  weiteren  Ausbau 
der  bargeldersparenden  Zahlungsmethoden  das  Hartgeld  zu  stark 
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verdrängen  und  auf  eine  Papiergeldwirtschaft  lossteuern  würden. 
Dies  erscheint  übertrieben. 

Da  es  für  Deutschland  genaue  Angaben  über  die  Höhe  des 
Metallbestandes  im  freien  Verkehr  nicht  gibt,  so  läßt  sich  zahlen- 
mäßig nicht  nachweisen,  ob  bei  uns  eine  Sättigung  des  Verkehrs 
mit  Hartgeld  vorliegt,  oder  ob  sich  umgekehrt  ein  Mangel  daran 
zeigt. 

Schwarz  (15)  weist  jedoch  mit  Kecht  darauf  hin,  daß  die  Tages- 
kassen der  Geschäfts-  und  Gewerbebetriebe  in  Deutschland  noch 
erhebliche  eigene  Metallreserven  besäßen,  daß  daher  in  Krisen  ein 
x^nsturm  auf  die  Banken  sich  gemäßigter  gestalten  würde  als  bei- 
spielsweise in  England. 

Im  übrigen  hat  eine  Einschränkung  des  Hartgeldumlaufs  dann 
nichts  Gefährliches,  wenn  dafür  Sorge  getragen  wird,  daß  der  Me- 
tallvorrat bei  der  Zentralbank  im  gleichen  Maße  wächst  (18). 

Es  wird  ferner  geltend  gemacht,  daß  dem  Auslande  gegenüber 
Goldgeld  das  einzige,  vollwertige  Zahlungsmittel  sei,  und  daß  der 
auswärtige  Handel  geschädigt  würde,  wenn  die  Beschaffung  von 
Goldgeld  schwierig  sei.  Darauf  ist  folgendes  zu  erwidern.  Ge- 
wöhnlich werden  internationale  Zahlungsverbindlichkeiten  durch 
Devisen  oder  Wertpapiere  beglichen  und  erst,  wenn  dieser  Modus 
sich  infolge  der  Höhe  der  Devisenkurse  teurer  stellt  als  die  Zah- 
lung in  Gold,  wird  man  zur  Ausfuhr  von  Edelmetall  schreiten.  In 
solchen  Fällen  wird  aber  der  Exporteur  die  benötigten  Summen 
nicht  aus  dem  freien  Verkehr  herausziehen,  weil  dieses  Verfahren 
zu  langwierig  wäre,  sondern  er  wird  das  Gold  aus  der  Reichsbank 
beziehen. 

Wenn  also  der  obige  Einwurf  von  Schwierigkeiten  bei  der  Be- 
schaffung von  Gold  spricht,  so  können  praktisch  darunter  nur 
Schwierigkeiten  verstanden  werden,  die  die  Reichsbank  etwa  bei 
Abhebung  von  Gold  machen  könnte.  Die  Reichsbank  hat  aber 
meires  Wissens  noch  nie  Schwierigkeiten  gemacht,  sofern  es  sich 
um  die  legitime  Nachfrage  eines  Inländers  nach  dem  internationalen 
ZahlLingsmittel  Gold  handelte. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  es  sich  um  einen  Goldabzug  han- 
delt, der  lediglich  Arbitragezwecken  dient.  Hier  hat  die  Reichs- 
bank als  Hüterin  der  W^ährung  allerdings  die  Pflicht,  den  Abfluß 
zu  erschweren,  dem  Lande  das  Gold  zu  erhalten. 

Hat  die  Reichsbank  auf  der  einen  Seite  die  Pflicht,  eifersüchtig 
über  ihrem  Goldbestand  zu  wachen  und  dem  Abfluß  möglichst  ent- 
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gegenzutreten,  so  liegt  ihr  andererseits  aber  auch  ob,  dem  inter- 
nationalen Handelsverkehr  das  Gold  zur  Verfügung  zu  stellen, 
dessen  er  zur  Ausgleichung  der  Umsätze  bedarf,  soweit  dies  nicht 
durch  Waren  möglich  ist.  Im  Interesse  unseres  Auslandshandels 
muß  die  freie  Ausfuhr  von  Gold  für  einen  berechtigten  Bedarf  über 
jeden  Zweifel  erhaben  sein.  Ja,  der  Sachverständige  Fischel  geht 
in  seinen  Ausführungen  über  diese  Frage  in  der  Bankenquete 
(S.  113)  so  weit  zu  sagen,  er  möchte  sogar  den  ganz  leisen  Vorwurf, 
daß  wir  Gold  nicht  gern  exportierten,  nicht  mehr  aufkommen  lassen. 

Solange  sich  also  die  Keichsbankpolitik  in  Sachen  der  Gold- 
ausfuhr diesen  Grundsätzen  anschließt,  dürfte  die  Beschaffung  von 
Gold  für  den  internationalen  Zahlungsverkehr  auch  bei  weiterer 
Einschränkung  des  Metallgeldumlaufs  nicht  auf  Schwierigkeiten 
stoßen. 

Eine  Zentralisierung  des  deutschen  Metallgeldbestandes  bei  der 
Reichsbank  wird  auch  von  folgendem  Gesichtspunkt  aus  bekämpft. 
Der  bei  der  Reichsbank  angehäufte  Goldbestand  sei  im  Kriegsfalle 
der  Wegnahme  durch  fremde  Mächte  mehr  ausgesetzt  als  die  im 
freien  Verkehr  kursierenden  Münzen. 

Wenn  man  dabei  an  eine  plötzliche  feindliche  Invasion  denkt 
und  an  die  Möglichkeit  der  Beschlagnahme  von  Metallbeständen  in 
Reichsbankfilialen,  die  sich  in  dem  vom  Feinde  besetzten  Gebiete 
befinden,  so  dürfte  dieser  Einwurf  berechtigt  sein.  Immerhin  wird 
aber  auch  die  Reichsbank  für  den  Kriegsfall  ausreichende  Maßnah- 
men zum  Schutze  ihrer  Goldbestände  treffen,  so  daß  nur  kleine 
Posten  in  Frage  kämen,  die  dem  Feinde  bei  einem  überraschenden 
Einfall  in  die  Hände  fallen  könnten.  Außerdem  trifft  dieser  Ein- 
wand nur  dann  zu,  wenn  man  annimmt,  daß  der  feindliche  Staat  die 
durch  Völkerrecht  festgelegte  Unverletzlichkeit  des  Privateigen- 
tums nicht  respektiert. 

Sieht  man  von  dem  Kriegsfall  ab,  so  ist  jedenfalls  in  normalen 
Zeiten  die  Kontrolle  über  den  Metallgeldfonds  und  über  bedeuten- 
dere Abflüsse  ins  Ausland  viel  leichter  möglich,  wenn  der  Metall- 
bestand in  der  Reichsbank  konzentriert  ist.  (19) 

Für  die  Bestrebungen  zur  Einbeziehung  weiterer  Bevölke- 
rungskreise in  den  giralen  Zahlungkverkehr  sind  ferner  die  Unter- 
suchungen zu  beachten,  die  Stephinger  (20)  über  die  Vorbedingun- 
gen und  die  Entwicklungsmöglichkeiten  der  giralen  Zahlungsweise 
angestellt  hat. 
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Stephinger  zeigt  dort,  daß  der  Gebrauch  dieses  „gesellschaft- 
lichen Geldes"  abhängig  ist  von  dem  Grade  der  Vergesellschaf- 
tung des  Geldgedankens,  der  in  einer  konkreten  Volkswirtschaft 
erreicht  ist,  von  dem  Bewußtsein  der  Individuen  vom  Staat,  sowie 
der  Geneigtheit  dieser  Einzelnen,  sich  dem  Staat  anzuvertrauen  und 
in  allem  mit  ihm  mitzuwirken,  (21)  und  folgert  daraus,  „daß  in 
sehr  fortgeschrittenen  Verhältnissen,  wenn  etwa  Nachrichtendienst, 
Börse  und  Börsenbericht,  Markt  und  Marktberichte,  und  die  Kennt- 
nis der  politischen,  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Lage  der  Staa- 
ten aufs  höchste  ausgestaltet  und  gemeinsam  allen  Einzelnen  zum 
Bewußtsein  gebracht  wären,  das  rein  girale  Geld  durchaus  die 
Führung  übernehmen  könnte."  (22) 

Nun  sind  aber  diese  Vorbedingungen  für  ein  allgemeines  Funk- 
tionieren des  Girogeldes  in  den  vorhandenen  Volkswirtschaften 
nicht  ohne  weiteres  gegeben.  Stephinger  fährt  deshalb  fort:  „Wo 
ist  aber  heute  eine  staatliche  Gemeinschaft,  in  der  die  Individuen 
derart  in  dem  Gemeinwesen  aufgingen,  daß  sie  ein  absolutes  Ver- 
trauen in  die  Gegenseitigkeit  der  Gesellschaft  setzten?  Es  wird 
darum  bis  auf  weiteres  wohl  bei  dem  bleiben,  daß  überall,  wo  das 
Vertrauen  in  den  Staat  nachläßt,  das  Gold  die  Lücke  füllen  muß; 
der  theoretischen  ewigen  Dauer  des  Staates  steht  gegenüber  der 
historisch  tatsächliche  Wechsel  seiner  Erscheinungsform,  und  daher 
bleibt  das  Metallgeld  trotz  aller  Vergesellschaftung  vorläufig  noch 
aus  diesem  Grunde  unentbehrlich." 

„Alles  Mißtrauen  gegen  die  Gesellschaft  oder  den  Staat  setzt 
sich  in  Verlangen  nach  vollwertigem  Metallgeld  um."  (23) 

Wenden  wir  diese  theoretischen  Feststellungen  auf  die  deutsche 
Volkswirtschaft  an,  so  folgt  daraus,  daß  die  Keichsbank,  auf  deren 
Geschäftsführung  ein  häufiges  oder  eventuell  plötzlich  mit  großer 
Dringlichkeit  auftretendes  Verlangen  nach  Umwandlung  des  giralen 
Geldes  in  Metallgeld  ungünstig  einwirken  würde,  bei  der  Er- 
weiterung des  Girokundenkreises  auf  die  Volksschichten  nie  rech- 
nen kann,  bei  denen  erfahrungsgemäß  keine  genügende  Kenntnis 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  vorhanden  ist. 

Andererseits  läßt  ,sich  aber  auch  wieder  geltend  machen,  daß 
eine  Zurückziehung  der  aus  diesen  Kreisen  etwa  stammenden  Giro- 
gelder bei  ihrer  Geringfügigkeit  im  Vergleich  mit  anderen  Kate- 
gorien der  Girogelder  der  Reichsbank  kaum  nennenswerte  Schwie- 
rigkeiten bereiten  dürfte. 


5 


—  66  — 


Dieser  kurze  Üeberblick  über  die  hauptsächlichsten  Bedenken 
zeigt,  daß  jener  als  erstrebenswert  bezeichnete  Zustand  eines  bis 
in  seine  letzten  Konsequenzen  durchgeführten  bargeldlosen  Zah- 
lungsverkehrs in  seiner  Durchführbarkeit  von  dem  Grade  und  der 
Art  der  Entwicklung  des  wirtschaftenden  Individuums  abhängt. 

Aber  es  kann  sich  auch  gar  nicht  darum  handeln,  den  Bargeld- 
und  Notenumlauf  durch  das  Girosystem  restlos  ersetzen  zu  wollen. 
Der  Barverkehr  wird  in  gewissen  Grenzen  immer  in  seinem  Rechte 
bleiben.  Für  die  kleinsten  Zahlungen  des  täglichen  Konsums  z.  B. 
wäre  eine  Begleichung  durch  Giroübertragung  viel  zu  langwierig 
und  umständlich,  hier  ist  die  Zahlung  in  Münze  ohne  Zweifel  der 
bequemste  Weg. 

Die  wünschenswerte  Ausgestaltung  des  deutschen  Girowesens 
wird  aber  nur  erreicht  werden  können,  wenn  es  gelingt, 
neben  der  Geschäftsaristokratie  des  Keichsbankgiroverkehrs 
und  dem  kaufmännischen  Kleinverkehr  des  Postscheckver- 
kehrs auch  die  große  Masse  des  privaten  Publikums  für 
den  Reichsgiroverkehr  zu  gewinnen.  Um  diese  Kreise  aus 
ihrer  Reserve  und  Isoliertheit  herauszubringen  und  die  tausende 
zerstreuter  Kapitalteilchen  zu  einen  volkswirtschaftlich  nützlichen 
Fonds  zusammenballen  zu  können,  bedarf  es  bei  dem  ausgeprägten 
Beharrungsvermögen  dieser  Bevölkerungselemente  eines  beson- 
deren Anreizes,  nämlich  einer  Verzinsung  der  Giroguthaben. 
Dieser  zweite  Weg  zu  einer  Erweiterung  und  Vertiefung  des 
Reichsbankgiroverkehrs  soll  im  nächsten  Teil  erörtert  werden. 


IV.  Teil. 

Ein  Üeberblick  über  die  der  Ansammlung  von  Kapitalien 
dienenden  Organisationen  unseres  Landes  zeigt  ein  buntes,  vielge- 
staltiges Gemisch  von  Instituten  und  hinterläßt  den  Eindruck,  es 
sei  augenscheinlich  allen,  auch  den  individuellsten  Anforderungen 
und  Bedürfnissen,  genügt.  Sparkassen,  Genossenschaften,  Banken 
aller  Art  entsalten  eine  rührige  Tätigkeit.  Nichtsdestoweniger  sind 
früher  und  neuerdings  häufiger  Stimmen  laut  geworden,  die  nach 
einer  allgemeinen  staatlichen  Depositenstelle  verlangen. 

Dies  wird  begründet  durch  Hinweis  auf  die  Forderung  abso- 
hitcr  Sicherheit  auf  der  einen  Seite  und  größter  Billigkeit  und 


—  67  — 


Promptheit  des  Verkehrs  auf  der  anderen  Seite.  Bei  den  absolut 
sicheren  Depositenstellen  fehlt  die  notwendige  kaufmännische 
Leichtigkeit  und  Schnelligkeit  und  bei  den  kulantesten  Depositen- 
instituten, etwa  bei  den  Großbanken,  fehlt  es  noch  an  dem  Vertrauen 
der  breiten  Massen.  In  den  Verhandlungen  der  Bankentquete  von 
1909  sind  die  hier  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  folgender- 
maßen chrakterisiert  worden: 

„Wir  vermissen  vom  Standpunkte  des  kleinen  und  mittle- 
ren Mannes  im  Süden,  in  der  Provinz,  absolut  eine  Einrichtung, 
die  ihm  auch  die  Sicherheit  der  Sparkassen  gewährt,  wenn 
er  flottante,  flüssige  Mittel  vorübergehend  anzulegen  hat,  die 
höher  sind,  als  die  Sparkassen  sie  dort  annehmen.  Bei  uns 
werden,  wie  ich  für  ganz  richtig  halte,  nicht  mehr  als  5000 
Mark  von  den  Sparkassen  angenommen;  aber  auch  wenn  eine 
Sparkasse  10  000  Mark  annimmt,  als  Maximum  von  einem  Ein- 
leger, kommt  es  doch  auch  bei  dem  mittleren  und  kleinen  Mann 
vor,  daß  er  einmal  mehr  als  10  000  Mark  vorübergehend  anzu- 
legen hat,  und  dann  ist  für  den  bei  uns  nicht  gesorgt.  Ich 
zweifle  nicht,  daß  er  in  der  Großstadt  und  den  großen  Verhält- 
nissen sehr  gut  versorgt  sein  kann,  aber  in  der  Provinz  und 
bei  unseren  Verhältnissen  fehlt  eine  Einrichtung  hierfür."  (1) 

Es  fehlt  nun  nicht  an  Anregungen  aller  Art  zur  Beseitigung 
des  oben  angedeuteten  Mangels.  Von  den  Vorschlägen,  die  sich 
in  dieser  Kichtung  bewegen,  sind  die  von  Strauß  (2)  und  War- 
schauer (3)  die  bekanntesten.  Unter  den  Argumenten,  mit  denen 
diese  Vorschläge  bekämpft  worden  sind,  dürfte  das  durch 
schlagendste  wohl  das  sein,  daß  eine  neuzuerrichtende  staatliche 
Depositenbank  unausweislich  zu  einem  Konkurrenzunternehmen 
der  Reichsbank  werden  müßte.  Hier  sind  vor  allen  Dingen  jene 
Tatsachen  zu  berücksichtigen,  die  von  von  Lumm  in  seiner  ausge- 
zeichneten Abhandlung  „Die  Stellung  der  Notenbanken  in  der  heuti- 
gen Volkswirtschaft",  Berlin  1909,  beleuchtet  hat.  Die  bedeut- 
samen Verschiebungen,  die  sich  infolge  der  Kapitalkonzentration 
bei  den  Banken  in  der  Struktur  unserer  Kreditorganisation  voll- 
zogen haben,  gestalten  die  Situation  der  Reichsbank  zu  einer  immer 
schwierigeren  und  bereiten  ihr  bei  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben 
nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten.  Hier  seien  nur  erwähnt  die 
stoßweise  Inanspruchnahme  der  Reichsbank  als  der  letzten  Kre- 
ditquelle durch  die  Rediskontierungen  der  Großbanken,  die  große 
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Spannung  zwischen  der  offiziellen  Rate  und  dem  Privatdiskont 
(Februar  1909:  Reichsbankdiskont  4  Prozent,  Privatdiskont  IV« 
Prozent),  die  dadurch  herbeigeführte  Erschwerung  in  der  Beschaf- 
fung des  Wechselmaterials  und  in  der  Durchführung  einer  wirk- 
samen Diskontpolitik,  der  bestimmende  Einfluß  der  Großbanken 
auf  Tempo  und  Richtung  der  Industrieentwicklung  und  schließlich 
die  allgemeine  Erschwerung  in  der  zentralen  Ueberwachung  des 
Geldmarktes.  Alle  diese  Schwierigkeiten  könnten  durch  die  Er- 
richtung einer  speziellen  Depositenbank  —  sei  es  auf  privater  oder 
auf  staatlicher  Basis  — ,  die  sich  im  wesentlichen  denselben  Ge- 
schäften wie  die  Reichsbank  widmen  müßte,  nur  gesteigert  werden. 
Niemand  könnte  aber  solche  Entwicklung  als  wünschenswert  be- 
zeichnen. Dagegen  möchten  diese  Ausführungen  dem  Streben 
dienen,  der  Reichsbank  einen  steigenden  Einfluß  auf  den  Geld- 
markt zu  sichern  und  ihre  beherrschende  Stellung  zu  festigen. 
Aus  diesen  Erwägungen  heraus  sind  mit  Recht  alle  jene  Projekte 
abzulehnen,  die  eine  allumfassende,  einheitliche  Reichsdepositen- 
bank neben  der  Reichsbank  zium  Gegenstand  haben. 

Allen  diesen  projektierten  Depositenbanken  war  gemeinsam, 
daß  sie  nach  dem  Vorbilde  der  Reichsbank  und  zum  Teil  unter  Be- 
nutzung ihrer  Anstalten  das  Reich  mit  einem  Netz  von  Filialen 
überspannen  sollten.  Hier  könnte  man  mit  Recht  fragen:  Wäre  das 
nicht,  vom  Standpunkte  des  Volkswirts  aus  gesehen,  eine  grobe 
Verletzung  des  Prinzips  der  Wirtschaftlichkeit?  Es  müßte  neuer- 
dings Kapital  in  Gebäuden,  Büro-  und  Kasseneinrichtungen  fest- 
gelegt und  ein  Beamtenkörper  eigens  für  ein  derartiges  Depo- 
siteninstitut gebildet  werden.  Und  doch  sind  alle  diese  Einrich- 
tungen und  Voraussetzungen  bereits  vorhanden.  Die  Post  hat  das 
ganze  noch  mit  einem  engmaschigen  Filialnetz  überzogen,  ihr 
stehen  Büro-  und  Kasseneinrichtungen  zur  Verfügung,  sie  gebietet 
über  ein  Heer  von  geschulten  Beamten,  sie  ist  allgegenwärtig,  ihr 
Geschäftsbetrieb  ist  allen  Kreisen  der  Bevölkerung  bekannt, 
sie  genießt  volles  Vertrauen,  kurz,  Post  und  Reichsbank  als  Ein- 
heit zusammengefaßt  bilden  ein  Organ,  das  in  seltener  VoUen^dung 
dem  Ideal  einer  staatlichen  Depositenbank  entspricht.  Wir  wollen 
dieses  Institut  „Reichsgirobank"  nennen.  Herr  Roland-Lücke  hat 
in  den  Verhandlungen  der  Bankenquete  mit  folgenden  Worten  auf 
eine  solche  Entwicklung  hingewiesen: 

„Wird  durch  die  Post  die  Frage  der  Einrichtung  verzinslicher 

Konten    befriedigend  gelöst,  dann  ist  die  ganze  Frage 
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nach  Errichtung  von  Reichsdepositenkassen  usw.  mehr  oder 

weniger  ihrer  praktischen  Bedeutung  ledig."  (4) 

Warschauer  hat  noch  von  einem  anderen  bemerkenswerten 
Standpunkte  aus  einer  Reichsdepositenbank  das  Wort  geredet.  Es  sei 
unzweifelhaft,  daß  gerade  die  große  Masse  der  kleinen  und  klein- 
sten Deponenten,  die  erfahrungsgemäß  immer  noch  völlig  außer- 
halb eines  bankmäßig  organisierten  Zahlungsverkehrs  steht,  im 
Vertrauen  auf  die  Sicherheit  einer  staatlichen  Institution  sich 
schneller  dem  Scheck-  und  Giroverkehr  anschließen  würde.  Die 
Einbürgerung  bargeldersparenden  Zahlungsmethoden  würde  auf 
diese  Weise  mächtig  gefördert  werden. 

Gerade  die  denkbar  weitgehendste  Verzweigung,  die  dem 
Postbetrieb  eigen  ist,  bürgt  für  den  erwarteten  Erfolg.  Die  dreißig- 
jährige glänzende  Entwicklung  der  englischen  Depositenbanken 
ist  nicht  zum  geringsten  Teil  auf  den  großartigen  Ausbau  des 
Filialsystems  zurückzuführen.  Sie  sind  in  Groß-Britannien  mit 
nahezu  7000  Filialen  vertreten.  (5) 

Von  dem  allgemeinen  deutschen  Bankier  tag  zu  Hamburg  (G) 
ist  das  Bedürfnis  nach  Errichtung  reiner  Depositenbanken  mit  der 
Begründung  verneint  worden,  daß  erst  bei  wachsendem  National- 
reichtum in  der  Zukunft  die  Bedingungen  für  die  Entwicklung  von  ^ 
Depositenbanken  gegeben  wären.  Ich  möchte  darauf  folgendes  ent- 
gegnen. Gerade  weil  eine  solche  Steigerung  unseres  Volksver- 
mögens mit  einiger  Sicherheit  in  Aussicht  steht,  müßte  die  „Reichs- 
girobank" frühzeitig  alle  Vorkehrungen  treffen,  alle  Wege  ebnen, 
alle  Kanäle  ziehen,  um  den  Strom  zukünftig  flüssiger  Kapitalien 
teilweise  auch  in  ihre  Kassen  zu  lenken. 

Eine  solche  Entwicklung  unseres  Bankwesens  stellt  auch  Hei- 
ligenstadt in  Aussicht,  wenn  er  ausführt,  daß  die  Zeit  der  Ent- 
stehung von  Depositenbanken  nicht  hinter  uns,  sondern  im  Gegeteil 
noch  vor  uns  liege.  (7) 

Schon  einmal  hat  die  Reichsbank  durch  die  weitschauende  Po- 
litik ihres  ersten  Präsidenten  (vgl.  oben  Seite  19)  im  Girover- 
kehr sich  selbst  eine  starke  Stütze  geschaffen  und  die  Technik  des 
deutschen  Zahlungspro zesses  um  ein  wichtige  Instrument  be- 
reichert. Die  Annahme  verzinslicher  Depositen  wäre  ein  Schritt 
zu  weiterer  Entwicklung. 

Nachdem  wir  die  allgemeine  Geeignetheit  der  „Reichsgiro- 
bank" als  allgemeiner  Depositenstelle  betrachtet  haben,  erhebt  sich 
die  Frage,  welche  Aussichten  für  die  Verzinsung  der  sich  bei  ihr 
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ansammelnden  Gelder  bestehen.  Was  zunächst  die  Frage  des  Ver- 
zinslichen Depositengeschäfts  bei  der  Reichsbank  betrifft,  so  liegen 
die  Verhältnisse  hier  folgendermaßen.  Der  Gesetzgeber  hat  die  An- 
nahme verzinslicher  Depositen  maximal  auf  die  Höhe  des  .  Aktien- 
kapitals zuzüglich  des  Reservefonds  beschränkt,  d.  h.  für  die  heuti- 
gen Verhältnisse  auf  circa  245  Millionen. 

Als  sich  im  Jahre  1876  der  Uebergang  der  Preußischen  Bank 
in  die  Reichsbank  vollzog,  übernahm  die  letztere  noch  verzinsliche 
Mündelgelder  in  Höhe  von  101  Millionen.  Sie  gab  aber  bald  ihre 
Funktion  einer  preußischen  Mündelkasse  auf  und  die  Mündeldepo- 
siten reduzierten  sich  durch  Kündigung  bis  Ende  1876  auf  42  Milli- 
onen. Am  Schlüsse  des  Jahres  1879  waren  sie  ganz  verschwunden. 
Seit  dieser  Zeit  hat  die  Reichsbank  das  verzinsliche  Depositen- 
geschäft nicht  wieder  aufgenommen. 

Welche  Gründe  sind  nun  für  ihr  Verhalten  maßgebend  ge- 
wesen? Eigene  Erfahrungen  auf  diesem  Gebiete  liegen  nicht  vor, 
und  eine  Bezugnahme  auf  die  Mündelgelder  der  Preußischen 
Bank  ist  aus  folgenden  Gründen  nicht  zulässig. 

Die  Mündelgelderverwaltung  ist  eine  Erbschaft,  die  schon  von 
der  Königlichen  Bank  herrührt.  Wie  ich  schon  oben  Seite  er- 
wähnte, verlor  die  Königliche  Bank  bald  nach  ihrer  Gründung  ihren 
kaufmännischen  Charakter,  um  die  Rolle  einer  Sparkasse  zu  über- 
nehmen. Der  Bestand  verzinslicher  Depositen  schwankt  bei  der 
Königlichen  Bank  in  der  Zeit  von  1769  bis  1845  zwischen  704  475 
Reichstalern  im  Jahre  1769  und  dem  Maximalbetrag  von  33  Milli- 
onen Reichstalern  im  Jahre  1804.  (8)  Diese  Gelder  hatten  eine 
8  tägige  Kündigung,  waren  zum  größten  Teile  in  Hypotheken  fest- 
gelegt und  im  allgemeinen  uneinziehbar.  Die  Folgen  einer  solchen 
Bankpolitik  zeigten  sich  in  den  Kriegsjahren  1806  bis  1807  und 
brachten  die  Bank  an  den  Rand  des  Ruins. 

Die  Preußische  Bank  hatte  den  Depositenverkehr  ebenfalls  ge- 
pflegt und  weist  Ende  1875  einen  Bestand  von  ca.  34  Millionen 
Reichstalern  auf.  Davon  wurden  rund  14  Millionen  zu  3  Prozent, 
10  Millionen  zu  2Y2  Prozent  und  10  Millionen  zu  2  Prozent  ver- 
zinst. (9) 

Das  Charakteristische  dieses  Depositenverkehrs  liegt  darin,  daß 
diese  Gelder  Anlage  suchendes  Kapital  waren.  Die  3proz.  Ob- 
ligationen, die  auf  Grund  der  Depositen  ausgegeben  wurden, 
wurden  daher  auch  als  dauernde  Kapitalsanlage,  als  Rentenpapier 
angesehen.    Erst  allmählich  hat  man  erkannt,    daß  diese  Gelder 
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nicht  in  eine  Bank,  sondern  auf  den  Rentenmarkt  gehören.  Man 
ging  dann  zur  Anlage  in  landschaftlichen  Pfandbriefen  über  und 
gestattete  seit  1821  auch  die  Eintragung  in  das  Staatsschuldbuch. 

Ferner  ist  zu  beachten,  daß  sich  die  Preußische  Bank  in  einer 
Zwangslage  befand.  Sie  war  laut  Gesetz  verplichtet,  die  Mündel- 
gelder anzunehmen  und  entsprechend  zu  verzinsen.  Da  die  Preu- 
ßische BanJi  ein  ausgesprochenes  Erwerbsinstitut  war,  lag  für  sie 
die  Nötigung  vor,  um  jeden  Preis  Geschäfte  und  zwar  möglichst 
lukrative  zu  machen.  Außerdem  waren  die  Depositenzinsen  ge- 
setzlich normiert  und  konnten  demgemäß  der  schwankenden  Renta- 
bilität der  Bank  nicht  angepaßt  werden.  Eine  Bank  in  solcher 
Zwangslage  kann  sehr  wohl  das  Depositengeschäft  als  Last  empfin- 
den und  leicht  dazu  geführt  werden,  in  der  Wahl  ihrer  Geschäfte 
weniger  bankmäßig  zu  verfahren  und  in  der  Kreditgewährung 
leichtfertiger  vorzugehen. 

Was  nun  die  Aufnahme  des  verzinslichen  Depositengeschäfts 
durch  die  Reichsbank  anbelangt,  so  liegen  die  Dinge  hier  wesentlich 
anders.  Die  Reichsbank  befindet  sich  in  keiner  Zwangs- 
lage. Sie  kann  verzinsliche  Depositen  in  Höhe  von  245  Millionen 
annnehmen,  sie  kann  aber  auch,  wenn  es  ihr  rätlich  erscheint,  die 
Annahme  einschränken  oder  ganz  ablehnen.  Sodann  ist  die  Natur 
der  Gelder,  die  für  die  Reichsbank  allein  in  Betracht  kommen,  von 
derjenigen  der  gerichtlichen  Depositen  wesensverschieden.  Es 
handelt  sich  in  erster  Linie  um  Kassenbestände,  sodann  um  flüssige, 
schwimmende  Gelder,  die  entweder  der  definitiven  Anlage  harren 
oder  bei  einem  Wechsel  in  der  Anlageart  einige  Tage  frei  gewor- 
den sind,  kurz  um  Gelder,  die  nur  eine  sehr  geringe  oder  gar  keine 
Verzinsung  beanspruchen,  und  bei  denen  das  Zinsversprechen  nur 
den  Anreiz  bilden  soll,  der  sie  aus  ihrer  Isoliertheit  hervor- 
bringt. Daraus  folgt,  daß  aus  den  Erfahrungen  der  Preußischen 
Bank  mit  verzinslichen  Depositen  kein  Argument  gegen  die  Auf- 
nahme dieses  Geschäftszweiges  durch  die  Reichsbank  hergeleitet 
werden  kann. 

Vielleicht  haben  auch  gerade  die  guten  Erfahrungen  der 
Reichsbank  mit  den  unverzinslichen  Girodepositen  den  Gedanken 
der  Annahme  verzinslicher  Gelder  stark  zurückgedrängt.  Warum 
sollte  auch  die  Reichsbank  Zinsen  vergüten,  wenn  ihr  im  Jahres- 
durchschnitt nahezu  %  Milliarden  zinslos  überlassen  werden!  Die 
Eigenart  der  Girogelder  bringt  es  mit  sich,  daß  sie  von  Jahr  zu 
Jahr  ganz  von  selbst,  fast  automatisch  anschwellen,  und  es  ist  ver- 
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ständlich,  daß  die  Reichsbank  angesichts  dieser  willkommenen  Tat- 
sache bis  jetzt  wenig  Neigung  an  den  Tag  gelegt  hat,  ihre  Betriebs- 
mittel durch  verzinsliche  Depositen  zu  verstärken. 

Hier  ist  allerdings  einzuschalten,  daß  die  Reichsbank  auf  dem 
Gebiete  des  interlokalen  Giroverkehrs  bis  jetzt  eine  Monopol- 
stellung einnahm  und  daß  die  Frage  noch  offen  ist,  ob  bei  weiterer 
Entwicklung  und  Popularisierung  des  Postgiroverkehrs  ohne  die 
im  Texte  vorgeschlagene  Verschmelzung  mit  dem  Giroverkehr  der 
Zentralbank  und  bei  weiterem  Ausbau  des  Filialnetzes  der  Privat- 
banken mit  einem  ferneren  jährlichen  Steigen  der  Girodepositen 
sicher  gerechnet  werden  kann. 

Inwieweit  noch  andere  Erwägungen  für  die  Stellungnahme  der 
Reichsbank  in  dieser  Frage  entscheidend  sind,  ist  schwer  zu  sagen. 
Hauptsächlich  ist  wohl  der  Umstand  von  großem  Einfluß,  daß  auch 
die  anderen  großen  europäischen  Zentralbanken  das  verzinsliche 
Depositengeschäft  im  allgemeinen  nicht  pflegen.  Verzinsliche  Depo- 
siten finden  sich  bei  der  Bank  von  England  (Gelder  des  „India 
Council"  und  der  Grafschaft  Hampshire),  bei  der  Bank  von  Italien 
(am  31.  12.  10:  57,5  Millionen  Lire).  Berechtigt  zur  Annahme  sind 
die  Oesterreichisch-Ungarische  Bank,  die  Bank  von  Finnland,  die 
Russische  Reichsbank,  die  Dänische  Nationalbank,  die  Griechische 
Nationalbank  und  die  Bulgarische  Nationalbank.  (19a)  Daß  für 
eine  Notenbank  grundsätzliche  Bedenken  dagegensprechen,  kann 
nicht  unbedingt  behauptet  werden. 

Die  Sächsische  Bank  unterhält  z.  B.  einen  relativ  stark  ent- 
wickelten Depositenverkehr  (10),  ohne  daß  bis  jetzt  eine  dadurch 
hervorgerufene  Störung  in  ihrer  Geschäftsführung  zu  verzeichnen 
wäre.  Es  sind  deshalb  auch  verschiedentlich  Stimmen  laut  gewor- 
den, die  für  verzinsliche  Depositen  bei  der  Reichsbank  eintreten. 
Hier  möchte  ich  zuerst  der  Forderung  gedenken,  wonach  auch  klei- 
nen Leuten  und  dem  Mittelstande  der  direkte  Verkehr  mit  der 
Reichsbank  ermöglicht  werden  solle.  (13)  Gewiß  kommen  für  solche 
Kreise  in  erster  Linie  die  Sparkassen  in  Betracht.  Aber  es  wird 
auch  häufiger  Fälle  geben,  auf  welche  der  schwerfällige  Apparat 
einer  Sparkasse  nicht  zugeschnitten  ist,  sondern  wo  der  Verkehr 
mit  einer  Bank  am  Platze  wäre.  In  solchen  Fällen  könnte  auch 
die  Reichsbank  diesen  Depositen  sichere  Unterkunft  gewähren.  Eine 
günstige  Nebenwirkung  dieser  Popularisierung  des  Depositenver 
kehrs  wäre  das  Vertrautwerden  mit  bankmäßigen  Zahlungsformen; 
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auf  diese  Weise  würde  größere  wirtschaftliche  Einsicht  unter  der 
Masse  der  Bevölkerung  verbreitet. 

Von  einer  Stelle  wird  in  Aussicht  gestellt,  daß  verzinsliche 
Depositen  durch  die  Reichsbank  eine  in  höherem  Grade  ihrer  Na- 
tur entsprechende  Verwendung  finden  würden,  als  dies  bei  der  ge- 
genwärtigen Gestaltung  unseres  Depositenwesens  der  Fall  sei.  (14) 
AVie  keine  andere  Frage  steht  diese  letzere  im  Kreuzfeuer  des  Für 
und  Wider,  und  es  soll  später  noch  näher  auf  dieses  Problem  ein- 
gegangen werden. 

Es  ist  ferner  darauf  hingewiesen  worden,  daß  bei  der  allge- 
meinen Vermehrung  der  Bankkonten  die  Reichsbank  auch  ihren  An- 
teil daran  haben  solle.  (15)  Seit  35  Jahren  nimmt  die  Reichsbank 
im  Wege  des  Giroverkehrs  unverzinsliche  Depositen  an,  so  daß  sie 
im  Jahre  1910  über  einen  durchschnittlichen  Guthabenbestand  der 
Privaten  von  294  Millionen  verfügen  konnte.  Stellt  man  dieses 
Resultat  der  gewaltigen  Kapitalkonzentrationsbewegung  bei  den 
Privatbanken  und  dem  erstaunlichen  Aufschwung  ihres  Depositen- 
wesens gegenüber,  so  dürfte  die  eben  zitierte  Aeußerung  von  Lexis 
als  begrünget  erscheinen.  Die  Reichsbank  hat  in  der  Tat  an  der 
allgemeinen  Entwicklung  des  Depositen wesens  nicht  entsprechend 
Anteil  genommen,  und  die  Bank  wäre  durch  die  Pflege  des  verzins- 
lichen Depositengeschäfts  in  höherem  Maße  befähigt,  sich  den  ver- 
änderten Bedingungen  auf  dem  Geld-  und  Kreditmarkte  anzupassen 
und  den  für  ihre  Zwecke  geeigneten  Teil  der  Depositengelder  an 
sich  zu  ziehen. 

Schließlich  ist  noch  ein  durch  von  Lummsche  Ausführungen 
gestütztes  Argument  für  verzinsliche  Depositen  bei  der  Reichsbank 
in  die  Wagschale  geworfen  worden.  Da  das  Hinströmen  verzins- 
licher Depositen  zu  den  Privatbanken  und  ihre  dadurch  gegebene 
Kapitalkraft  der  Reichsbank  auf  dem  Diskontmarkte  erhebliche 
Konkurrenz  mache  (16),  und  sie  oftmals  in  schwierige  Lagen 
brächte,  so  läge  doch  die  Frage  sehr  nahe,  weshalb  sie  sich  nicht 
desselben  zur  Stärkung  ihrer  Position  bediene.  (17) 

Die  ablehnende  Haltung  der  Reichsbank  wird  aber  auch  durch 
eine  Reihe  von  Gründen  unterstützt,  die  von  den  verschiedensten 
Seiten  in  der  Literatur  gegen  verzinsliche  Depositen  bei  der 
Reichsbank  ins  Feld  geführt  werden.  Ich  lasse  die  hauptsächlich- 
sten folgen.  Die  Gruppe  von  Bedenken,  deren  zuerst  Erwähnung 
getan  werden  soll,  läßt  sich  in  dem  Einwurf  vereinigen,  daß  die 
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Annahme  verzinslicher  Depositen  die  eigentlichen  Aufgaben  der 
Reichsbank  zu  sehr  verschleiere. 

Man  argumentiert  folgendermaßen.  Eis  wäre  die  Möglichkeit 
vorhanden,  daß  sich  trotz  der  geringen  Verzinsung,  welche  die 
Reichsbank  bieten  könnte,  doch  auf  Grund  der  Sicherheit  erhebliche 
Beträge  verzinslicher  Depositen  ansammeln  könnten.  Die  Notwen- 
digkeit, diese  Summen  zu  verzinsen,  könnte  die  Reichsbank  leicht  da- 
zu verleiten,  ihre  Betriebsmittel  aufs  äußerste  anzuspannen,  sie  bis 
auf  den  letzten  Rest  arbeiten  zu  lassen,  überhaupt  um  jeden  Preis 
Geschäfte  machen  zu  wollen. 

Bei  diesem  Gewinnstreben  läge  die  Versuchung  nahe,  der  Güte 
des  Wechselmaterials  geringere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 
Würde  aber  der  sichere  Eingang  der  Wechsel  in  erheblichem  Um- 
fange zweifelhaft,  so  wäre  keine  genügende  Notendeckung  vor- 
handen. Die  Einlösung  der  Noten  würde  fraglich,  die  Landes- 
valuta geriete  ins  Wanken. 

Eine  derart  forcierte  Kreditvermittlung  würde  auch  mit  einer 
nach  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten  geleiteten  Diskont- 
politik in  Kollision  geraten.  Im  Interesse  eines  möglichst  hohen 
Diskontgewinns  könnte  die  Bank  versucht  sein,  die  offizielle  Rate 
lange  hoch  zu  halten.  Diese  künstliche  Erhöhung  des  Diskonts 
würde  die  nationale  Produktion  ungebührlich  belasten  und  die  Kon- 
kurrenz mit  dem  Auslande  erschweren. 

Eine  allzu  willfährige  Kreditvermittlung  könnte  auch  den  Spe- 
kulationsgeist in  gefährlicher  Weise  beleben  und  zu  Ueberspeku- 
lation,  Ueberproduktion  und  darauffolgenden  Rückschlägen  und 
Krisen  Veranlassung  geben.  Maßnahmen  seitens  der  Bank  zur  Be- 
kämpfung derartiger  ungesunder  Zustände,  wie  etwa  eine  Kredit- 
einschränkung, würden  durch  die  Notwendigkeit,  große  Depositen- 
bestände arbeiten  zu  lassen,  durchkreuzt  und  vereitelt. 

Im  Hinblick  auf  die  unbeschränkte  Annahme  verzinslicher  De- 
positen erscheinen  die  geäußerten  Bedenken  gerechtfertigt.  Immer- 
hin ist  es  aber,  von  außerordentlichen  Fällen  abgesehen,  sehr  un- 
wahrscheinlich, daß  der  Bank  bei  einer  geringen  Verzinsung  von 
1 — 2  Prozent  zu  große  Beträge  zufließen  würden. 

Und  diese  Einwände  sind  wohl  dann  nicht  zutreffend,  wenn  sich 
die  Reichsbank  quantitativ  auf  das  ihr  gesetzlich  vorgeschriebene 
Kontingent  und  qualitativ  auf  diejenigen  Gelder,  die  im  wesent- 
lichen den  Zahlungsdienst  versehen,  also  auf  eigentliche  Giro- 
gelder, beschränkt. 
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Es  wird  ferner  geltend  gemacht,  daß  verzinsliche  Depositen 
bei  flüssigem  Geldstande  eine  unnötige  Belastung  bilden  würden, 
und  daß  sie  bei  steigendem  Geldbedarfe  die  Neigung  hätten,  sich 
von  der  Bank  zurückzuziehen,  um  lukrativeren  Anlagemöglich- 
keiten zuzustreben. 

Sie  würden  also  einen  weit  unsicheren  Paktor  als  unverzins- 
liche Gelder  darstellen  und  in  die  schon  an  sich  ungleichmäßige 
und  stoßweise  Inanspruchnahme  der  Bank  ein  weiteres  Moment  der 
Unruhe  hineintragen. 

Was  den  ersten  Gedanken  betrifft,  so  ist  nicht  zu  leugnen,  daß 
die  Zinsvergütung,  besonders  im  Falle  der  unbeschränkten  An- 
nahme, die  Kentabiliät  ungünstig  beeinflussen  muß.  Das  allein 
wäre  aber  nicht  ausschlaggebend.  Die  Reichsbank  trägt  ohne  wei- 
teres Verluste,  wenn  es  sich  um  die  Förderung  allgemein  volkswirt- 
schaftlicher Interessen  handelt  (Zinsfreie  Vorschüsse  auf  schwim- 
mendes Gold,  Ankauf  von  Devisen  zu  niedrigen  Sätzen,  Halten  gro- 
ßer Auslandsguthaben  gegen  minimale  Verzinsung).  Gelänge  es 
also,  dem  Giroverkehr  durch  eine  geringe  Verzinsung  der  Gut- 
haben eine  erhebliche  Vertiefung  und  Verbreiterung  zu  geben,  so 
wäre  eine  vorübergehende  Verringerung  des  Reingewinns  wohl  zu 
rechtfertigen. 

Das  Argument  der  „Untreue"  verzinslicher  Depositen  wird  in 
Wirklichkeit  dadurch  hinfällig,  daß  sich  die  eine  möglichst  hohe 
Verzinsung  anstrebenden  Gelder  von  vornherein  von  der  Reichs- 
bank fernhalten.  Als  Mittel,  die  Depositenbestände  dauernd  an 
sich  zu  fesseln,  kann  auch  für  die  Reichsbank  niemals  die  Zins- 
gewährung als  solche  in  Betracht  kommen,  sondern  die  Darbietung 
der  zahlreichen  Vorteile,  die  der  Anschluß  an  den  Girover- 
kehr mit  sich  bringt.  Eben  diese  Vorteile  sind  es  auch,  auf  wel- 
chen die  Stabilität  des  jetzt  bestehenden  Verkehrs  ruht.  Denn  es 
steht  ja,  theoretisch  gesprochen,  jetzt  schon  jedem  Teilnehmer  frei, 
das  freie  Guthaben,  soweit  es  nicht  gerade  gebraucht  wird,  abzu- 
heben und  irgendwie  verzinslich  anzulegen.  Damit  wäre  aber  das 
Prinzip  der  giralen  Zahlungsmethode  völlig  aufgehoben.  Die 
Praxis  zeigt  daher  auch,  von  Ausnahmefällen  abgesehen,  ein  ande- 
res Bild. 

Die  Stabilität  der  Girodepositen  bei  der  Reichsbank  ist  nicht 
auf  ihre  Unverzinslichkeit  zurückzuführen,  sondern  auf  ihre  Eigen- 
art als  Zahlungsmittel  zu  funktionieren  und  die  Grundlage  des  Giro- 
verkehrs zu  bilden.  An  dieser  Stabilität  würde  deshalb  nichts  ge- 
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ändert  werden,  wenn  die  Girodepositen  verzinslich  wären.  Jetzt  ist 
vielmehr  jeder  Giroknnde,  der  darauf  angewiesen  ist,  mit  seinem 
Betriebskapital  haushälterisch  umzugehen,  bestrebt,  sein  Guthaben 
möglichst  schnell  bis  auf  den  Minimalbestand  abzuziehen.  Würde 
eine  geringe  Verzinsung  stattfinden,  so  würde  sich  dieses  Bestre- 
ben vielleicht  weniger  rigoros  durchsetzen,  die  Guthaben  würden 
höhere  Bestände  aufweisen  und  länger  stehen  bleiben.  Keine  De- 
positengelder streben  bei  steigendem  Zins  immer  den  Stellen  zu, 
wo  sie  die  höchste  Verzinsung  erreichen.  Dieser  Grundsatz  trifft 
nicht  zu  für  Girodepositen.  Diese  Gelder  können  nicht  beliebig 
aus  dem  Girosystem  herausgezogen  werden.  Wenn  sich  das  Publi- 
kum erst,  durch  den  kleinen  Zinsgenuß  ermutigt,  an  die  Girozah- 
lung gewöhnt  hat,  dann  wird  es  auch  diesen  Zahlungsmodus  beibe- 
halten, wenn  die  Verzinsung  aufhört. 

Das  gilt  ohne  Zweifel  für  die  Giroguthaben  der  Produzenten- 
klasse —  um  den  Heiligenstadtschen  Terminus  zu  gebrauchen  — , 
aus  der  sich,  von  den  Staatskassen  abgesehen,  die  Girointeressenten 
der  Eeichsbank  vorwiegend  rekrutieren. 

Wie  verhält  es  sich  nun  mit  der  Stabilität  der  Giroguthaben 
der  Konsumentenklasse,  die  meines  Erachtens  in  den  Kreis  herein- 
gezogen werden  sollte?  Da  das  Privatpublikum  ekien  geringeren 
Zahlungsverkehr  hat  als  die  Geschäftswelt,  so  sind  der  Reichs- 
bank zunächst  nur  die  Minimalsalden  sicher,  während  die  Höhe  und 
die  Stabilität  der  freien  Guthaben  davon  abhängt,  in  welchem  Grade 
der  Zahlungsverkehr  der  Privaten  mit  dem  Giro  Organismus  ver- 
wächst und  die  Benutzung  des  Girogeldes  allgemeine  Zahlungs- 
methode wird.  Diesen  Zustand  mit  allen  erdenklichen  Mitteln  — 
und  dazu  gehört  in  erster  Linie  die  Verzinsung  und  ferner  eine 
direkte  und  kostenlose  Verbindung  mit  dem  Postgiroverkehr  — 
recht  bald  herbeizuführen,  kann  nur  im  eigensten  Interesse  der 
Reichsbank  liegen.  Verzinsliche  Girodepositen  bilden  also  kein 
Moment  der  Beunruhigung  oder  Gefahr. 

Nach  Besprechung  der  Gründe  und  Gegengründe  bezüglich  ver- 
zinslicher Depositen  bei  der  Reichsbank  kommen  wir  zu  dem  Schluß, 
daß  die  unbeschränkte  Annahme,  d.  h.  die  Annahme  jedweder  Gel- 
der ohne  Rücksicht  auf  ihren  wirtschaftlichen  Charakter  und  ihre 
Funktion  ein  Geschäftszweig  ist,  der  sich  nicht  für  die  Reichsbank 
eignet. 

Dagegen  erscheint  uns  eine  zunächst  kontingentierte  Annahme 
von  verzinslichen  Geldern,  die  sich  aus  Kassenbeständen  kleiner 
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Geschäftsleute  und  privater  Personen  oder  aus  Depositen  ähnlichen 
Charakters  zusammensetzen,  für  die  Reichsbank  ungefährlich  und 
für  die  weitergehende  Popularisierung  des  Giroverkehrs  jeden- 
falls von  wesentlicher  Bedeutung. 

Es  ist  noch  zu  untersuchen,  wie  sich  ein  solcher  De- 
positenverkehr in  der  Praxis  ausnehmen  würde.  Zunächst 
scheinen  hier  einige  technische  Schwierigkeiten  im  Wege 
zu  stehen.  Außer  den  Girogeldern  sammeln  sich  aus  dem  Ge- 
schäftsbetrieb des  Kontors  für  Wertpapiere  noch  andere  Depositen 
an  in  Form  von  nicht  abgehobenen  Zinsen  und  Dividenden  (im 
Jahre  "1910  wurden  zirka  124  Millionen  eingezogen)  und  sonstigen 
flüssigen  Mitteln,  die  entweder  aus  Effektenrealisierungen  stam- 
men oder  dem  Kontor  für  Wertpapiere  zur  demnächstigen  Anlage 
In  Wertpapieren  übergeben  worden  sind.  Es  ist  eine  alltägliche 
Erscheinung,  daß  die  Deponenten  derartige  flottante  Mittel  in  der 
Annahme,  daß  sie  eine  Verzinsung  genießen,  ohne  weiteres  stehen 
lassen  und  sehr  überrascht  sind,  wenn  sie  eines  besseren  belehrt 
werden.  Die  Folge  ist  dann  natürlich,  daß  sie  alle  nicht  unmittel- 
bar benötigten  Beträge  schleunigst  an  irgend  eine  Großbank  über- 
weisen lassen. 

Würde  die  Reichsbank  nun,  wie  das  bereits  von  Warschauer 
(19)  vorgeschlagen  worden  ist,  eine  Abteilung  für  verzinsliche  De- 
positen in  Berlin  errichten,  so  würden  sich  natürlich  sowohl  Giro- 
kontoinhaber als  auch  Effekten deponenten  bei  dieser  Abteilung  ein 
Konto  errichten  lassen  und  verlangen,  daß  ihre  freien  Girogut- 
haben beziehungsweise  eingehenden  Zinsen  oder  sonstigen  flüssi- 
gen Mittel  unverzüglich  auf  dieses  Konto  übertragen  würden.  Da- 
durch wäre  die  Reichsbank  gezwungen,  für  eine  große  Zahl  ihrer 
Kunden  doppelte  Konten  zu  führen,  und  es  wäre  unvermeidlich,  daß 
tägliche  Umbuchungen  vom  Giro-  und  Zinsenkonto  auf  das  ver- 
zinsliche Depositenkonto  und  in  umgekehrter  Richtung  notwendig 
würden.  Die  Eröffnung  besonderer  Depositenkonten  würde  also 
nur  eine  unerwünschte  Kompliziertheit  des  Geschäftsbetriebes  zur 
Folge  haben  und  der  Bank  eine  unnötige  Mehrarbeit  aufbürden. 
Infolgedessen  erscheint  mir  die  Errichtung  einer  besonderen  De- 
positenabteilung nicht  angebracht,  sondern  vielmehr  die  Einfüh- 
rung der  Verzinsung  auf  den  bereits  bestehenden  und  neu  zu  er- 
öffnenden Girokonten. 

Was  die  Gelder  des  Kontors  für  Wertpapiere  anbelangt,  so 
wäre  an  ihrer  Unverzinslichkeit  festzuhalten.     Es    könnte  je- 
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doch  den  Deponenten  anheim  gestellt  werden,  sich  an  ihrem 
Wohnsitze  bei  der  Keichsbank  oder,  sofern  diese  dort  nicht  ver- 
treten ist,  bei  der  Post  ein  Girokonto  errichten  zu  lassen.  Dort 
könnten  die  Zinseingänge  aufgesammelt  werden  und  gleich  im 
„Reichsgiroverkehr"  zu  Zahlungs zwecken  Verwendung  finden. 

Was  nun  die  Durchführung  im  einzelnen  anbetrifft,  so  möchte 
ich  folgendes  Programm  aufstellen:  Von  der  Verzinsung  sind 
grundsätzlich  alle  Reichs-  und  Staatsguthaben,  alle  öffentlichen 
Konten  auszuschließen.  Nach  dieser  Abzweigung  verblieben,  wenn 
man  die  Zahlen  von  1910  zugrunde  legt,  noch  private  Giroguthaben 
in  Höhe  von  294  Millionen.  Aber  auch  diese  Summe  kommt  für 
die  Verzinsung  noch  nicht  in  Betracht,  denn  davon  sind  noch  zirka 
150  Millionen  Zwangsguthaben  zu  kürzen,  deren  Unverzinslichkeit 
den  Gegenwert  für  die  Mühewaltung  der  Bank  bildet.  Es  kommen 
also  für  die  Verzinsung  schließlich  zirka  144  Millionen  in  Frage. 
Soll  diese  Summe  nun  in  Bausch  und  Bogen  verzinst  werden?  Eine 
genauere  Untersuchung  und  Zergliederung  der  144  Millionen  wird 
zeigen,  daß  diese  Frage  mit  nein  zu  beantworten  ist.  Nach  Rauch- 
bergs Untersuchung  (vgl.  oben  Seite  25)  entfallen  von  diesen  144 
Millionen  78  bis  85  Prozent,  also  etwa  120  Millionen,  auf  Großhan- 
del, Industrie  und  Banken,  während  sich  die  restierenden  24  Mil- 
lionen auf  die  übrigen  Kategorien  der  Girokunden  verteilen.  Die 
inzwischen  weiter  fortgeschrittene  Kapitalkonzentration  bei  den 
Großbanken  läßt  den  Schluß  zu,  daß  sich  der  maßgebende  Ein- 
fluß der  Millionenguthaben  noch  gesteigert  hat. 

Nun  kann  die  Reichsbank  natürlich  kein  Interesse  daran  haben, 
dem  Großhandel,  der  Industrie  und  den  Banken  Gelder  zu  verzin- 
sen. Diese  sorgen  selbst  für  ihre  Nutzbarmachung,  und  wenn  sie 
hohe  Beträge  unverzinslich  bei  der  Reichsbank  belassen,  dann  sind 
diese  eben  durch  die  Eigenart  des  Giro  Zahlungsverkehrs  organisch 
bedingt.  Dasselbe  gilt  auch  von  den  restlichen  24  Millionen  Giro- 
guthaben, deren  Inhaber  mehr  oder  weniger  der  Elite  der  deutschen 
Geschäftswelt  angehören,  und  bei  denen  es  keines  Anreizes  durch 
Zinsversprechen  bedarf,  um  ihren  Zahlungsverkehr  auch  für  die 
Zukunft  in  immer  steigendem  Maße  durch  die  Reichsbank  zu 
leiten.  Man  kann  deshalb  der  Reichsbank  nicht  zumuten,  daß  sie 
Gelder  verzinsen  solle,  die  ihr  ohnehin  sicher  zur  Verfügung  blei- 
ben. Was  wäre  auch  mit  einer  Verzinsung  gewonnen?  Die  gerin- 
gen "Zinsen,  welche  die  Reichsbank  bewiligen  könnte,  würden  jene 
Kreise  der  Geschäftswelt  sicher  nicht  bewegen,  ihr  erheblich  höhere 
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Bestände  zu  überlassen  als  der  Zahlungsverkehr  unbedingt  er- 
heischt. Mit  einer  Verzinsung  in  Bausch  und  Bogen  wäre  vor 
allem  auch  keine  Erweiterung  der  Reichsbankklientele,  keine  durch- 
greifende Popularisierung  des  Girosystems  erreicht.  Und  doch 
sind  es  gerade  diese  Ziele,  auf  die  alles  Streben  gerichtet  sein  sollte. 

Von  einer  Verzinsung  der  Gesamtheit  der  freien  Giroguthaben 
kann  also  keine  Rede  sein,  umso  weniger  als  die  gesamte  Summe 
der  verzinslichen  Depositen  durch  Gesetz  maximal  auf  zirka  245 
Millionen  beschränkt  ist.  Um  den  Kreis  der  Girointeressenten  er- 
heblich auszuweiten,  um  alle  Kreise  des  Privatpublikums  und  der 
Geschäftswelt  heranzuziehen,  die  auch  nur  einen  irgendwie 
nenenswerten  Zahlungsverkehr  aufweisen,  sollte  die  Reichsbank 
zu  Gunsten  dieser  neuen  Kategorie  von  Girokonten  eigene  Bedin- 
gungen aufstellen. 

Der  leitende  Gedanke  dieser  Bedingungen  müßte  der  sein,  daß 
das  Zinsversprechen  nur  als  eine  vorübergehende,  erzieherische 
Maßnahme  anzusehen  sei,  die  außer  Kraft  gesetzt  werden  würde, 
wenn  die  erwünschte  Absicht  erreicht  sein  würde. 

Daraus  folgt,  daß  in  diesen  Bedingungen  ausgesprochen  sein 
müßte,  daß  eine  mißbräuchliche  Benutzung  dieses  Girokontos,  d.  h 
ein  bloßes  Deponieren  von  Geldern  mit  der  erkennbaren  Absicht, 
sie  nur  unter  Zinsgenuß  sicher  verwahrt  zu  sehen,  die  Einstellung 
der  Verzinsung  nach  sich  ziehen  würde.  Es  ist  der  Reichsbank  ge- 
setzlich zugestanden,  über  Annahme  und  Ablehnung  verzinslicher 
Depositen  selbständig  zu  entscheiden.  Sie  kann  deshalb,  wenn  ihr 
dies  aus  irgend  einem  Grunde  rätlich  erscheint,  eine  Verzinsung 
eintreten  lassen,  sei  es  auch  nur,  wie  in  unserem  Falle,  als  Prämie 
für  die  Benutzung  des  Giroweges. 

An  der  bewährten  Einrichtung  des  Minimalguthabens  wäre 
festzuhalten.  Ich  kann  der  Arendtschen  Forderung,  „die  Reiclis- 
bank  solle  wenigstens  im  Verkehr  mit  dem  Mittelstand  oder  den 
kleinen  Leuten  von  der  Vorschrift  des  eisernen  Bestandes  bei  der 
Benutzung  ihrer  Giroeinrichtungen  absehen",  nicht  beitreten.  (20) 
„Der  Minimal  guthabenbestand  ist  nicht  einer  der  unbedeutendsten 
Motore,  um  das  Uhrwerk  des  Giroverkehrs  im  gehörigen  Gange  zu 
erhalten.  Dieser  eiserne  Kontobestand  fördert  die  Stabilität  der 
Girokundschaft."  (21)  Auch  aus  einem  anderen  Grunde  dürfte  das 
Festhalten  an  der  Forderung  des  Mindestbestandes  zu  empfehlen 
sein.  Wenn  schon  sich  auf  den  Konten  des  noch  zu  gewinnenden 
Privatpublikums  keine  bedeutenden  Umsätze  vollziehen  würden,  so 
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müßte  die  Bank  doch  auf  eine  geringe  Entschädigung  für  ihre  Mühe- 
waltung Bedacht  nehmen.  Wollte  sie  die  Minimalsalden  fallen 
lassen  und  sich  für  ihre  Dienste  Gebühren  rechnen,  so  wäre  dies 
als  ein  bedauerlicher  Rückschritt  zu  bezeichnen.  Im  Giroverkehr 
ist  die  größte  Einfachheit  geboten.  Jede  Art  von  Gebührenberech- 
nung im  reinen  Zahlungsverkehr  wird  ohne  Zweifel  als  Belästi- 
gung empfunden.  Allerdings  müßte  sich  die  Reichsbank  zu  der 
Konzession  verstehen,  den  Minimalbestand  der  neuen  Giro- 
kunden in  Uebereinstimmung  mit  der  Post  auf  100  M.  herabzusetzen. 
Sollten  sich  später  auf  einzelnen  Konten  Umsätze  zeigen,  die  mit 
einem  so  niedrig  normierten  Saldo  nicht  im  Einklang  stehen,  so 
könnte  dann  dasselbe  Prinzip  befolgt  werden,  das  sich  bisher  als 
zweckmäßig  erwiesen  hat,  nämlich  eine  entsprechende  Erhöhung. 

Um  bei  einem  Kontingent  von  244  814  Millionen  Mark  eine 
möglichst  große  Anzahl  von  Girokunden  gewinnen  zu  können, 
könnte  man  die  Verzinsung  auf  dem  einzelnen  Konto  auf  5000  M. 
beschränken.  Es  könnten  dann  48  962  neue  Konten  eingerichtet 
werden,  und  damit  wäre  ungefähr  eine  Verdreifachung  der  jetzigen 
Zahl  erreicht. 

Diese  Kontenzahl  ließe  sich  sehr  wohl  kontrollieren,  so  daß 
der  Einwand  (22),  man  könne  bei  dem  ausgedehnten  Filialsystem 
der  Reichsbank  eine  Ueberschreitung  des  Kontingents  nicht  ver- 
meiden, damit  hinfällig  wird.  Im  Gegenteil  wird  sich  die  effektiv 
zu  verzinsende  Summe  erheblich  unter  der  Kontingentsgrenze  be- 
wegen, da  die  kleinsten  Konten  im  allgemenen  wohl  kaum  einen 
dauernden  Kassenbestand  von  5000  Mark  aufweisen  werden. 

Es  wäre  zu  wünschen,  daß  die  unbeschränkte  Disposition  sei- 
tens der  Kontoinhaber  über  die  freien  Giroguthaben,  die  bisher  die 
Praxis  des  Reichsbankgiroverkehrs  auszeichnete,  durch  die  Ver- 
zinsung keinen  Abbruch  erlitte.  Wenn  die  Reichsbank  die  Funk- 
tion einer  allgemeinen  Kassenführerin  erfolgreich  versehen  will, 
so  wird  jene  Kulanz  und  Promptheit,  die  dem  breiten  Publikum 
den  Depositenverkehr  der  Großbanken  so  angenehm  gemacht  hat, 
auch  für  die  Reichsbank  unerläßliche  Bedingung  sein. 

Was  die  Zinsenberechnung  betrifft,  so  würde  sie  sich  bei  den 
größeren  Konten  sehr  leicht  gestalten,  denn  diese  würden  immer 
ein  5000  Mark  übersteigendes  freies  Guthaben  aufweisen.  Den 
kleineren  Kunden  könnte  man,  um  eine  Staffelrechnung  zu  er- 
sparen, jedesmal  am  Ultimo  den  monatlichen  Durchschnittsbestand 
verzinsen. 
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Hiermit  schließe  ich  die  Betrachtungen  über  die  Aufnalime  des 
verzinslichen  Depositengeschäfts  durch  die  Eeichsbank,  um  mich 
der  Frage  verzinslicher  Gelder  im  Postgiroverkehr  zuzuwenden. 

Für  die  Post  liegt  diese  Frage  wesentlich  einfacher.  Die 
Post  ist  nicht  Hüterin  der  Landeswährung,  infolgedessen  fallen  für 
sie  alle  währungs-  und  diskontopolitischen  Erwägungen  fort,  sie 
braucht  sich  nur  von  den  Grundsätzen  leiten  zu  lassen,  die  allge- 
mein für  reine  Depositenbanken  maßgebend  sind.  Die  Post  hai 
auch  insofern  große  Freiheit,  als  sie  bezüglich  der  Höhe  verzins- 
licher Depositen  an  keine  gesetzlichen  Schranken  gebunden  ist.  Sie 
könnte  deshalb  ohne  weiteres  in  Uebereinstimmung  mit  der  Reichs- 
bank 5000  M.  pro  Konto  als  Grenze  festsetzen,  um  noch  weiter- 
gehenden Wünschen  gerecht  zu  werden,  könnte  man  bis  10  000  M. 
and  darüber  hinaufgehen.  Damit  wäre  dann  der  Forderung  nach 
einem  absolut  sicheren  und  gleichzeitig  kulanten  Depositeninstitut 
genügt  und  einer  etwaigen  mißbräuchlichen  Benutzung  dieser  Ein- 
richtung ein  Eiegel  vorgeschoben. 

Die  Staaten,  die  ein  vorbildliches  Postbankwesen  besitzen, 
haben  von  Anfang  an  den  Grundsatz  der  Verzinslichkeit  der  Gut- 
haben aufgestellt.  Wenn  auch  die  Kreditorganisation  dieser  Länder 
eine  andere  Gestaltung  zeigt  als  bei  uns  und  besonders  die  lokalen 
Kreditinstitute  keine  der  unsrigen  gleichkommende  Entwicklung 
aufzuweisen  haben,  so  ist  doch  zweifellos  die  außerordentliche 
Popularität  des  Postscheck-  nud  Giroverkehrs  auf  die  Verzinsung 
zurückzuführen. 

In  Anerkennung  dieser  Tatsache  war  deshalb  auch  in  dem 
im  Jahre  1900  dem  Deutschen  Reichstag  vorgelegten  Regierungs- 
vorschlage die  Verzinsung  der  Postgirogelder  vorgesehen.  Be- 
dauerlicherweise hat  der  Reichstag  diesen  Entwurf  abgelehnt,  weil 
er  befürchtete,  dieser  neue  Diöbstzweig  der  Post  könnte  die  Ge- 
schäfte der  Sparkassen  und  Genossenschaften  beeinträchtigen. 
Vielleicht  hat  bei  dem  ablehnenden  Votum  des  Reichstags  der  Ge- 
danke an  eine  Postsparkasse  stark  mitgespieU.  Das  wäre  in  der 
Tat  ein  staatliches  Konkurrenzunternehmen  gegenüber  Sparkassen 
und  Genossenschaften  und  daher  mit  Recht  abzulehnen.  Denn  nie- 
mand wird  die  segensreiche  Tätigkeit  dieser  Institute  verkennen 
oder  sie  in  ihrer  Wirksamkeit  hemmen  wollen.  Durch  die  Ver- 
zinsung der  Girogelder  wird  aber  die  Post  nicht  zur  Sparkasse  und 
daher  auch  nicht  zu  einem  Konkuri^^nzinstitut. 
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Ich  möchte  nicht  verfehlen,  hier  eine  Aeußerung  von  berufener 
Seite  zu  zitieren,  die  jene  Befürchtungen  als  unberechtigt  hinstellt. 

„Es  handelt  sich  nicht  um  eine  Schädigung  der  Sparkassen, 
überhaupt  nicht  um  Spargelder,  es  handelt  sich  vielmehr  um 
eine  Art  von  Depositen  und  eigentlich  nicht  einmal  um  das, 
sondern  nur  um  flüssige  Mittel,  die  eine  tägliche  Verzinsung 
und  zwar  nur  in  außerordentlich  geringem  Grade  bekommen 
sollen,  denn  von  einer  Verzinsung  von  mehr  als  2  Prozent  — 
der  einfacheren  Rechnung  halber  vielleicht  1,825  Prozent  Ver- 
zinsung —  kann  nicht  die  Rede  sein.    Aber  auch  solch  kleine 
Verzinsung  hat  in  der  Schweiz  die  Einführung  und  Populari- 
sierung des  Postscheckverkehrs  außerordentlich  gefördert,  und 
es  wäre  meines  Erachtens    unverantwortlich  von  uns,  wenn 
wir  das  nicht  auch  einführen  wollten,  eine  kleine  Verzinsung 
—  meinetwegen  mit  allen  möglichen  Erschwerungen  —  der  im 
Postverkehr  länger  lagernden  Beträge.    Das  ist  etwas,  was 
niemandem,  weder  den  Großbanken  noch  den  Genossenschaften 
und  Sparkassen    schadet,  und  wenn  wir  gehört  haben,  daß 
wegen       Prozent  Differenz  den  Sparkasse  große  Beträge  in 
kritischen  Zeiten  abgezogen  worden  sind,  so  wird  eine  Gesamt- 
verzinsung   von  13^  bis  2  Prozent    sicherlich    niemand  ver- 
anlassen, aus  den  Sparkassen  einen  Geldbetrag  herauszuneh- 
men.   Aber  es  w^ird  doch  den  Provinzlern  erleichtert  und  er- 
möglicht, daß  sie  bei  einem  Betriebe,  den  sie  für  absolut  sicher 
halten,  im  Staats-  und  Reichspostbetriebe,  Gelegenheit  haben, 
ihre  flüssigen  Gelder  vorübergehend  anzulegen  und  für  diese 
wäre  doch  Sicherheit  und  Liquidität  absolut  garantiert."  (23) 
Was  den  letzten  Gedanken  des  Referenten  betrifft,  so  ist  man 
in  der  Tat  leicht  geneigt,  die  zur  Diskussion  stehenden  Verhält- 
nisse vom  Standpunkte  des  Großstädters    zu  betrachten.    In  den 
Großstädten,  wo  alle  Kategorien  von  Depositeninstituten  vertreten 
sind  und  sich  gegenseitig  in  Facilitäten  gegenüber  dem  Publikum 
überbieten,  erscheint  die  Forderung    einer  Verzinsung  der  Post- 
gelder   viel  weniger  dringlich.    Anders  auf  dem  platten  Lande. 
Ein  absolut  sicheres,  allen  modernen  Anforderungen  entsprechen- 
des Depositeninstitut,  das  die  breite  Masse  der  Bevölkerung  gleich- 
zeitig unmittelbar     in  den    großen  Giroorganismus  einordnete, 
steht  bis  jetzt  noch  nicht  zu  jedermanns  Verfügung. 

In  der  Angliederung  auch  des  platten  Landes  an  den  Banken- 
organismus ist  England  vorbildlich  vorgegangen.    Hier  unterhalten 
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die  Joint-Stockbanken  an  den  kleinsten  Orten  fliegende  Bankein- 
richtungen, und  Vertreter  einer  benachbarten  Filiale  stehen  an  be- 
stimmten Tagen  und  Stunden  zur  Uebernahme  bankgeschäftlicher 
Transaktionen  zur  Verfügung.  (23a) 

Es  läßt  sich  natürlich  nicht  leugnen,  daß  die  Verzinsung  der 
Postgirogelder  immerhin  einen  gewissen  Einfluß  auf  die  Einlagen 
bei  den  Sparkassen  ausüben  würde.  Denn  die  bei  den  Sparkassen 
sich  ansammelnden  Gelder  bilden  nicht  eine  homogene  Masse,  wie 
man  auf  den  ersten  Blick  anzunehmen  geneigt  sein  möchte,  sondern 
man  kann  zwei  ihrem  Wesen  nach  verschiedene  Kategorien  unter- 
scheiden. Die  erste  setzt  sich  zusammen  aus  jenen  eigentlichen 
Spargeldern,  die  von  Millionen  kleiner  und  kleinster  Sparer  zu- 
sammengetragen werden  und  für  den  Sparkassenbetrieb  charakte- 
ristisch sind.  Diese  Einlagen  entstammen  Bevölkerungskreisen, 
die  infolge  von  Unkenntnis  und  Unerfahrenheit  in  finanziellen 
Angelegenheiten  nicht  in  der  Lage  sind,  für  die  Anlage  ihrer  Kapi- 
talien selbständig  Sorge  zu  tragen.  Diese  Sorge  haben  sie  ein 
für  allemal  der  Sparkasse  überlassen.  Die  zweite  Kategorie  wird 
von  Einlagen  gebildet,  die  ihrem  Ursprung  und  ihrer  Funktion  nach 
einen  anderen  Chajrakter,  nämlich  den  von  Depositen,  tragen. 
Ihre  Besitzer  rekrutieren  sich  vorwiegend  aus  dem  Mittelstande 
und  noch  höheren  gesellschaftlichen  Schichten,  und  besitzen  in 
der  Regel  ausreichende  Sachkenntnis,  um  die  Anlage  ihrer  Gelder 
selbständig  vornehmen  zu  können.  Sie  haben  die  Deponierung 
bei  der  Sparkasse  mit  voller  Ueberlegung  gewählt,  sei  es  aus 
bloßer  Gewohnheit,  sei  es  aus  Mangel  an  einer  anderen  Depo- 
nierungsgelegenheit oder  wegen  ungenügenden  Vertrauens  zu  der 
privaten  Bankwelt.  Derartige  Depositengelder  suchen  bei  der  Spar- 
kasse vorübergehend  Unterschlupf,  um  im  gegebenen  Momente  ab- 
gehoben und  der  definitiven  Anlage  zugeführt  oder  auch  allmäh- 
lich für  Konsumtionszwecke  aufgebraucht  zu  werden. 

Das  Verhältnis  dieser  Depositeneinlagen  zu  den  Gesamtbe- 
ständen wird  auf  30  Prozent  geschätzt.  (24)  Dieser  Satz  erscheint 
mir  ein  wenig  hoch  gegriffen  und  mag  vielleicht  für  ältere  Verhält- 
nisse zutreffen.  Das  immer  wachsende  Vertrauen  zu  den  Groß- 
banken hat  sicherlich  zur  Folge  gehabt,  daß  die  Depositeneinlagen 
mehr  und  mehr  den  Weg  zu  den  Privatbanken  gefunden  haben. 

Gleichviel,  ob  der  Anteil  der  Depositen  höher  oder  niedriger 
zu  bemessen  ist,  so  spielen  sie  jedenfalls  in  der  Geschäftsführung 
der  Sparkassen  eine  wichtige  Eolle  und  erfordern  besondere  Be 
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achtung.  Während  die  eigentlichen  Spargelder,  die  ihrer  Natur 
nach  Anlagekapital  darstellen,  auch  unbedenklich  wieder  in  lang- 
fristigen Anlagen,  also  auch  Hypotheken,  Verwendung  finden  kön- 
nen, erheischen  die  Depositeneinlagen  eine  möglichst  liquide  An- 
lage. Die  Sparkassen  müssen  aus  diesem  Grunde  auf  eine  höhere 
Liquidität  Bedacht  nehmen,  als  es  mit  Rücksicht  auf  die  regulären 
Spareinlagen  nötig  wäre.  Eine  Verzinslichkeit  der  Postgelder 
könnte  also  höchstens  einen  Teil  dieser  flüssigen  Gelder  an  sich 
ziehen,  während  sie  auf  die  Spargelder  gar  keinen  Einfluß  hätte. 

Wäre  es  nun  ein  so  großer  Schaden,  wenn  die  Sparkassen 
diese  ihnen  unbequemen  Depositen  an  die  Post  verlören.  Die  Spar- 
kassen würden  dadurch  nu.r  auf  das  Tätigkeitsfeld  beschränl^t,  das 
sich  für  sie  ihrer  ganzen  Entwicklung  und  Organisation  nach  am 
besten  eignet.  Und  das  könnte  man  doch  nur  dann  als  eine  Schä- 
digung hinstellen,  wenn  man  eine  Entwicklung  für  wünschenswert 
hält,  wie  sie  sich  beispielsweise  in  Oesterreich  vollzogen  hat,  wo 
die  Sparkassen  beinahe  alle  regulären  Bankgeschäfte  betreiben. 
(25)  Auch  in  Deutschland  gibt  es  schon  Sparkassen,  die  den  engen 
Kreis  ihrer  hergebrachten  Tätigkeit  verlassen  und  die  Allüren 
einer  Bank  annehmen.  Sie  arbeiten  mit  Zeitungsreklame  und 
übernehmen  Posten  von  20  000  Mark  zu  sofortiger  Verzinsung.  (26) 
Schwarz  (26a)  weist  mit  Recht  daraiif  hin,  daß  bei  der  großen  Unter- 
nehmungslust in  Deutschland  kurzfristige  Kapitalien  verhältnis- 
mäßig stark  begehrt  werden,  daß  aber  zugleich  in  den  Sparkassen 
viele  an  sich  kurzfristige  Gelder  in  langfristigen  Anlagen  (Hypo- 
theken) zurückgehalten  werden.  Es  ist  deshalb  vielleicht  kein  Feh- 
ler, wenn  ein  Teil  der  mehr  den  Charakter  kurzfristiger  Depositen 
tragenden  Einlagen  auf  dem  Wege  der  Bankdepositen  dem  allge- 
meinen Wirtschaftsverkehr  zugewendet  würde.  Die  Post  bietet 
jenen  eigentlichen  Depositengläubigern  dieselbe  Sicherheit  wie  die 
Sparkassen  und  für  den  geringeren  Zins  die  größere  Kulanz  und  die 
Benutzung  des  Girosystems.  Der  Markt  des  kurzfristigen  Wechsel- 
kredits könnte  durch  diese  Summen,  wenn  sie  durch  Vermittlung 
der  Reichsbank  angelegt  würden,  bedeutend  erweitert  werden. 

Der  jetzige  Zustand  unseres  Postgiroverkehrs  ist  nicht  geeig- 
net, Girogelder  der  großen  Masse  anzuziehen.  Die  Unverzinslich- 
keit der  Guthaben  und  die  Gebührenberechnung  ist  allenfalls  für 
die  Geschäftswelt  und  für  gwerbsmäßige  Zahlungsvermittler  an- 
nehmbar, dagegen  nicht  für  das  Privatpablikum.  Der  Kundenkreis 
der  Post  bildet  deshalb  auch  nur  eine  Erweiterung  und  Ergänzung 
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des  Eeichsbankgiroverkehrs.  Von  den  rund  50  000  Konten  des  Post- 
scheckverkehrs entfallen  7200  wiederum  auf  Reichsbankkonto- 
inhaber  und  nur  2344  auf  das  Privatpublikum.  Die  breite  Masse 
wird  eben  ohne  den  Anreiz  des  Zinsgenusses  schwer  an  den  allge- 
meinen Gebrauch  der  Girozahlung  zu  gewöhnen  sein. 

Wenn  erst  einmal  die  Girozahlung  völlig  eingebürgert  sein 
wird,  wenn  wachsender  Nationalreichtum  größere  Flüssigkeit  auf 
dem  Geldmarkt  hervorrufen  und  das  Niveau  des  Kapitalzinses  im 
allgemeinen  sinken  wird,  dann  könnte  auch  die  „Reichsgirobank" 
den  Zinssatz  für  Depositen  auf  ein  Minimum  ermäßigen  und  evtl. 
ganz  fortfallen  lassen. 

Ehe  Deutschland  nicht  eine  gewisse  monetäre  Selbständigkeit 
besitzt,  wie  sie  Frankreich  ausgesprochenermaßen  aufweist, 
müssen  jedoch  alle  finanziellen  Reserven  unseres  Landes  herange- 
zogen und  intensiv  ausgenutzt  werden. 

Meines  Erachtens  ist  bei  genügender  staatsbürgerlicher  Er- 
ziehung und  unausgesetzter  Propaganda  noch  viel  zu  erreichen. 
Wir  können  in  dieser  Beziehung  von  Oesterreich  lernen.  Hier 
entfalten  Lehrer  und  Schulleiter  eine  rührige  Propaganda  für  das 
Postsparkassenamt.  (28) 

Wir  kommen  nun  zu  der  Frage,  welchen  Einfluß  verzinsliche 
Gelder  bei  der  Post  auf  den  Geschäftsbetrieb  der  Genossenschaften 
ausüben  würden.  Nach  ähnlichen  Ueberlegungen,  wie  wir  sie  so- 
eben bezüglich  der  Sparkassen  angestellt  haben,  gewinnt  man  eben- 
falls den  Eindruck,  daß  für  die  Kreditgenossenschaften  durch  die 
Verzinslichkeit  der  Postgelder  keine  nennenswerte  Schädigung  zu 
erwarten  ist. 

Eine  Gliederung  der  rund  3  Milliarden  fremder  Gelder  bei  den 
deutschen  Genossenschaften  ergibt,  daß  84,2  Prozent  ajaf  eigentliche 
Spargelder  entfallen,  die  an  eine  längere  Kündigungsfrist  gebunden 
sind  und  eine  feste  Verzinsung  erhalten.  (29)  Daß  diese  wirk- 
lichen Spargelder  den  Genossenschaften  infolge  der  Konkurrenz 
der  Post  entzogen  werden  könnten,  ist  ebenso  wie  bei  den  Spar- 
kassen nicht  wohl  anzunehmen.  Der  Vorteil  des  höheren  Zinsge- 
nusses läßt  das  nicht  zu.  Der  Rest  der  fremden  Gelder,  also  15,8 
Prozent,  besteht  aus  Guthaben  im  Scheck-  und  Kontokorrentver- 
kehr. Während  diese  flüssigere  Art  fremder  Gelder  bei  den  Spar- 
kassen bis  zu  einem  gewissen  Grade  durch  die  Konkurrenz  der 
Post  beeinflußt  werden  könnte,  erscheint  dies  bei  den  Genossen- 
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Schäften  fast  als  ausgeschlossen.  Hier  bildet  diese  Kategorie  der 
Gelder  die  Grundlage  des  Kontokorrentverkehrs  und  der  Kreditge- 
währung und  kann  deshalb  nicht  ohne  weiteres  die  Depositions- 
stelle  wechseln.  Ueberhaupt  gewährt  der  Geschäftsverkehr  mit  den 
Genossenschaften  den  Kontokorrentkunden  Vorteile,  für  welche  das 
Postgirokonto,  über  das  nur  der  reine  Zahlungsverkehr  läuft, 
keinen  Ersatz  bieten  könnte. 

Erscheint  demnach  die  Befürchtung,  daß  das  Intersse  der  Spar- 
kassen und  Genossenschaften  durch  verzinsliche  Depositen  bei  der 
Post  geschädigt  werden  könnte,  als  unbegründet,  so  ist  noch  zu 
untersuchen,  ob  die  Errichtung  eines  „Reichsgiroverkehrs  mit  ver- 
zinslichen Einlagen"  eine  Gefährdung  der  Interessen  der  Privat- 
banken bedeuten  würde.  Befürchtungen  derart  sind  beispielsweise 
in  den  Verhandlungen  der  Bankenquete  (29a)  geäußert  worden. 
Auch  Warschauer  bemerkt  gelegentlich  (30),  daß  die  Rücksicht- 
nahme auf  die  Privatbanken  einer  der  Gründe,  weshalb  die  Reichs- 
bank das  verzinsliche  Depositengeschäft  nicht  pflege. 

Es  ist  nun  interessant  festzustellen,  daß  diese  Rücksichtnahme 
seitens  der  Regierung  und  der  Reichsbank  im  Laufe  der  Zeit  in 
eine  positive  Propaganda  für  die  Großbanken  umgeschlagen  ist. 
Diese  Entwicklung  ist  im  einzelnen  folgendermaßen  verlaufen. 

In  Würdigung  der  großen  volkswirtschaftlichen  Vorteile,  die 
die  bargeldersparenden  Zahlungsmethoden  mit  sich  bringen,  ist  die 
Regierung  seit  Jahren  unausgesetzt  um  ihre  Popularisierung  be- 
müht. Von  den  vielen  Maßregeln,  die  in  dieser  Richtung  liegen,  sei 
u.  a.  eine  erwähnt,  die  für  die  hier  interessierende  Frage  bedeu- 
tungsvoll geworden  ist.  Die  staatlichen  Kassen  überweisen  neuer- 
dings auf  Wunsch  der  Beamten  beliebige  Teilbeträge  ihrer  Ge- 
hälter per  Giro  auf  ein  Bankkonto.  Als  man  seinerzeit  den  Be- 
amten die  Anwendung  dieser  Zahlungsmethode  empfahl,  sahen  sie 
sich  vor  die  Frage  gestellt,  wo  sie  sich  tunlichst  ein  Konto  errichten 
lassen  sollten.  Sparkassen  und  Genossenschaften  kamen  aus  oben- 
besprochenen Gründen  nicht  in  Betracht.  Also  blieben  nur  die 
Banken  übrig,  und  die  Frage,  welche  unter  der  großen  Anzahl  zu 
wählen  sei,  konnte  auch  nicht  lange  offen  bleiben.  Das  gute  Re- 
nommee der  großen  Aktienbanken,  vor  allem  der  Berliner  Großban- 
ken ihrö  Filialen  und  Depositenkassen,  ihre  gewaltigen  Eigen- 
kapitalien, alle  diese  Momente  mußten  sie  als  Depositionsstellen  par 
excellence  empfehlen. 
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In  gleicher  Eichtling  hat  eine  Maßregel  gewirkt,  die  speziell 
von  der  Reichsbank  selbst  im  Interesse  einer  bargeldersparenden 
Zahlungstechnik  ergriffen  Avorden  ist. 

Bekanntlich  ist  der  Reichsbankzentrale  in  Berlin  eine  Abteilung 
(Kontor  für  Wertpapiere)  angegliedert,  welchie  Wertpapiere  in 
Verwahrung  und  Verwaltung  nimmt.  Dieser  Geschäftszweig  ist 
derart  organisiert,  daß  aus  allen  Teilen  Deutschlands  Effekten- 
besitzer ihre  Papiere  nach  Berlin  zur  Deponierung  überweisen, 
während  das  Kontor  für  W^ertpapiere  Zinsen  und  Dividenden  ein- 
zieht und  sie  bei  Fälligkeit  an  die  überall  im  Reich  zerstreut  woh- 
nenden Deponenten  auszahlt.  Diese  Zinszahlungen  wurden  früher 
durch  die  Post  oder  an  den  Kassen  der  Bankanstalten  geleistet. 
Die  oben  erwähnte  Maßregel  hat  nun  auch  eine  Ueberweisung  der 
Zinsbeträge  per  Giro  auf  ein  beliebiges  Bankkonto  vorgesehen. 
Die  Deponenten  des  Kontors  für  Wertpapiere  hatten  demzufolge 
dieselbe  Uerbelegung  anzustellen  wie  die  Beamten  und  sind  offenbar 
bar  zu  demselben  Resultat  gekommen.  So  ist  von  allen  Seiten  an 
der  Machentfaltung  der  Großbanken  mitgearbeitet  worden. 

In  der  Zeit  von  1857  bis  1908  sind  die  Depositen  bei  den  Kredit- 
banken von  110  Millionen  auf  2%  Milliarden  gestiegen.  (31)  Bei 
Sparkassen  und  Genossenschaften  ist  die  Depositenbildung  bei 
v/eitem  nicht  in  so  raschem  Tempo  erfolgt.  Es  ist  deshalb  wohl 
richtig  zu  sagen,  daß  die  Gesamttendenz  unseres  Geld-  und  Kredit- 
wesens darauf  zielt,  die  Depositen  bei  den  großen  Aktienbanken 
zu  konzentrieren.  Und  diese  Tendenz  ist  durch  die  oben  angedeu- 
teten Maßnahmen  von  Staat  und  Reichsbank  wesentlich  gefördert 
worden.  Sie  haben  mithin  den  Kapitalkonzentrationsprozeß  bei  den 
Großbanken  nicht  unerheblch  beschleunigt  und  ihnen  eine  große 
Kundschaft  zugeführt.  Man  denke  nur  an  das  große  Heer  der  Be- 
amten. Das  Kontor  für  Wertpapiere  unterhält  circa  75  000  Konten, 
und  da  oft  zwei  oder  mehr  Deponenten  auf  einem  Konto  vereinigt 
sind,  kann  man  sagen,  daß  durch  die  erwähnte  Maßregel  der  Reichs- 
bank rund  125  000  Personen  aus  Kapitalistenkreisen  auf  eine  Ge- 
schäftsverbindung mit  den  Großbanken  hingewiesen  worden  sind. 
Gewiß  haben  diese  Maßnahmen  —  das  ist  mit  Befriedigung  festzu- 
stellen —  die  Popularisierung  bargeldersparender  Zahlungsmetho- 
den außerordentlich  gefördert,  aber  die  damit  erzielte  Nebenwir- 
kung ist  auch  beachtenswert.  Die  durch  Errichtung  eines  Depo- 
sitenkontos eingegangene  Geschäftsverbindung  mit  einer  Großbank 
ist  zunächst  noch  eine  sehr  lose,  aber  die  Gelegenheiten,  die  eine 


—  88  — 


größere  Annäherung  mit  sich  bringen,  lassen  nicht  lange  auf  sich 
warten.  Der  häufigere  persönliche  Kontakt  mit  den  Bankbevoll- 
mächtigten führt  schon  ohne  weiteres  dazu.  Man  braucht  gar  nicht 
einmal  darauf  hinzuweisen,  daß  es  Depositenkassenvorsteher  geben 
soll,  die  hausierend  umherreisen,  um  neue  Kunden  für  die  Bank  zu 
werben. 

Der  neue  Depositenkunde  beabsichtigt  z.  B.  einen  Wechsel  in 
der  Effekten  anläge  oder  überhaupt  den  ersten  Wertpapierankauf 
und  weiß  nun,  da  er  in  diesen  Dingen  unerfahren  ist,  nicht,  welche 
Papiere  er  kaufen  soll.  Oder  es  stehen  etwa  Neu-Emissionen, 
Ausgabe  junger  Aktien  bevor  und  der  Deponent  wünscht  Auskunft 
über  die  Bonität  der  fraglichen  Papiere.  In  allen  solchen  und  ähn- 
lichen Fällen  wendet  sich  der  Depositenkunde  natürlich  ratsuchend 
an  die  Bank,  die  ihm  auch  bereitwilligst  Auskunft  erteilt.  Sie  hat 
immer  „empfehlenswerte"  Papiere  zur  Hand,  denn  sie  ist  überall 
interessiert.  Regiert  sie  nicht  selbst  durch  Aktienbesitz  in  der  Di- 
rektion industrieller  Unternehmungen,  so  hat  sie  doch  im  Aufsichts- 
rat Sitz  und  Stimme,  oder  sie  ist  sonstwie  als  Gläubigerin  oder  Mit- 
inhaberin am  Unternehmen  interessiert.  (32)  Jedenfalls  ist  sie  nie 
um  eine  Anlagegelegenheit  verlegen.  Und  Landsburgh  behält  des- 
halb in  seinen  zum  Teil  etwas  zu  weit  gehenden  Behauptungen 
(„Die  Verwaltung  des  Volksvermögens  durch  die  Banken")  wenig- 
stens insofern  recht,  als  die  Banken  bis  zu  einem  gew^issen  Grade 
in  der  Tat  die  Kapitalsanlage  des  Publikums  dirigieren. 

Aber  dabei  bleibt  es  sehr  oft  nicht.  Jeder  will  leicht  verdienen. 
Warum  soll  man  nicht  auch  einmal  an  der  Börse  sein  Glück  ver- 
suchen? Die  Bank  gibt  gerne  einen  „Tip".  Der  erste  mühelos 
gemachte  Kursgewinn  reizt  zu  weiteren  Transaktionen,  wenn's  auch 
dem  Kunden  nicht  immer  glückt,  die  Bank  heimst  jedenfalls  die 
Provision  ein  und  hat  Gelegenheit,  Effektenbestände  abzustoßen.  Die 
gewaltige  Kapitalzusammenballung  bei  den  Großbanken  und  die 
ungeheure  Ausweitung  ihrer  Klientele  hat  die  Erscheinung  gezei- 
tigt, daß  ein  immer  wachsender  Teil  des  Privatpublikums,  der  frü- 
her dem  Börsentreiben  völlig  fernstand,  mehr  und  mehr  in  die 
Sphäre  der  Spekulation  hineingezogen  wird.  Die  Schar  der  soge- 
nannten Mitläufer  ist  dadurch  bedeutend  vermehrt,  und  den  ver- 
sierten Börsianern  ist  ein  weiterer  Spielraum  für  ihre  „Coups"  und 
Machenschaften  eröffnet  worden. 

Einmal  bildet  die  eben  skizzierte  Entwicklung  eine  Gefahr 
für  die  Gesunderhaltung  der  Börsen,  und  zweitens  wird  der  unserm 


—  89  — 


gesamten  Erwerbsleben  aufgeprägte  Charakter  der  Nervosität,  des 
Hetzens  und  des  Jagens  nur  noch  verschärft.  Es  läßt  sich  deshalb 
sehr  darüber  streiten,  ob  diese  Entwicklung  als  wünschenswert  zu 
bezeichnen  ist. 

Wenden  wir  uns  nun  der  Beantwortung  der  Frage  zu,  ob  ver- 
zinsliche Depositen  bei  der  „Reichsgirobank"  eine  Schädigung  der 
Interessen  der  Großbanken  mit  sich  bringen,  so  erhellt  zu- 
nächst aus  den  eben  gemachten  Ausführungen,  daß  die  Re- 
gierung die  Großbanken  bis  jetzt  in  jeder  Weise  protegiert 
und  empfohlen  hat,  ja  man  kann  sogar  sagen,  daß  sie  für 
die  letzteren  eine  äußerst  glückliche  Propaganda  entfaltet 
hat.  Sollten  den  Depositenbanken  durch  die  Verzinslichkeit  der 
Gelder  im  Reichsgiroverkehr  ein  geringer  Bruchteil  ihrer  Depositen 
entzogen  werden,  so  könnte  man  eine  so  milde  Konkurrenz  seitens 
des  Staates  nur  als  du_rchaus  gerechtfertigt  bezeichnen.  Muß  nicht 
das  allgemein  volkswirtschaftliche  Interesse,  eine  starke  Zentral- 
bank zu  besitzen,  über  dem  Gewinninteresse  der  Bank  stehen? 
Könnte  es  angesichts  der  besprochenen  Tatsachen  befremdlich  er- 
scheinen, wenn  das  Reich  die  bisher  so  erfolgreich  im  Interesse  der 
Großbanken  angewendeten  Propagandamittel  nun  zu  Gunsten  einer 
Vermehrung  des  Metallvorrates  der  Reichsbank  gebrauchen  würde? 

„Der  Gedanke,  mit  Hilfe  der  verzinslichen  Depositen  die 
üebermacht  der  Großbanken  etwas  zu  reduzieren,  muß  als  Utopie 
betrachtet  werden,  da  verzinsliche  Depositen  in  der  dazu  erforder- 
lichen Höhe  jedenfalls  nicht  in  Frage  kommen  können.  Im  Gegen- 
teil würden  die  Bankinstitute  sogar  durch  verzinsliche  Einlagen 
—  natürlich  zu  ungelegener  Zeit  für  die  Reichsbank  —  aus  der 
Einrichtung  Nutzen  ziehen  können."  (32a) 

Dieser  Weg  ist  also  ein  für  allemal  für  die  Reichsbank  unbe- 
tretbar.  Während  den  Privatbanken  auf  dem  weiten  Gebiete  der 
Kreditoperationen  alle  Wege  offen  stehen,  und  alle  Chancen  von 
ihnen  schnell  ausgenutzt  werden  können,  ist  die  Tätigkeit  der 
Reichsbank  auf  einen  engen  Kreis  von  Geschäften  begrenzt  und  an 
gesetzliche  Schranken  gebunden.  Sie  könnte  deshalb  niemals  so 
hohe  Zinsen  bewilligen  wie  die  Privatbanken,  sondern  nur  gerin- 
gere, die  mit  ihren  Gewinnchancen  in  Einklang  ständen.  Es  käme 
demgemäß  nur  eine  Verzinsung  von  1  bis  2  Prozent  in  Frage. 

Alle  jene  Gelder,  die  ihrer  Natur  nach  eine  höhere  Verzinsung 
fordern,  die  also  irgendwie  den  Charakter  von  Anlagekapital  tra- 
gen, sind  von  vornherein  für  die  Reichsbank  ungeeignet. 
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Als  eine  Maßnahme,  an  einer  ungesunden  Verwendung  der 
Depositen  durch  die  Privatbanken  Korrektur  zu  üben,  stellt  Schwarz 
(32b)  folgenden  Gedanken  zur  Diskussion:  ,,Eine  andere  Frage 
scheint  es  uns  aber  zu  sein,  ob  nicht  vorübergehend,  gewisser- 
maßen als  Kampfmittel  gegen  unbotmäßige  Großbanken  die  Ein- 
führung verzinslicher  Depositen  ins  Auge  gefaßt  werden  könnte, 
nämlich  vor  allem  in  solchen  Zeiten,  in  denen  die  privaten  Bank- 
institute die  ihnen  anvertrauten  Depositen  in  zu  starkem  Maße 
einer  ungesunden  Ueberhastung  oder  gar  kapitalistischen  Speku- 
lationsinteressen zuführen.  Ihnen  in  solchen  Zeiten  Depositen  zu 
entziehen,  um  die  daraus  erwachsenden  Mittel  dem  von  den  Banken 
vernachlässigten  Diskontmarkt  zuzuführen,  wäre  eine  immerhin 
erwägenswerte  und  wenn  ausführbare  —  gewiß  innerlich  nicht 
ganz  unberechtigte  Maßregel." 

Dieser  Vorschlag  dürfte  wohl,  wie  Schwarz  selbst  andeutet, 
mit  Vorsicht  aufzunehmen  sein,  denn  er  stellt  ein  immerhin  gewagtes 
Experiment  dar. 

Man  könnte  nun  einwenden,  daß  bei  der  großartigen  Entwick- 
lung des  Depositenwesens  der  privaten  Bankwelt  kein  Raum 
mehr  für  eine  Heranziehung  von  für  die  Reichsbank  geeigneten 
Geldern  geblieben  wäre.  Es  gibt  aber  noch  weite  Kreise  der 
kleinen  Leute  und  des  Mittelstandes,  die  gern  die  Vorteile  eines 
bankmäßig  organisierten  Zahlungs-  und  Depositenverkehrs  ge- 
nießen würden,  die  aber  noch  zaudernd  abseits  stehen,  weil  sie  den 
Privatbanken  ihr  Geld  nicht  anvertrauen  wollen.  Die  neuesten 
Bankzusammenbrüche  (Karl  Neuburger,  Vereinsbank  Frankfurt 
a  0.,  Niederdeutsche  Bank,  Kreditanstalt  für  Handel  und  Industrie, 
Solinger  Bank,  Bonner  Bank  für  Handel  und  Gewerbe  u.  a.  m.)  recht- 
fertigen dieses  Mißtrauen.  Unter  solchen  Umständen  „verzichtet  in 
Deutschland  der  vorsichtige  Mann  auf  den  geringen  Zinsgenuß,  den 
täglich  fällige  Depositengelder  bringen,  verwahrt  sein  Geld  in 
eigener  Kasse  und  bleibt  dem  Giro-  und  Scheckverkehr  fern."  (32c) 
Die  Zurückhaltung  der  großen  Masse  minder  begüterter  Personen 
ist  eins  der  größten  Hindernisse  für  den  Fortschitt  des  geldlosen 
Zahlungsausgleichs. 

Es  sind  in  der  Hauptsache  noch  sogenannte  „Konsumentenein- 
kaufsgelder" -—  um  die  von  Jacobi  (32d)  vorgeschlagene  Bezeich- 
nung zu  gebrauchen  —  die  für  eine  Einbeziehung  in  den  Giro- 
organismus der  Reichsbank  in  Betracht  kommen.  Und  zwar  han- 
delt es  sich  erstens  um  die  im  täglichen  Barzahlungsverkfehr  der 
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Privaten  für  ihre  Bedürfnisbefriedigung  tatsächlich  zu  veraus- 
gabenden Summen,  zweitens  um  die  Gelder,  die  derselben  Bestim- 
mung vorbehalten  sind,  aber  noch  bis  zum  Momente  der  Veraus- 
gabung bei  den  einzelnen  Konsumenten  ruhen.  Ferner  um  die 
Kassenbestände  und  vorübergehend  flüssigen  Mittel  der  kleineren 
Geschäftsleute.  Die  vorbezeichneten,  ausnahmslos  täglich  fälligen 
Gelder  würden  sich  zur  Uebergabe  an  die  Reichsbank  eignen. 

Der  einzelne  Konsument  würde  den  Vorteil  einer  absolut 
sicheren  Aufbewahrungsstelle  genießen,  und  dem  nationalen  Pro- 
duktionsprozesse käme  die  beschleunigte  Verwandlung  von  Kon- 
sumentengeld in  Geldkapital  zu  gute,  da  die  Reichsbank  jene  Depo- 
siten dem  allgemeinen  Wirtschaftsverkehr  im  Wege  der  Diskont- 
und  Lombardkreditgewährung  unmittelbar  wieder  zur  Verfügung 
stellen  könnte. 

„Die  Aufgabe  der  Banken  besteht  geradezu  darin,  die  Produk- 
tion durch  Umwandlung  möglichst  hoher  Beträge  Konsumentengel- 
des in  Produzenten geld  zu  fördern.  Je  mehr  sich  der  Gebrauch  von 
bankmäßigen  Zahlungseinrichtungen  auch  an  Stelle  von  Konsu- 
mentengeld durchsetzt,  um  so  besser  wird  dieser  Zweck  er- 
reicht." (32e) 

Um  aus  dem  großen  Kreise  der  Privaten  nur  eine  Gruppe  her- 
auszugreifen, möchte  ich  die  mittleren  und  höheren  Beamten  und 
die  Privatangestellten  nennen  und  auf  die  Summen  verweisen,  die 
hier  zur  Bestreitimg  der  laufenden  Kosten  des  Unterhalts  im  Laufe 
eines  Monats  oder  Vierteljahrs  bereitzuhalten  sind.  Diese  bedeu- 
tenden Kassenführungsgelder  verlangen  nichts  als  eine  absolut 
sichere  Aufbewahrungsstelle  und  das  Zugeständnis,  die  deponier- 
ten Gelder  in  jedem  beliebigen  Momente  abheben  zu  können.  Die 
Verzinsung  kommt  erst  in  zweiter  Linie. 

In  den  wirtschaftlichen  Zentren  fließen  diese  Summen  zum 
Teil  schon  den  Großbanken  zu,  dagegen  wäre  überall  dort,  wo 
sichere  Banken  nicht  A^ertreten  sind,  in  Provinzstädten  und  an  der 
Peripherie  des  Reiches,  noch  Raum  für  eine  Betätigung  von  Reichs- 
bank und  Post. 

Auf  den  ersten  Blick  erscheint  es,  als  ob  der  Zahlungsverkehr 
von  Privatleuten  zu  gering  wäre,  um  an  das  Gironetz  angeschlossen 
zu  werden.  Bei  näherer  Betrachtung  ergibt  sich  jedoch  eine  nicht 
unbedeutende  Anzahl  von  Fällen,  in  denen  die  Giro  Zahlung  durch- 
aus am  Platze  wäre.  Als  derartige  geeignete  Zahlungen  könnte  man 
nennen:  Steuern,  Wohnungsmiete,  Zinsen,  Versicherungsprämien, 
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Vereinsbeiträge  aller  Art,  größere  Zahlungen  für  Beleuchtung  und 
Brennmaterial,  für  wertvolle  Gegenstände  der  Wohnungseinrich- 
tung, Aezterechnungen,  Schulgeld,  Bücher,  Theateraboonements, 
Abzahlungen,  regelmäßige  Unterstützungen.  Die  beträchtlichen 
Summen,  die  zur  Deckung  obiger  Ausgaben  zur  Verfügung  stehen 
müssen,  liegen  heute  zum  größten  Teil  noch  als  tote  Kassenbe- 
stände in  Schranken  und  Kassetten  zerstreut. 

Die  Annahme  verzinslicher  Depositen  bei  der  Reichsbank  er- 
scheint mir  für  Zeiten  allgemeinen  Mißtrauens  besonders  bedeu- 
tungsvoll. Welche  Störungen  würde  unser  gesamtes  Wirtschafts- 
leben erleiden,  wenn  sich  möglicherweise  eines  Tages  das  Ver- 
trauen von  einer  oder  mehreren  unserer  Großbanken  zurückziehen 
würde!  Wer  sollte  dann  in  den  Riß  treten?  Die  anderen  Schwester- 
institute könnten  es  nicht,  denn  sie  würden  durch  eine  solche  Strö- 
mung auch  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden.  Hier  wäre  die 
Reichsbank  das  geeignete  Organ,  das  alle  sich  zurückziehenden 
Depositen  schnell  bei  sich  aufnehmen  und  solange  verwalten 
könnte,  bis  das  Gleichgewicht  wieder  hergestellt  wäre.  Durch  ein^ 
solche  Intervention  würde  verhindert,  daß  sich  die  Depositenkapi- 
talien wieder  für  unbestimmte  Zeit  der  wirtschaftlichen  Benutzung 
entzögen.  Auf  diese  Weise  könnte  eine  Hilfsaktion  seitens  der 
Reichsbank  ohne  Schwächung  ihres  Status  durchgeführt  werden.  Sie 
brauchte  nur  das  der  bedrohten  Bank  eben  entzogene  Geld  ihr  gegen 
Deckung  wieder  überlassen.  Damit  ein  Depositenverkehr  bei  der 
Reichsbank  in  solchen  kritischen  Momenten  mit  voller  Sicherheit 
in  Funktion  treten  kann,  muß  natürlich  vorausgesetzt  werden,  daß 
er  bereits  eine  allgemein  bekannte,  durch  Gewohnheit  vertraut 
gewordene  Einrichtung  ist.  Wenn  wir  früher  darauf  hin- 
gewiesen haben,  daß  sich  die  Reichsbank  an  einer  zukünftigen, 
allgemeinen,  stärkeren  Depositenbildung  durch  Schaffung  ent- 
sprechender Einrichtungen  einen  größeren  Anteil  sichern  solle,  so 
erhalten  solche  vorsorglichen  Maßnahmen  im  Hinblick  auf  kritische 
Zeiten  eine  erhöhte  Bedeutung. 

Der  Gedanke  verzinslicher  Gelder  bei  der  Reichsbank  ist  auch 
mit  dem  Einwand  bekämpft  worden,  daß  die  Zentralbank  ihr  Privi- 
legium nicht  dazu  mißbrauchen  dürfe,  den  Privatbanken  die  Ge- 
schäfte wegzunehmen.  Dieser  Einwurf  trifft  auf  die  im  Texte  ver- 
tretene kontingentierte  Annahme  nicht  zu.  Wie  eingehend  erörtert 
worden  ist,  handelt  es  sich  hier  nicht  um  die  Uebernahme  einer  ganz 
neuen  Transaktionen  im  Konkurrenzkampfe  mit  den  Privatbanken, 
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sondern  um  eine  vorübergehende  Maßnahme  ^ur  Erweiterung  eines 
bereits  mit  großem  Erfolge  betriebenen  Geschäftszweiges.  Eine 
derartig  durchgeführte  Arbeitsteihmg,  daß  der  Ueberweisungsver- 
kehr  von  Platz  zu  Platz  sowie  die  Verwaltung  der  dazu  notwendi- 
gen Gelder  Monopol  der  Reichsbank  und  Post,  während  Verwal- 
tung und  Fruktifizierung  aller  übrigen  Depositenkategorien  Auf- 
gabe der  privaten  Bankwelt  blieben,  wäre  unseres  Erachtens  durch- 
aus erwünscht.  (32f)  Durch  eine  solche  Verteilung  der  Depositen 
wäre  auch  dem  Gedanken  Rechnung  getragen,  Barmittel  tunlichst 
bei  verschiedenen  Deponierungsstellen  zu  hinterlegen,  um  auf  diese 
Weise  ein  eventuelles  Risiko  zu  verteilen. 

Eine  Zentralisation  reiner  Girogelder  bei  der  Reichsbank  unter 
bewußtem  Ausschluß  aller  anderen  Depositenkategorien  ließe  sich 
unseres  Erachtens  ohne  harte  Eingriffe  in  die  durch  die  historische 
Entwicklung  gegebene  Struktur  unserer  Kreditorganisation  durch- 
führen. 

Ein  nach  den  im  Text  gezogenen  Richtlinien  organisierter 
Reichsgiroverkehr  kann  übrigens  noch  auf  einem  anderen  Gebiete 
eine  nicht  unbedeutende  Tätigkeit  entwickeln,  denn  er  bietet  der 
Regierung  eine  ausgezeichnete  Handhabe,  die  Nachfrage  auf  dem 
Rentenmarkte  zu  beleben.  Es  besteht  zwar  schon  die  Einrichtung, 
daß  man  durch  Einzahlung  bei  irgendeiner  Postanstalt  eine  Reichs- 
oder Staatsschuldbuchforderung  erwerben  kann.  Aber  diese  Propa- 
ganda genügt  bei  weitem  noch  nicht,  man  muß,  ebenso  wie  es 
die  Banken  tun,  die  Kapitalanlage  des  Publikums  durch  direkte 
persönliche  Einwirkung  leiten.  Und  ein  solch  dauernder,  persön- 
licher Kontakt  der  Regierung  mit  dem  Kapitalistenpublikum  wird 
durch  umfangreiche  Vermehrung  von  Giro-  und  Depositenkonten  bei 
Post  und  Reichsbank  am  besten  erreicht.  Die  Banken  haben  kein 
ausgeprägtes  Interesse  an  der  Kursregulierung  unserer  Renten. 
Sie  empfehlen  einem  Kauflustigen  viel  lieber  den  Erwerb  etwa  von 
Hypothekenpfandbriefen,  wobei  sie  in  der  Regel  noch  eine  Boni- 
fikation verdienen.  Post  und  Reichsbank  müßten  die  Berater  der 
großen  Masse  der  Bevölkerung  werden.  Wenn  ein  so  feinmaschiges 
Institut  wie  der  projektierte  Reichsgiroverkehr  dauernd  in  dieser 
Richtung  auf  das  Publikum  einwirkt,  so  kann  der  erwünschte  Er- 
folg nicht  ausbleiben.  Man  könnte  in  jeder  Postanstalt  und  jeder 
Reichsbankfiliale  eine  Bekanntmachung  anbringen  lassen  des  In- 
halts, daß  Eintragungen  von  Schuldbuchforderungen  und  Ankauf 
von  Staatsanleihen  kulantest  vermittelt  und  auch  sonst  gewünschte 
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Auskünfte  in  finanziellen  Angelegenheiten  bereitwilligst  erteilt 
werden.  Die  Reichsbank  hat  bereits  Schritte  auf  diesem  Wege  ge- 
tan. Bei  33  Reichsbankanstalten  werden  preußische  Staats-  und 
Reichanleihen  zur  sofortigen  Abgabe  an  das  Publikum  bereitgehal- 
ten. Auf  diese  Weise  würden  die  breiten  Massen  dazu  erzogen, 
in  erster  Linie  bei  den  staatlichen  Instituten  Informationen  einzu- 
holen. Ich  weiß  aus  eigener  Praxis,  daß  oft  nur  einige  Worte  ge- 
ntigen, um  Kapitalisten,  die  ursprünglich  den  Ankauf  von  Indu- 
striewerten oder  ausländischen  Papieren  beabsichtigten,  dem 
Markte  der  einheimischen  Rente  zurückzugewinnen. 

Die  Entwicklung  unseres  Kreditvermittlungswesens  hat  die 
staatliche  Einwirkung  auf  die  Kapitalsanlage  des  breiten  Publikums 
stark  eingeengt.  Mit  den  bestehenden  Verhältnissen  muß  man  rech- 
nennen und  die  überwiegende  Mehrheit  der  noch  nicht  zum  Giro-  und 
Depositenverkehr  gehörigen  Personen  dafür  zu  gewinnen  suchen. 
Die  Regierung  muß  den  ungeheuren  Vorsprung,  den  sie  durch  den 
Besitz  der  Postanstalten  allen  privaten  Giroeinrichtungen  gegen- 
über voraus  hat,  dazu  ausnutzen.  Verzinsliche  Depositen  im 
„Reichsgiroverkehr"  würden  den  Aufsaugeprozeß  aller  wirtschaft- 
lich unbenutzten  Kapitalpartikel  bedeutend  intensiver  gestalten, 
als  es  durch  die  Privatbanken  bei  ihrer  in  dieser  Beziehung  unvoll- 
kommeneren Organisation  je  erreicht  werden  könnte. 

Es  gilt  nun  noch,  ein  letztes  gegnerisches  Argument  zu  wider- 
legen, nämlich  die  Behauptung,  daß  die  Errichtung  einer  wie  immer 
gearteten  staatlichen  Depositenstelle  die  durch  die  Banken  ver- 
mittelte Kapitalzuführung  an  die  Industrie  schmälern  würde.  (32g) 
Zunächst  möchte  ich  darauf  hinweisen,  daß  alle  im  Texte  besproche- 
nen Maßnahmen  zusammengenommen  eine  im  Vergleich  mit  den 
enormen  in  der  Industrie  investierten  Kapitalien  relativ  geringe 
Summe  der  „Reichsgiro bank"  zuführen  würden,  daß  also  von  einer 
grundsätzlichen  Veränderung  in  der  Verwendung  der  deutschen 
Depositengelder  nicht  die  Rede  sein  kann.  Bis  jetzt  haben  Reichs- 
bank- und  Postgiroverkehr  zusammengefaßt  circa  800  Millionen  an- 
gesammelt, und  die  Reservierung  dieser  Mittel  hat  der  deutschen 
Industrie  nicht  geschadet.  Wenn  nun  der  „Reichsgiroverkehr" 
etwa  weitere  200  Millionen  hinzufügen  würde,  so  wäre  auch  damit 
noch  keine  Schädigung  der  Industrie  verbunden. 

Diese  200  Millionen  erscheinen  gegenüber  den  Zahlen,  mit 
denen  die  Reichsbank  zu  rechnen  gewohnt  ist,  al&  eine  unbedeutende 
Summe.    Und  doch  hat  dieser  verhältnismäl^ig  geTinge  Betrag  in 
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krtischen  Momenten  eine  Rolle  gespielt.  Die  Krisis  des  Jahres 
1907  hat  an  Bedeutung  hauptsächlich  darum  gewonnen,  weil  der 
Goldbestand  der  Reichsbank  nur  um  100  bis  200  Millionen  ver- 
ringert wurde,  die  ins  Ausland  wanderten.  (33) 

Die  eventuell  vom  „Reichsgiroverkehr"  gesammelte  Milliarde 
würde  in  den  Händen  der  Banken  eben  nur  eine  Milliarde  an  Kre- 
diten an  die  Industrie  ermöglichen.  Im  Besitz  der  Reichsbank  be- 
deutet diese  Summe  aber  immer  ein  vielfaches  davon.  Mit  anderen 
Worten,  die  Reichsbank  ist  in  der  Lage,  der  Industrie  auf  Grund 
derselben  Summe  einen  höheren  Betrag  kurzfristigen  Kredits 
zur  Verfügung  zu  stellen  als  die  Privatbanken.  Und  wenn 
nun  der  Metallvorrat  der  Reichsbank  durch  die  im  „Reichsgiro- 
verkehr" angesammelten  Barmittel  dauernd  gestärkt  und  dadurch 
eine  größere  Stabilität  des  Diskonts  erzielt  würde,  wer  hätte  den 
Vorteil  davon?  Doch  auch  die  Industrie!  Stabiler  Diskont,  billige 
Kredite,  das  sind  die  beiden  Momente,  die  den  Aufschwung  der  In- 
dustrie wesentlich  begünstigen.  Wie  immer  also  man  den  Gedanken 
verzinslicher  Depositen  im  „Reichsgiroverkehr"  beurteilen  mag, 
die  Industrie  hat  jedenfalls  keinen  Grund,  ihm  feindlich  gegenüber- 
zustehen. 

Nachdem  wir  nun  versucht  haben,  die  der  Einführung  eines 
„Reichsgiroverkehrs"  entgegenstehenden  Bedenken  zu  zerstreuen, 
möchte  ich  zum  Schlüsse  noch  folgendes  Problem  streifen.  Es  ist 
bekannt,  daß  mit  der  Kapitalkonzentration  bei  den  Großbanken  eine 
Monopolisierung  sowohl  ökonomischer  Kenntnisse  und  Einsichten 
als  auch  der  vollendetsten  Einrichtung  auf  dem  Gebiete  der  Kredit- 
organisation in  den  Großstädten  Hand  in  Hand  geht,  während  die 
provinziellen  Gebiete  mehr  oder  weniger  vernachlässigt  werden. 
Die  bestehende  Organisation  unseres  Postscheckverkehrs  leistet 
diesen  Monopolisierungstendenzen  noch  weiteren  Vorschub,  da  die 
Postscheckämter  ebenfalls  in  den  größten  Städten  angelegt  worden 
sind. 

In  dem  völlig  zentralistisch  organisierten  Giroverkehr  der 
österreichischen  Postsparkasse  kommt  die  bevorzugte  Stellung 
Wiens  und  seiner  Umgebung  deutlich  zum  Ausdruck.*  Von  den 
91  069  Kontoinhabern  im  Jahre  1909  domizilierten  in  Wien  und  den 
nächstgelegenen  Landesteilen  81  Prozent,  während  nur  19  Prozent 
auf  die  übrigen  Teile  der  Monarchie  entfielen.  (34) 

Jenen  Monopolisierungstendenzen  gegenüber  sollte  der  „Reichs- 
giroverkehr" auf  seine  Allgegenwart  gestützt  eine  ausgleichende 
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Tätigkeit  entfalten.  Dies  erscheint  mir  der  ungefährlichere  Weg 
zu  sein,  die  plutokratische  Tendenz  in  unserer  Bankent Wicklung 
abzuschwächen,  denn  der  andere  Weg,  die  Machtentfaltung  der 
Großbanken,  oder  speziell  ihren  Depositenverkehr,  gesetzlich  be- 
grenzen zLi.  wollen,  dürfte  wohl  als  ungeeignet  zu  bezeichnen  sein. 

Auch  der  Gedanke  durch  Errichtung  einer  neuen  staatlichen 
Depositenbank  einen  Teil  der  Depositengelder  abzusondern,  diesen 
nur  bestimmten  Verwendungszwecken  vorzubehalten  und  dadurch 
mit  größerer  Sicherheit  auszustatten,  erscheint  für  Deutschland 
nicht  empfehlenswert. 

Unsere  Volkswirtschaft  verfügt  noch  nicht  über  so  reiche 
Kapitalien,  daß  man  mit  dem  vorhandenen  knappen  Bestand  unge- 
straft Experimente  machen  dürfte;  jeder  Fehlgriff  müßte  sich 
rächen.  Ganz  andere  Grundlagen  für  die  Behandlung  dieser  Frage 
sind  in  kapitalreichen  Ländern  wie  Frankreich  und  England  ge- 
geben. Dort  ist  flüssiges  Kapital  reichlich  vorhanden,  und  wird  von 
den  heimischen  Industrieen  nicht  voll  beschäftigt.  Mit  solchen  Verhält- 
nissen können  wir  in  Deutschland  leider  nicht  rechnen,  und  des- 
halb ist  es  zu  wünschen,  daß  der  Gedanke  irgendeiner  gesetzgebe- 
rischen Einmischung  immer  nur  ein  Schreckgespenst  bleiben  möge. 

Erfreulicherweise  vertritt  die  Regierung  bis  jetzt,  wie  neuer- 
liche Auslassungen  zeigen,  (35)  den  Standpunkt,  daß  weder  gesetz- 
geberische Eingriffe  in  die  bestehende  Kreditorganisation  ijoch 
auch  irgendeine  Form  staatlicher  Beaufsichtigung  angezeigt  sei. 

Und  um  schließlich  noch  einmal  auf  Zweck  und  Ziel  dieser 
Ausführungen  zurückzukommen,  nämlich  Mittel  zu  einer  dauernden 
Verstärkung  des  Goldschatzes  der  Reichsbank  ausfindig  zu  machen, 
sc  erscheint  mir,  wie  ich  in  Vorstehendem  zu  begründen  suchte,  die 
Durchführung  eines  alle  Bevölkerungsschichten  umfassenden  Giro- 
verkehrs mit  Verzinslichkeit  der  Einlagen  ein  geeigneter  Weg  zur 
Lösung  zu  sein.  Was  wir  brauchen,  ist  Vermeidung  jedes  un- 
nötigen Metallgeldumlaufs,  straffste  Zusammenfassung  und  größt- 
mögliche Ausnutzung  des  nationalen  Geldbestandes  und  eine  auf 
breiter  Goldbasis  ruhende  Zentralbank 
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21.  Bankenquete  1908/09,      Stenographische  Berichte.  40 

22.  Die  Reichsbank  1876  bis  1900   42 

22a.  Dr.  Otto  Schwarz,    Diskontpolitik.   Leipzig  1911.  10 

23.  Arnold,  Dr.,  Anton,  Die  Bedeutung  .... 


III.  Teil. 

1.  Denis,  Prof.,  Hector,  Der  Scheck-  und  Clearingver- 
kehr beim    Oesterreichischen    Postsparkassen- Amt 

und  Gesetzesvorschlag  für  Belgien.        ...  30 

2.  Rauchberg,    ^  202 

3.  Gechäftsbericht  über  die  Ergebnisse  des  Postüber- 
weisungs-  und  Scheckverkehrs  im  Reichs-Postge- 
biete  während  des  Kalenderjahres  1910.  Berlin  1911.  18 

4.  Derselbe.  g 
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5.  Das  schweizerische  Bundesgesetz  betreffend  den 
Postscheck-  und  Giroverkehr.  Materialien.  Amt- 
liches stenographisches  Bulletin  der  schweizeri- 
schen Bundesversammlung.  Nr.  21.  ...  403 
6.  26.  Rechenschaftsbericht  des  k.  k.  Postsparkassen- 
Amtes  für  das  Jahr  1909.    Wien  1910. 

7.  Laut  persönlich   eingeholter  Au.skunft   im  Reichs- 
postamt. 

8.  Potthoff,  Dr.,  Heinz,     Bankbeamten- Zeitung,  XV. 
Jahrgang  Nr.  1. 

9.  Münch,  Hans.    Scheck-Üeberweisungs-    u.nd  Post- 


scheckverkehr .......  35 

10.  Büsing,  Reichstagsitzung  am  29.  Januar  1900. 

11.  Bankenquete  1908/09.      Stenographische    Berichte.  154 

12.  Das  schweizerische  Bundesgesetz  betreffend  .... 
Materialien  ...  ,  404 

13 .  Münch,  Hans,  Scheck-Ueberweisungs-  und  Post- 
scheckverkelir  56 

14.  Lünsmann,   Carl,  61 

15.  Dr.  Otto  Schwarz,  Diskontpolitik  93 

16.  do.  do.  70 
17     Dr.  Moritz  Ströll,    Ueber  das  deutsche  Geldwesen 

im  Kriegsfall.    Leipzig  1899. 

18.  Vergl.  A.  Haffner,  Das  Notenbankwesen  in  der 
Schweiz  und  in  England  und  Deutschland,  Tübinger 
Dissertation  1908   69 

19.  Vergl.  Bankenquete  1908.  Stenographische  Berichte.  235 

20.  Prof.  Dr.  L.  Stephinger,  Die  Geldlehre  Adam  Mül- 
lers, Tübinger  Staatswissenschaftliche  Abhandlun- 
gen.   1.  Heft,  Stuttgart  1909. 

21.  do.  197 

22.  do.  194 

23.  do.  197 
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IV.  Teil. 
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1.  Bankenquete    1908/09.    Stenographische    Berichte.  72 

2.  Straus,  Unser  Depositengelder-System  und  seine  Ge- 
fahren.   Frankfurt  a.  M.  1892. 

3.  Warschauer,  Das  Depositenbankwesen  in  Deutsch- 
land mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Sparein- 
lagen. Conrads  Jahrbücher  III.  Folge,  27.  Band, 
1904. 

4.  Bankenquete    1908/09.    Stenographische    Berichte.  103 

5.  Schumann,  Dr.,  Fritz,  Die  englischen  Depositen- 
banken. Deutscher  Bankbeamten- Verein,  Nach- 
richten am  1.  März  1911. 

6.  Kesolution  des  3.  Allgemeinen  Bankiertages  zu 
Hamburg  am  5.  und  6.  September  1907. 

7.  Bankenquete    1908/09.     Stenographische    Berichte.  42 

8.  Niebuhr,  Geschichte  der  Königlichen  Bank  in  Ber- 
lin.   Berlin  1848.   238 

9.  von  Poschinger,  Band  II  354 

9a.  Ivar  Hultmann,    Die  Centrainotenbanken  Europas, 

Berlin  1912. 

10.  Warschauer,  Dr.,  Otto,    Physiologie  der  deutschen 
Banken,    Berlin  1903   101 

11.  Bankenquete  1908/09.    Materialien  ...  .       .  36 

12.  Bankenquete    1908/09.    Stenographische    Berichte.  112 

13.  do.  38 

14.  Bankenquete  1908/09.  Materialien  '    .  37 

15.  do.  37 

16.  Prion,  Dr.,  Waher,  Das  deutsche  Wechseldiskont- 
geschäft.   Leipzig  1907. 

17.  Bankenquete  1908/09.  Materialien....       ,       .       .  37 

18.  Lünsmann,  Carl,  13 

19.  Warschauer,  Dr.,  Otto,  Physiologie  ...  .  .101 

20.  Bankenquete  1908/09.  Materialien  38 

21.  Berger,    Der  Giroverkehr  103 

22.  Bankenquete  1908,  Punkt  I— V  225 

23.  Bankenquete  1908/09.  Stenographische  Berichte.  151 
23a.  Dr.  Otto  Schwarz,     Diskontpolitik.         ...  50 
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24.  Bankenquete    1908/09.    Stenographische    Berichte.  81 

25.  do.  113 

26.  do.  69 
26a.  Dr.  Otto  Schwarz,  Diskontpolitik  115  u.  146 

27.  Deutsche  Reichsbankblätter,  8.  Jahrg.  6.  Heft.  ...  88 

28.  Eechenschaftsbericht    des    k.  k.  Postsparkassen- 
Amtes  für  1909   7 

29.  Bankenquette  1908/09.     %terialien   218 

29a.  Bankenquete  08,  Punkt  .1— V.     .       .  219,  224,  237 

30.  Warschauer,  Physiologie  ...           .       .       .       .  101 

31.  Bankenquette    1908/09.     Stenographische  Berichte.  14 

32.  Wilbrandt,  Volkswirtschaftliche  Vorlesungen.       .  40 

32a.  Dr.  Otto  Schwarz,  Diskontpolitik   112 

32b.              do.                   do.  113 

32c.  Lünsmann,  Carl,   43 

32d.  Dr.  Stephan  Jacobi,  Versuch  einer  volkswirtschaft- 
lichen Unterscheidung  der  Bankdepositen.  Tübin- 
ger Staatswissenschaftliche  Abhandlungen.  24.  Heft.  63 

32e                              do.  68 

32f.  Bankenquete     1908.      Stenographische     Berichte.  213 

32g  Bankenquete  08,  Stenographische  Berichte.     .       .  219 

33.  Bankenquete.  1908/09.      Steographische    Berichte.  154 

34.  Eechenschaftsbericht    des    k.    k.  Postsparkassen- 
Amtes  für  1909  .30 

35.  Staatssekretär  Dr.  Delbrück,  Keichstagssitzung  am 
14.  März  1911. 


Im  übrigen  ruht  meine  Darstellung  auf  eigenen  Erfahrungen, 
die  ich  während  meiner  praktischen  Tätigkeit  im  Girokontor  der 
Reichshauptbank  gesammelt  habe,  und  auf  Mitteilungen  anderer 
Reichsbankbeamten. 
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